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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates über europäische 
Unternehmensstatistiken zur Aufhebung von zehn Rechtsakten 
im Bereich Unternehmensstatistiken und zur Änderung anderer 
Statistikgesetze

A. Problem und Ziel 

Die Verordnung (EU) 2019/2152 des Europäischen Parlaments und des Rates über euro-
päische Unternehmensstatistiken zur Aufhebung von zehn Rechtsakten im Bereich Un-
ternehmensstatistiken vom 27. November 2019, die sogenannte EBS-Verordnung (Regu-
lation on European business statistics), ist ab dem 1. Januar 2021 in den europäischen 
Mitgliedstaaten anzuwenden. 

Übergreifendes Ziel der EBS-Verordnung ist eine Vereinheitlichung, Flexibilisierung und 
Konsolidierung der Unternehmensstatistiken. Die EU-weite Harmonisierung eröffnet die 
Chance auf eine schnellere Verfügbarkeit, bessere Qualität sowie intraeuropäische Ver-
gleichbarkeit der Unternehmensstatistiken. Im Vergleich zu den bisherigen Regelungen 
sollen zudem eine höhere Kohärenz und flexiblere Auswertungen ermöglicht werden; da-
mit kann bedarfsgerecht eine Anpassung des bestehenden europäischen Statistiksystems 
an sich schnell wandelnde Datenanforderungen erfolgen. Dies gilt sowohl für die struktu-
rellen Unternehmensstatistiken als auch für die Konjunkturstatistiken. Die Ergebnisse bil-
den die Grundlage für die Planung, Durchführung und Kontrolle wirtschaftspolitischer 
Maßnahmen der EU. 

Die Änderungen im Zuge der EBS-Verordnung beinhalten sowohl Erweiterungen der Lie-
ferverpflichtungen für die Mitgliedstaaten als auch methodische Anpassungen bei der Er-
hebung und der Verarbeitung der zu liefernden Angaben. Dies betrifft in Deutschland vor 
allem die Unternehmensstatistiken in den Bereichen „Handel“ und „Dienstleistungen“, in 
denen Berichtskreise zu erweitern und Periodizitäten von bisher vierteljährlichen Erhe-
bungen auf monatliche Erhebungen umzustellen sind. 

Ziel des Artikelgesetzes ist es insbesondere, mit den Regelungen in den Artikeln 1, 2 und 
4 die für die Umsetzung der EBS-Verordnung erforderlichen Anpassungen der nationalen 
Rechtsgrundlagen vorzunehmen. Zum Ausgleich für entstehende Unternehmensbelas-
tungen werden gleichzeitig Regelungen zur Verkleinerung des Stichprobenumfangs in der 
Konjunkturstatistik und zur Anhebung der Meldeschwelle für die Bearbeitung vereinfachter
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Fragebögen in der Strukturstatistik getroffen. Darüber hinaus enthalten die Artikel 3, 5 und 
6 Regelungen zur Nutzung von Verwaltungsdaten aus dem Verzeichnis nach § 293 SGB 
V für statistische Zwecke, zur Anwendung der EU-Unternehmensdefinition in den deut-
schen Unternehmensstatistiken und im statistischen Unternehmensregister und zur Ein-
richtung einer Verwaltungsdateninformationsplattform. Weitere Entlastungen für Unter-
nehmen ergeben sich aus den Regelungen in den Artikeln 7 bis 9, die Vereinfachungen in 
der Produktionsstatistik und die weitergehende Verwendung alternativer Datenquellen 
vorsehen.

1. In Artikel 1 des Gesetzes wird eine neue Rechtsgrundlage für die Konjunkturstatis-
tiken und die strukturellen Unternehmensstatistiken in den Bereichen „Handel und Gast-
gewerbe“ sowie „Dienstleistungen“ geschaffen. Die in Deutschland historisch gewachse-
nen, methodisch unterschiedlichen Vorgehensweisen in diesen Bereichen werden harmo-
nisiert; drei bestehende gesetzliche Grundlagen1) werden durch eine gesetzliche Grundla-
ge ersetzt. 

Zur Erfüllung der europäischen Lieferverpflichtungen ist eine Ausweitung der Berichtskrei-
se in den Bereichen „Handel“ und „Dienstleistungen“ erforderlich. Darüber hinaus ist künf-
tig ein neuer monatlicher Dienstleistungsproduktionsindex zu liefern, so dass eine monat-
liche Erhebung im Dienstleistungsbereich erforderlich wird. Die Erfüllung europäischer 
Anforderungen wird zu einer deutlichen Verbesserung des nationalen Datenangebots in 
diesen in Deutschland wichtigen Wirtschaftsbereichen führen. Rund 75 Prozent aller Er-
werbstätigen sind hier tätig und erwirtschaften rund 69 Prozent der jährlichen Wertschöp-
fung. Insbesondere die Umstellung der Konjunkturstatistiken im Dienstleistungsbereich 
von vierteljährlicher auf monatliche Periodizität wird eine zeitnahe Einschätzung der kon-
junkturellen Entwicklung ermöglichen. 

Sowohl bei den Konjunkturstatistiken als auch bei den strukturellen Unternehmensstatisti-
ken führt die Ausweitung der europäischen Lieferverpflichtungen zu einer zusätzlichen 
Belastung der Wirtschaft, da für weitere Wirtschaftsbereiche Angaben erhoben werden 
müssen. Durch verschiedene Maßnahmen, wie methodische Weiterentwicklung der 
Stichprobenmethodik, Verzicht auf bislang erhobene, aber nur national benötigte Merkma-
le und Begrenzung des Merkmalskatalogs bei kleineren Einheiten, wird diese Zusatzbe-
lastung in Teilen kompensiert. 

2. In Artikel 2 des Gesetzes erfolgt eine Änderung des Gesetzes über die Kosten-
strukturstatistik. Zum einen werden dabei die Wirtschaftsbereiche, deren Angaben künftig 
durch die neue strukturelle Unternehmensstatistik im Handels- und Dienstleistungsbereich 
gewonnen werden, aus dem Gesetz gestrichen. Zum anderen deckt die Kostenstruktur-
statistik in den Wirtschaftsbereichen „Arzt- und Zahnarztpraxen“ sowie „Praxen von psy-
chologischen Psychotherapeutinnen und –therapeuten“ bereits heute einen nationalen 
Bedarf an Daten ab, der über die europäischen Datenanforderungen der EBS-Verordnung 
hinausgeht. Diese Daten bilden eine wichtige Grundlage für gesundheitspolitische Ge-
spräche und Verhandlungen auf nationaler Ebene. Die bereits bestehende Kostenstruk-
turstatistik wird daher so angepasst, dass sie für die genannten Wirtschaftsbereiche künf-
tig nicht nur den nationalen Bedarf an Daten abdeckt, sondern auch die EU-
Lieferverpflichtungen erfüllt.

1) Es handelt sich um folgende Gesetze: Handelsstatistikgesetz vom 10. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3438), 
das zuletzt durch Artikel 272 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden 
ist; Dienstleistungsstatistikgesetz vom 19. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1765), das zuletzt durch Artikel 8 
des Gesetzes vom 28. Juli 2015 (BGBl. I S. 1400) geändert worden ist; Dienstleistungskonjunkturstatis-
tikgesetz (DLKonjStatG) vom 24. April 2013 (BGBl. I S. 930), das durch Artikel 274 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist.
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3. Im Artikel 3 werden die rechtlichen Voraussetzungen für die Nutzung der Daten 
des Verzeichnisses nach § 293 SGB V durch die amtliche Statistik geschaffen. Dies hat 
zum Ziel, die Qualität der Ergebnisse der Kostenstrukturstatistik im medizinischen Bereich 
zu steigern. 

4. Die im Rahmen der EBS-Verordnung beschlossenen Änderungen wirken sich 
auch auf die Statistik zur Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien in 
Unternehmen aus. Diese Statistik gehört zu den neu definierten dynamischen Unterneh-
mensstatistiken, was neben einem jährlich wechselnden Erhebungsprogramm auch me-
thodische Flexibilität und kurze Vorlaufzeiten bei der Entwicklung bedingt. Die Regelung 
in Artikel 4 sieht daher vor, die Erhebung künftig zentral durch das Statistische Bundes-
amt durchzuführen. 

5. Artikel 5 enthält eine Regelung zur Anwendung der EU-Unternehmensdefinition 
gemäß Verordnung (EWG) Nr. 696/93 betreffend die statistischen Einheiten für die Be-
obachtung und Analyse der Wirtschaft in der Gemeinschaft (EU-Einheitenverordnung) in 
den deutschen Unternehmensstatistiken und im statistischen Unternehmensregister. 

6. Um im Bereich der Statistik künftig eine Entlastung der auskunftspflichtigen Unter-
nehmen und auch der Bürgerinnen und Bürger zu erreichen, ohne die Qualität der Statis-
tiken zu beeinträchtigen, wird die Prüfung der Verwendung von Verwaltungsdatenquellen 
anstelle von Erhebungen bei den Auskunftspflichtigen erleichtert. Artikel 6 sieht die Errich-
tung einer Verwaltungsdateninformationsplattform (VIP) für die Statistik vor, welche die 
notwendige Grundlage für eine systematische Eignungsprüfung von Verwaltungsdaten 
zur Nutzung in der amtlichen Statistik schafft. Zudem wird durch die Möglichkeit, von der 
Erhebung einzelner Angaben abzusehen, eine Grundlage für die Entlastung der Befragten 
geschaffen. 

7. Die Artikel 7 bis 9 enthalten Regelungen zur Entlastung der Wirtschaft von statistischen 
Berichtspflichten: Die Änderung des Gesetzes über die Statistik im Produzierenden Ge-
werbe (ProdGewStatG) sieht vor, dass entsprechend dem neuen, in Artikel 1 enthaltenen 
Handels- und Dienstleistungsstatistikgesetz bei einer Reihe von Erhebungen für die Struk-
turstatistiken im Produzierenden Gewerbe auf eine Differenzierung nach Geschlecht ver-
zichtet wird (Artikel 7). Mit der Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen werden die Zwecke, für die das Statistische Bundesamt die Daten der Markttranspa-
renzstelle über die Großhandelspreise für Strom und Gas erhalten kann, erweitert, 
wodurch auskunftspflichtige Energieversorgungsunternehmen entlastet werden sollen 
(Artikel 8). Die Änderung des Gesetzes über die Preisstatistik (PreisStatG) sieht erweiter-
te Auswertungsmöglichkeiten für bestimmte, bisher nur für Zwecke der Preisstatistik ge-
wonnene Daten und die erweiterte Nutzung elektronischer Aufzeichnungen von Transak-
tionen sowie automatisiert abgerufener allgemein zugänglicher Daten vor (Artikel 9).

B. Lösung 

Das Artikelgesetz schafft bundesgesetzliche Regelungen zur Umsetzung von europäi-
schen statistikrechtlichen Anforderungen und beinhaltet darüberhinausgehende Anpas-
sungen im Statistikrecht, u.a. auch, um die aus der Erfüllung der europarechtlichen Anfor-
derungen entstehenden Unternehmensbelastungen zu kompensieren.

C. Alternativen 

Keine.
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Nach Kostenkalkulationen des Statistischen Bundesamtes und der Statistischen Ämter 
der Länder entstehen bei Bund und Ländern jährliche Mehrkosten von rund 5,4 Millionen 
Euro, davon entfallen auf den Bund rund 2,7 Millionen Euro und auf die Länder rund 
2,7 Millionen Euro. Für den Bund entstehen in den Jahren 2021 bis 2024 einmalige Um-
stellungskosten von insgesamt rund 5,4 Millionen Euro; der einmalige Umstellungsauf-
wand für die Länder in diesem Zeitraum wird auf rund 410 000 Euro geschätzt. 

Auf die in den Artikeln 1 bis 5 geregelte Umsetzung von EU-Recht entfallen für das Statis-
tische Bundesamt jährliche Mehrkosten von rund 1,1 Millionen Euro und einmalige Um-
stellungskosten von rund 1,6 Millionen Euro; auf die Länder entfallen rund 2,7 Millionen 
Euro jährliche Mehrkosten und rund 410 000 Euro einmalige Umstellungskosten. 

Auf die in Artikel 6 geregelte Einrichtung einer Verwaltungsdateninformationsplattform 
entfallen für den Bund jährliche Mehrkosten von rund 1,3 Millionen Euro und rund 3,6 Mil-
lionen Euro einmalige Umstellungskosten. Die Kosten entstehen im Statistischen Bun-
desamt und beinhalten Kosten, die durch eine Beteiligung des Informationstechnikzent-
rums Bund (ITZ-Bund) am Aufbau der Plattform entstehen. 

Für die in den Artikeln 7 bis 9 enthaltenen Regelungen entsteht im Statistischen Bundes-
amt ein jährlicher Mehraufwand von rund 283 000 Euro und ein einmaliger Umstellungs-
aufwand von rund 219 000 Euro. Bei den Statistischen Ämtern der Länder führen diese 
Regelungen zu jährlichen Minderausgaben in Höhe von rund 5 000 Euro und einmaligen 
Umstellungskosten in Höhe von rund 300 Euro. 

Der im Statistischen Bundesamt entstehende finanzielle Mehrbedarf in Höhe von rund 2 
Millionen Euro jährlich und in Höhe von insgesamt rund 3,9 Millionen Euro einmalig, ver-
teilt auf die Haushaltsjahre 2021 bis 2024, soll im Einzelplan 06 ausgeglichen werden. Der 
im ITZ-Bund für den Aufbau einer Verwaltungsdateninformationsplattform entstehende 
finanzielle Mehrbedarf in Höhe von rund 0,65 Millionen Euro jährlich und in Höhe von ins-
gesamt rund 1,5 Millionen Euro einmalig, verteilt auf die Haushaltsjahre 2021 bis 2024, 
soll im Einzelplan 08 ausgeglichen werden.

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger fällt kein Erfüllungsaufwand an.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft reduziert sich der jährliche Erfüllungsaufwand in der Summe um rund 
695 000 Euro. Diese Entlastung entsteht insbesondere durch die Verkleinerung des 
Stichprobenumfangs in der monatlichen Konjunkturstatistik und durch eine Anhebung der 
Meldeschwelle für die Bearbeitung vereinfachter Fragebögen in der Strukturstatistik. Es 
entsteht einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 112 000 Euro für die Anpassung 
von Organisationsstrukturen und digitalen Prozessabläufen.

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Die Aufwandsänderungen sind in voller Höhe bestehenden Informationspflichten zuzu-
rechnen.
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E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Verwaltung entsteht ein jährlicher Erfüllungsaufwand von rund 5,4 Millionen Euro. 
Davon entfallen rund 2,7 Millionen Euro auf den Bund und rund 2,7 Millionen Euro auf die 
Landesebene. Der einmalige Erfüllungsaufwand beträgt rund 6,5 Millionen Euro, wobei 
5,7 Millionen Euro auf Verwaltungen auf Bundesebene und rund 743 000 Euro auf Ver-
waltungen auf Landesebene entfallen.

F. Weitere Kosten 

Keine.





Bundesrat Drucksache 684/20

B

ss

Fu

R

06.11.20

Wi - AIS - Fz - In

Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates über europäische 
Unternehmensstatistiken zur Aufhebung von zehn Rechtsakten 
im Bereich Unternehmensstatistiken und zur Änderung anderer 
Statistikgesetze

Bundesrepublik Deutschland 
   Die Bundeskanzlerin 

An den 
Präsidenten des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten 
Dr. Reiner Haseloff

Sehr geehrter Herr Präsident,

    Berlin, 6. November 2020

hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 des Grundgesetzes den 

von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates über europäische Unternehmensstatistiken zur Aufhe- 
bung von zehn Rechtsakten im Bereich Unternehmensstatistiken und zur Ände- 
rung anderer Statistikgesetze 

mit Begründung und Vorblatt. 

Der  Gesetzentwurf  ist  besonders  eilbedürftig,  um  Richtlinien  des  Europäischen 

Parlaments zeitnah in deutsches Recht umzusetzen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie. 

Fristablauf: 18.12.20 

besonders eilbedürftige Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG
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Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 

NKRG ist als Anlage beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Angela Merkel



Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Verordnung des Europäi-
schen Parlaments und des Rates über europäische Unternehmenssta-

tistiken zur Aufhebung von zehn Rechtsakten im Bereich Unterneh-
mensstatistiken und zur Änderung anderer Statistikgesetze 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Drucksache 684/20

Artikel 1

Gesetz über die Statistik im Handels- und Dienstleistungsbereich 

(Handels- und Dienstleistungsstatistikgesetz – HdlDlStatG)

A b s c h n i t t  1  

A l l g e m e i n e s

§ 1

Zweck der Statistik, Anordnung als Bundesstatistik 

(1) Die in diesem Gesetz geregelten statistische Erhebungen dienen

1. der Darstellung der Struktur und der Entwicklung im Handel und im Dienstleistungsbe-
reich und der Ermittlung ihrer wirtschaftlichen Bedeutung sowie

2. der Erfüllung von Berichtspflichten nach dem Recht der Europäischen Union.

(2) Die statistischen Erhebungen werden als Bundesstatistik durchgeführt.

§ 2

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes sind

1. „rechtliche Einheiten“ solche des Abschnitts II Buchstabe A Nummer 3 des Anhangs
der Verordnung (EWG) Nr. 696/93 des Rates vom 15. März 1993 betreffend die statis-
tischen Einheiten für die Beobachtung und Analyse der Wirtschaft in der Gemeinschaft
(ABl. L 76 vom 30.3.1993, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EG) 1137/2008 (ABl.
L 311 vom 21.11.2008, S. 1) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung
sowie Einrichtungen zur Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit;

2. „Marktproduzenten“ solche des Kapitels 3 Nummer 3.24 des Anhangs A der Verord-
nung (EU) Nr. 549/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai



2013 zum Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen auf nationa-
ler und regionaler Ebene in der Europäischen Union (ABl. L 174 vom 26.6.2013, S. 1), 
die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2015/1342 (ABl. L 207 vom 4.8.2015, S. 35) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung;
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3. „Umsätze“ solche der Variable 140301 des Anhangs IV der Durchführungsverordnung
(EU) 2020/1197 vom 30. Juli 2020 zur Festlegung technischer Spezifikationen und Ein-
zelheiten nach der Verordnung (EU) 2019/2152 des Europäischen Parlaments und des
Rates über europäische Unternehmensstatistiken, zur Aufhebung von zehn Rechtsak-
ten im Bereich Unternehmensstatistiken (ABl. L 271 vom 18.8.2020, S. 1) in der jeweils
geltenden Fassung;

4. „tätige Personen“ solche der Variable 120101 des Anhangs IV der Durchführungsver-
ordnung (EU) 2020/1197 vom 30. Juli 2020 zur Festlegung technischer Spezifikationen
und Einzelheiten nach der Verordnung (EU) 2019/2152 des Europäischen Parlaments
und des Rates über europäische Unternehmensstatistiken, zur Aufhebung von zehn
Rechtsakten im Bereich Unternehmensstatistiken (ABl. L 271 vom 18.8.2020, S. 1) in
der jeweils geltenden Fassung;

5. „Wirtschaftszweige“ solche nach der Untergliederung gemäß NACE Rev. 2 des An-
hangs I der Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 20. Dezember 2006 zur Aufstellung der statistischen Systematik der Wirt-
schaftszweige NACE Revision 2 und zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3037/90
des Rates sowie einiger Verordnungen der EG über bestimmte Bereiche der Statistik
(ABl. L 393 S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2019/1243 (ABl. L 198 vom
25.7.2019, S. 241) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung sowie in Ver-
bindung mit der vom Statistischen Bundesamt daraus erstellten Klassifikation der Wirt-
schaftszweige in der jeweils geltenden Fassung;

6. „Geschäftsfelder“ fachliche Einheiten entsprechend Abschnitt III Buchstabe D des An-
hangs der Verordnung (EWG) Nr. 696/93, in der jeweils geltenden Fassung jedoch
innerhalb rechtlicher Einheiten.

§ 3

Erhebungseinheiten, Erhebungsbereiche 

(1) Erhebungseinheiten sind rechtliche Einheiten, sofern es sich um Marktproduzen-
ten handelt. 

(2) Die Erhebungen erstrecken sich auf Erhebungseinheiten der folgenden Wirt-
schaftszweige: 

1. für konjunkturstatistische Erhebungen:

a) Abschnitt G − Handel; Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen

aa) Abteilung 45, mit mindestens 11 Millionen Euro Jahresumsatz oder mindes-
tens 250 tätigen Personen, 

bb) Abteilung 46, mit mindestens 20 Millionen Euro Jahresumsatz oder mindes-
tens 100 tätigen Personen, 

cc) Abteilung 47, mit mindestens 450 000 Euro Jahresumsatz,



b) Abschnitt H − Verkehr und Lagerei mit mindestens 15 Millionen Euro Jahresumsatz
oder mindestens 250 tätigen Personen,
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c) Abschnitt I − Gastgewerbe mit mindestens 165 000 Euro Jahresumsatz,

d) Abschnitt J − Information und Kommunikation mit mindestens 15 Millionen Euro
Jahresumsatz oder mindestens 250 tätigen Personen,

e) Abschnitt L − Grundstücks- und Wohnungswesen mit mindestens 15 Millionen
Euro Jahresumsatz oder mindestens 250 tätigen Personen,

f) Abschnitt M – Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen
Dienstleistungen mit Ausnahme der Gruppe 70.1 - Verwaltung und Führung von
Unternehmen und Betrieben) und der Abteilungen 72 - Forschung und Entwicklung
und 75 - Veterinärwesen mit mindestens 15 Millionen Euro Jahresumsatz oder
mindestens 250 tätigen Personen sowie

g) Abschnitt N – Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen mit min-
destens 15 Millionen Euro Jahresumsatz oder mindestens 250 tätigen Personen,

2. für strukturstatistische Erhebungen:

a) Abschnitt G – Handel; Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen,

b) Abschnitt H − Verkehr und Lagerei,

c) Abschnitt I – Gastgewerbe,

d) Abschnitt J – Information und Kommunikation,

e) Abschnitt K, Gruppe 66.2 – Mit Versicherungsdienstleistungen und Pensionskas-
sen verbundene Tätigkeiten,

f) Abschnitt L – Grundstücks- und Wohnungswesen,

g) Abschnitt M – Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen
Dienstleistungen,

h) Abschnitt N – Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen,

i) Abschnitt P – Erziehung und Unterricht,

j) Abschnitt Q – Gesundheits- und Sozialwesen mit Ausnahme der Gruppe 86.2
(Arzt- und Zahnarztpraxen) und der Unterklasse 86.90.1 (Praxen von psychologi-
schen Psychotherapeutinnen und -therapeuten),

k) Abschnitt R – Kunst, Unterhaltung und Erholung,

l) Abschnitt S, Abteilung 95 – Reparatur von Datenverarbeitungsgeräten und Ge-
brauchsgütern sowie

m) Abschnitt S, Abteilung 96 – Erbringung von sonstigen überwiegend persönlichen
Dienstleistungen.
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K o n j u n k t u r s t a t i s t i s c h e  E r h e b u n g e n

§ 4

Periodizität und Berichtszeitraum bei konjunkturstatistischen Erhebungen 

Drucksache 684/20

(1) Die konjunkturstatistischen Erhebungen werden monatlich durchgeführt.

(2) Berichtszeitraum für die Erhebungen ist der Kalendermonat.

(3) Erster Berichtsmonat für die Erhebungen ist der Januar 2021.

§ 5

Art und Umfang der konjunkturstatistischen Erhebungen

(1) Die konjunkturstatistischen Erhebungen werden als Stichprobenerhebungen
durchgeführt. Die Erhebungseinheiten werden nach mathematisch-statistischen Verfahren 
ausgewählt.

(2) Die Erhebungen werden bei höchstens 45 Prozent der in § 3 Absatz 2 Nummer 1
genannten Erhebungseinheiten durchgeführt.

(3) Maßgebend für die Auswahl der einzubeziehenden Erhebungseinheiten sind die
Daten, die im Statistikregister nach § 13 Absatz 1 Bundesstatistikgesetz zum Zeitpunkt der 
Auswahl gespeichert sind.

§ 6

Erhebungsmerkmale für konjunkturstatistische Erhebungen 

(1) Erhebungsmerkmale für konjunkturstatistische Erhebungen sind:

1. Umsatz der Erhebungseinheit im Berichtsmonat insgesamt sowie im Handels- und
Dienstleistungsbereich gegliedert nach Bundesländern,

2. Zahl der tätigen Personen der Erhebungseinheit am Ende des Berichtsmonats nach
Art der Tätigkeit sowie im Berichtsmonat Januar zusätzlich gegliedert nach Bundeslän-
dern,

3. Bezeichnung und Wirtschaftszweignummer der wirtschaftlichen Tätigkeit der Erhe-
bungseinheit gemäß der Klassifikation der Wirtschaftszweige. Erzielt eine Erhebungs-
einheit mit Handel und Dienstleistungen weniger als 50 Prozent ihres Umsatzes, wer-
den die Angaben zu Satz 1 Nummer 3 zu der Tätigkeit erhoben, in der diese Einheit
ihren wirtschaftlichen Schwerpunkt hat.

Bei Erhebungseinheiten, die einen Jahresumsatz von mindestens 250 Millionen Euro erzie-
len, werden die Angaben nach Satz 1 jeweils für die drei größten Geschäftsfelder im Han-
dels- und Dienstleistungsbereich erhoben, die ihrerseits einen Jahresumsatz von mindes-
tens 125 Millionen Euro aufweisen. Die Angaben nach Satz 1 Nummer 1 und 2 für weitere 
Geschäftsfelder im Handels- und Dienstleistungsbereich sind zusammengefasst



anzugeben. Die Angabe nach Satz 1 Nummer 3 ist auf das größte der zusammengefassten 
Geschäftsfelder zu beziehen.

(2) Bei Erhebungseinheiten, die erstmals in den Erhebungsbereich nach § 3 Absatz 2
Nummer 1 fallen, wird bei der ersten Erhebung zusätzlich Folgendes erhoben:
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1. Jahresumsatz des Vorjahres,

2. Zahl der tätigen Personen am 30. September des Vorjahres und

3. Bundesländer, in denen die Erhebungseinheiten Niederlassungen haben.

Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Erzielen Erhebungseinheiten erstmals einen Jah-
resumsatz von 250 Millionen Euro, werden einmalig die Angaben nach Satz 1 gegliedert 
nach Geschäftsfeldern gemäß Absatz 1 Satz 2 und 3 erhoben.

Bei Erhebungseinheiten, die einen Jahresumsatz von mindestens 250 Millionen Euro erzie-
len und die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits nach § 3 Absatz 1 
Nummer 1 des Handelsstatistikgesetzes oder nach § 3 Absatz 2 des Dienstleistungskon-
junkturstatistikgesetzes auskunftspflichtig sind, werden ausschließlich die Angaben nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 gegliedert nach Geschäftsfeldern gemäß Absatz 1 Satz 
2 und 3 erhoben.

A b s c h n i t t  3

S t r u k t u r s t a t i s t i s c h e  E r h e b u n g e n

§ 7

Periodizität und Berichtszeitraum bei strukturstatistischen Erhebungen 

(1) Die strukturstatistischen Erhebungen werden jährlich durchgeführt.

(2) Berichtszeitraum für die Erhebungen ist das Kalenderjahr oder das im Kalender-
jahr abgelaufene Geschäftsjahr. 

(3) Erstes Berichtsjahr für die Erhebungen ist das Jahr 2021.

§ 8

Art und Umfang der strukturstatistischen Erhebungen

(1) Die strukturstatistischen Erhebungen werden als Stichprobenerhebungen durch-
geführt. Die Erhebungseinheiten werden nach mathematisch-statistischen Verfahren aus-
gewählt.

(2) Die Erhebungen werden bei höchstens 10 Prozent der in § 3 Absatz 2 Nummer 2
genannten Erhebungseinheiten durchgeführt.

(3) Maßgebend für die Auswahl der einzubeziehenden Erhebungseinheiten sind die
Daten, die im Statistikregister nach § 13 Absatz 1 Bundesstatistikgesetz zum Zeitpunkt der 
Auswahl gespeichert sind.



§ 9 

Erhebungsmerkmale für strukturstatistische Erhebungen 

(1) Erhebungsmerkmale für die strukturstatistischen Erhebungen sind:

1. Angaben zur Kennzeichnung der Erhebungseinheit

a) hauptsächlich ausgeübte wirtschaftliche Tätigkeit nach dem Stand vom 31. De-
zember,

b) Zahl der Niederlassungen nach dem Stand vom 31. Dezember;

2. Zahl der tätigen Personen sowie Personalaufwand

a) Zahl der tätigen Personen nach Stellung im Beruf sowie nach Voll- und Teilzeittä-
tigkeit jeweils nach dem Stand vom 30. September,

b) Summe der Bruttolöhne und -gehälter,

c) gesetzliche und übrige Sozialaufwendungen der Arbeitgeber;

3. Umsätze, Vorleistungen sowie Steuern und Subventionen

a) Umsätze oder Einnahmen nach In- und Ausland und sonstige betriebliche Erträge,
für Erhebungseinheiten der Wirtschaftszweige des Abschnitts G auch Verkaufser-
löse aus Investitionen in Sachanlagen,

b) Auslandsumsätze oder -einnahmen nach Sitz des Auftraggebers innerhalb und au-
ßerhalb der Europäischen Union,

c) Umsätze oder Einnahmen nach Art der Dienstleistung,

d) Umsätze nach Art der Tätigkeit,

e) Handelsumsätze nach Produktarten,

f) Aufwendungen für Waren, Material und Dienstleistungen nach Arten,

g) Wert der Bestände an Waren und Material nach Arten zu Beginn und zum Ende
des Berichtsjahres,

h) Aufwendungen für Mieten, Pachten und Leasing,

i) Steuern, Abgaben und Subventionen;

4. Investitionen

a) Bruttoinvestitionen in Sachanlagen und immaterielle Vermögensgegenstände
nach Arten,

b) Wert der selbst erstellten Sachanlagen und immateriellen Vermögensgegen-
stände.

(2) Bei Erhebungseinheiten mit Umsätzen oder Einnahmen von weniger als 300 000
Euro im Berichtsjahr werden die Angaben nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a nur nach 
Stellung im Beruf erhoben und die Angaben nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe c, Num-
mer 3 Buchstabe a, f und g sowie Nummer 4 jeweils nur als Summe erfasst. Abweichend

- 6 -Drucksache 684/20



von Absatz 1 werden bei Erhebungseinheiten der Wirtschaftszweige aus den Abschnitten 
G und I die Angaben zu Umsatz oder Einnahmen nach Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a 
nicht nach In- und Ausland differenziert. 

(3) Bei Erhebungseinheiten mit Niederlassungen in mehreren Bundesländern und 
Umsätzen oder Einnahmen von 300 000 Euro und mehr im Berichtsjahr werden folgende 
Angaben zusätzlich unterteilt nach Bundesländern erfasst: 

1. Gesamtumsätze oder -einnahmen,
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2. Gesamtzahl der tätigen Personen,

3. Summe der Bruttolöhne und -gehälter sowie

4. gesamte Investitionen.

(4) Die Angaben nach Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b und c werden nur bei Erhe-
bungseinheiten mit 20 und mehr tätigen Personen wie folgt erfasst: 

1. jährlich für die Wirtschaftszweige

a) des Abschnitts J, Gruppe 58.2 – Verlegen von Software,

b) des Abschnitts J, Abteilung 62 – Erbringung von Dienstleistungen der Informati-
onstechnologie,

c) des Abschnitts J, Gruppe 63.1 – Datenverarbeitung, Hosting und damit verbun-
dene Tätigkeiten; Webportale,

d) des Abschnitts M, Gruppe 73.1 – Werbung,

e) des Abschnitts N, Abteilung 78 – Vermittlung und Überlassung von Arbeitskräften;

2. alle zwei Jahre, beginnend mit dem Berichtsjahr 2021 für die Wirtschaftszweige

a) des Abschnitts M, Gruppe 71.1 – Architektur- und Ingenieurbüros,

b) des Abschnitts M, Gruppe 71.2 – Technische, physikalische und chemische Un-
tersuchung,

c) des Abschnitts M, Gruppe 73.2 – Markt- und Meinungsforschung;

3. alle zwei Jahre, beginnend mit dem Berichtsjahr 2022 für die Wirtschaftszweige

a) des Abschnitts M, Gruppe 69.1 – Rechtsberatung,

b) des Abschnitts M, Gruppe 69.2 – Wirtschaftsprüfung und Steuerberatung; Buch-
führung,

c) des Abschnitts M, Gruppe 70.2 – Public-Relations- und Unternehmensberatung.

(5) Die Angaben nach Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe d werden nur für Erhebungs-
einheiten der Wirtschaftszweige der Abschnitte G und I erfasst. Die Angaben nach Absatz 
1 Nummer 3 Buchstabe e werden nur für Erhebungseinheiten des Abschnitts G erfasst.



A b s c h n i t t 4 

Ü b e r g r e i f e n d e V o r s c h r i f t e n

§ 10

Hilfsmerkmale 

Hilfsmerkmale sind: 
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1. Name und Anschrift der Erhebungseinheiten,
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2. Name und Kontaktdaten der Personen, die für Rückfragen zur Verfügung stehen,

3. für die konjunkturstatistischen Erhebungen, mit Ausnahme der Erhebungseinheiten der
Wirtschaftszweige der Abteilung 47 in Abschnitt G und des Abschnitts I, zusätzlich
Steuernummer der Erhebungseinheit und des Organträgers der Erhebungseinheit, bei
Änderungen auch die bisherige Steuernummer.

§ 11

Auskunftspflicht

(1) Für die Erhebungen besteht Auskunftspflicht. Auskunftspflichtig sind die Inhaber
und Inhaberinnen oder Leiter und Leiterinnen der Erhebungseinheiten. Die Auskunftsertei-
lung zu den Angaben nach § 10 Nummer 2 ist freiwillig.

(2) Die Auskunftspflicht erstreckt sich bei erstmaliger Heranziehung bei den konjunk-
turstatistischen Erhebungen auch auf abgelaufene Berichtszeiträume des Kalenderjahres.

(3) Für Erhebungseinheiten, deren Inhaber oder Inhaberinnen Existenzgründer oder
Existenzgründerinnen sind, besteht im Kalenderjahr der Betriebseröffnung abweichend von 
Absatz 1 Satz 1 und 2 keine Auskunftspflicht. Zudem besteht in den beiden folgenden Ka-
lenderjahren dann keine Auskunftspflicht, wenn die Erhebungseinheit im letzten abge-
schlossenen Geschäftsjahr Umsätze in Höhe von weniger als 800 000 Euro erwirtschaftet 
hat. Gesellschaften können sich auf die Befreiung von der Auskunftspflicht berufen, wenn 
alle an der Gesellschaft Beteiligten Existenzgründer oder Existenzgründerinnen sind.

(4) Existenzgründer und Existenzgründerinnen im Sinne von Absatz 3 sind natürliche
Personen, die aus abhängiger Beschäftigung oder aus der Nichtbeschäftigung heraus eine 
gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeit aufnehmen in Form

1. einer Neugründung,

2. einer Übernahme oder

3. einer tätigen Beteiligung.



§ 12 

Nutzung von Angaben der Krankenhausstatistik-Verordnung
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Soweit Erhebungsmerkmale nach § 9 Absatz 1 für Erhebungseinheiten aus der Gruppe 
86.1 Krankenhäuser bereits auf Grund der Erhebung nach der Verordnung über die Bun-
desstatistik für Krankenhäuser (Krankenhausstatistik-Verordnung) vorliegen, entfällt die 
Pflicht der Erhebungseinheiten zur Übermittlung dieser Angaben. Stattdessen sind die be-
reits im Rahmen der Krankenhausstatistik-Verordnung gemachten Einzelangaben für Zwe-
cke der strukturstatistischen Erhebungen zu nutzen. Für alle anderen Erhebungsmerkmale, 
die nicht bereits auf Grund der Erhebung im Rahmen der Krankenhausstatistik-Verordnung 
vorliegen, besteht die Auskunftspflicht der Erhebungseinheiten fort.

§ 13

Nutzung der Daten für Zwecke der Preisstatistik

(1) Die Erhebungsmerkmale nach § 9 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a, Nummer 2
Buchstabe a und Nummer 3 Buchstabe a und c dürfen verwendet werden für die Auswahl 
von Erhebungseinheiten für die Statistik der Erzeugerpreise für Dienstleistungen nach § 2 
Nummer 2 bis 4 des Gesetzes über die Preisstatistik in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 720-9, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 10. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2117) geändert worden ist.

(2) Die Erhebungsmerkmale nach § 9 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a und Nummer
3 Buchstabe a, d und e dürfen verwendet werden für

1. die Auswahl von Erhebungseinheiten und

2. die Ermittlung und Nutzung von Gewichten für die Ableitung von Wägungsschemata
für

a) die Statistik der Großhandelsverkaufspreise nach § 2 Nummer 1 des Gesetzes
über die Preisstatistik und

b) die Statistik der Einzelhandelspreise, Werk- und Dienstleistungspreise, Verkehrs-
leistungspreise und Mieten auf Verbraucherebene nach § 2 Nummer 1 bis 4 des
Gesetzes über die Preisstatistik.

Für die in Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b genannte Statistik dürfen zusätzlich die Er-
hebungsmerkmale nach § 9 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 3 Buch-
stabe c verwendet werden.

§ 14

Übermittlungsregelung

Das Statistische Bundesamt und die statistischen Ämter der Länder dürfen den obers-
ten Bundes- und Landesbehörden für die Verwendung gegenüber den gesetzgebenden 
Körperschaften und für Zwecke der Planung Tabellen mit statistischen Ergebnissen über-
mitteln, auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall ausweisen. Für die Regelung 
von Einzelfällen dürfen keine Tabellen übermittelt werden.



§ 15 

Durchführung 
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Die Angaben zu den konjunktur- und strukturstatistischen Erhebungen im Wirtschafts-
zweig 46 werden vom Statistischen Bundesamt erhoben und aufbereitet.
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A b s c h n i t t  5

S c h l u s s b e s t i m m u n g e n

§ 16

Übergangsregelung 

(1) Die Pflicht zur Auskunftserteilung bei den Erhebungsmerkmalen in der Gliederung
nach Geschäftsfeldern gemäß § 6 Absatz 1 Satz 2 und 3 entsteht erst im Jahr 2022.

(2) Die Erhebungen nach § 3 Absatz 1 Nummer 2 und 3 des Handelsstatistikgesetzes
vom 10. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3438), das zuletzt durch Artikel 272 der Verordnung 
vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, werden für die Berichtsjahre 
2019 und 2020 weiter nach jenem Gesetz durchgeführt.

(3) Die Erhebungen nach dem Dienstleistungsstatistikgesetz vom 19. Dezember 2000
(BGBl. I S. 1765), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 28. Juli 2015 (BGBl. I S. 
1400) geändert worden ist, werden für die Berichtsjahre 2019 und 2020 weiter nach jenem 
Gesetz durchgeführt.

Artikel 2

Änderung des Gesetzes über Kostenstrukturstatistik

Das Gesetz über Kostenstrukturstatistik in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 708-3, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 21. Juli 2016 (BGBl. I S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt gefasst:

„§ 1

(1) In den Wirtschaftsbereichen „Arzt- und Zahnarztpraxen“ sowie „Praxen von
psychologischen Psychotherapeutinnen und –therapeuten“ werden jährlich Kosten-
strukturerhebungen als Bundesstatistik durchgeführt. Die jährliche Durchführung der 
Erhebungen erfolgt erstmals für das Jahr 2021. Die Erhebungen erstrecken sich auf 
die folgenden Wirtschaftszweige nach Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur Aufstellung 
der statistischen Systematik der Wirtschaftszweige NACE Revision 2 und zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates sowie einiger Verordnungen der EG 
über bestimmte Bereiche der Statistik (ABl. EU L 393 S. 1), die zuletzt durch die Ver-
ordnung (EU) 2019/1243 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) geändert worden ist, in



der jeweils geltenden Fassung sowie in Verbindung mit der vom Statistischen Bundes-
amt daraus erstellten Klassifikation der Wirtschaftszweige in der jeweils geltenden Fas-
sung:

1. 86.21.0 Arztpraxen für Allgemeinmedizin
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2. 86.22.0 Facharztpraxen
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3. 86.23.0 Zahnarztpraxen

4. 86.90.1 Praxen von psychologischen Psychotherapeutinnen und -therapeuten

(2) Erhebungseinheiten sind Unternehmen und Einrichtungen zur Ausübung einer
freiberuflichen Tätigkeit, die in den Wirtschaftszweigen nach Absatz 1 Satz 3 tätig sind.

(3) Zu der freiberuflichen Tätigkeit nach Absatz 2 gehört die selbstständige Be-
rufstätigkeit von Angehörigen der in § 18 Absatz 1 Nummer 1 Satz 2 des Einkommen-
steuergesetzes bezeichneten Berufe.

(4) Das Statistische Bundesamt übermittelt den statistischen Ämtern der Länder
die Einzeldatensätze für ihr Land für Sonderaufbereitungen auf regionaler Ebene.“

2. § 2 wird aufgehoben.

3. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. den Wert 

a) der steuerlichen und wirtschaftlichen Einnahmen,

b) der Bruttoinvestitionen in Sachanlagen und immaterielle Vermö-
gensgegenstände;“.

bb) Nummer 2 wird aufgehoben. 

cc) Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden die Nummern 2 und 3.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Außer den in Absatz 1 bezeichneten Tatbeständen werden Angaben zur 
Kennzeichnung der Art und Zusammenarbeit der Unternehmen und der Einrich-
tungen zur Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit erhoben, die zu einer zutref-
fenden Beurteilung der statistischen Zuordnung erforderlich sind. In den Wirt-
schaftszweigen „Arztpraxen für Allgemeinmedizin“ und „Facharztpraxen“ wird zu-
sätzlich die Durchführung von Operationen erfasst. Im Wirtschaftszweig „Zahnarzt-
praxen“ wird zusätzlich der Betrieb eines eigenen Praxislabors erfasst.“

c) Absatz 3 wird aufgehoben.

4. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Arbeitsstätten“ durch die Wörter „der Einrichtun-
gen zur Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit“ ersetzt.



b) In Absatz 2 werden die Wörter „der gewerblichen Wirtschaft und sonstiger Arbeits-
stätten“ durch die Wörter „und der Einrichtungen zur Ausübung einer freiberufli-
chen Tätigkeit“ und die Wörter „5 vom Hundert“ durch die Angabe „7 Prozent“ er-
setzt.
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c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Unternehmen“ die Wörter „und Einrichtun-
gen zur Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit“ eingefügt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„In den beiden folgenden Kalenderjahren besteht keine Auskunftspflicht, wenn 
die in Satz 1 genannten Unternehmen und Einrichtungen im letzten abge-
schlossenen Geschäftsjahr Umsätze in Höhe von weniger als 800 000 Euro 
erwirtschaftet haben.“

Artikel 3

Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch

Nach § 293 Absatz 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Kranken-
versicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), 
das zuletzt durch Artikel 311 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert 
worden ist, wird folgender Absatz 4a eingefügt:

„(4a) Die Kassenärztliche und die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung übermitteln 
dem Statistischen Bundesamt für die Erhebung nach dem Gesetz über Kostenstruktursta-
tistik in der jeweils geltenden Fassung bei Arzt- und Zahnarztpraxen sowie Praxen von Psy-
chotherapeuten auf Anforderung jährlich die in Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 bis 3, 5 bis 7 
sowie 9 bis 12 genannten Daten. Die in Satz 1 genannten Daten sind innerhalb von 30 
Arbeitstagen zu übermitteln. Die Übermittlung der Daten an das Statistische Bundesamt 
erfolgt nach den vom Statistischen Bundesamt angebotenen sicheren elektronischen Ver-
fahren. Die übermittelten Daten dürfen auch verwendet werden zur Pflege und Führung des 
Statistikregisters nach § 13 des Bundesstatistikgesetzes (BGBl. I S. 2394), das zuletzt 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 10. Juli 2020 (BGBl. I. S. 1648) geändert worden ist.“

Artikel 4

Änderung des Informationsgesellschaftsstatistikgesetzes

Das Informationsgesellschaftsstatistikgesetz vom 22. Dezember 2005 (BGBl. I 
S. 3685), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 7. Dezember 2016 (BGBl. I S. 2826)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Nach § 4 wird folgender § 4a eingefügt:



„§ 4a

Durchführung 
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(1) Die Angaben werden vom Statistischen Bundesamt erhoben und aufbereitet.

(2) Das Statistische Bundesamt übermittelt den statistischen Ämtern der Länder
die Einzeldatensätze für ihr Land für Sonderaufbereitungen auf regionaler Ebene.“ 
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2. In § 6 werden die Wörter „und den statistischen Ämtern der Länder“ gestrichen.

Artikel 5

Änderung des Statistikregistergesetzes

Das Statistikregistergesetz vom 16. Juni 1998 (BGBl. I S. 1300), das zuletzt durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2016 (BGBl. I S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1. § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 3 werden folgende Sätze 4 und 5 eingefügt:

„Zu Unternehmen darf über die in Satz 2 genannten Angaben hinaus die Kenn-
zeichnung der bestimmenden rechtlichen Einheit im Unternehmen gespeichert
werden. Zu Unternehmensgruppen darf auch die Kennzeichnung der deutschen
Entscheidungseinheit in der Unternehmensgruppe gespeichert werden.“

b) Der bisherige Satz 4 wird Satz 6.

2. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Satz 1 wird Absatz 1.

b) Der bisherige Satz 2 wird Absatz 2 und wie folgt gefasst:

„(2) Soweit Angaben nach § 1 Absatz 1 nicht vorliegen, nicht eindeutig sind 
oder nicht eindeutig zugeordnet werden können, dürfen die zur Klärung der Un-
stimmigkeit erforderlichen Angaben von den statistischen Ämtern des Bundes und 
der Länder erhoben werden.“

c) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Absatz 3 und wie folgt gefasst:

„(3) Die Erhebungen erfolgen mit Auskunftspflicht bei den in § 1 Absatz 1 Satz 
2 und 3 genannten Einheiten. Auskunftspflichtig sind die Inhaberinnen und Inhaber 
oder Leiterinnen und Leiter der Einheiten.“



Artikel 6
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Änderung des Bundesstatistikgesetzes
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Das Bundesstatistikgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Oktober 2016 
(BGBl. I S. 2394), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 10. Juli 2020 (BGBl. I S. 
1648) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 5a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach dem Wort „Verwaltung“ werden die Wörter „oder bei Stellen, die Aufga-
ben der öffentlichen Verwaltung wahrnehmen,“ eingefügt.

bb) Nach dem Wort „Erstellung“ werden die Wörter „einschließlich Qualitätssiche-
rung“ eingefügt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Für die Prüfung der Eignung wird beim Statistischen Bundesamt eine elekt-
ronische Verwaltungsdaten-Informationsplattform errichtet. Zum Aufbau dieser In-
formationsplattform übermitteln die in Absatz 1 genannten Stellen oder deren Auf-
sichtsbehörden dem Statistischen Bundesamt auf Anforderung Metadaten über 
ihre Verwaltungsdaten, insbesondere zu Herkunft, Struktur und Inhalt.

Zur Pflege der Verwaltungsdaten-Informationsplattform informieren die Stellen, bei 
welchen Daten nach Satz 2 angefordert wurden, das Statistische Bundesamt über 
jede Änderung der ihre Verwaltungsdaten betreffenden Metadaten. Die auf der 
Verwaltungsdaten-Informationsplattform enthaltenen Informationen werden öffent-
lich bereitgestellt.“

2. Dem § 6 wird folgender Absatz 5 angefügt:

(5) „ Um direkte Befragungen zu ersetzen oder zu vereinfachen, darf zur Erstellung 
von Bundesstatistiken Folgendes verwendet werden: 

1. Angaben aus vorangegangenen Erhebungen der jeweiligen Bundesstatistik sowie

2. bei Wirtschafts- und Umweltstatistiken bei Unternehmen, Betrieben und Arbeits-
stätten

a) Angaben aus anderen Wirtschafts- und Umweltstatistiken sowie

b) Daten aus allgemein zugänglichen Quellen.

Zu dem in Satz 1 genannten Zweck dürfen Angaben zu den Erhebungsmerkmalen 
vorübergehend mit Angaben zu den Hilfsmerkmalen zusammengeführt werden. 
Das Ersetzen von Angaben durch Daten aus allgemein zugänglichen Quellen darf 
nur mit Zustimmung des für die der Bundesstatistik zugrundeliegenden Rechtsvor-
schrift zuständigen Bundesministeriums erfolgen. Soweit Daten nach Satz 1 und 2 
verwendet werden, darf von der Erhebung im Übrigen abgesehen werden.“



Artikel 7

- 15 -

Änderung des Gesetzes über die Statistik im Produzierenden Ge-
werbe

Drucksache 684/20

Das Gesetz über die Statistik im Produzierenden Gewerbe in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21. März 2002 (BGBl. I S. 1181), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 22. November 2019 (BGBl. I S. 1746) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 3 Buchstabe A Ziffer III Nummer 1 sowie in § 5 Ziffer I Nummer 1 und Ziffer II
Nummer 1 werden jeweils die Wörter „jeweils auch nach dem Geschlecht,“ gestrichen.

2. § 6 Buchstabe B Ziffer II Nummer 2 wird wie folgt geändert:

a) Buchstabe a wird gestrichen.

b) Die bisherigen Buchstaben b bis g werden die Buchstaben a bis f.

3. § 6a Buchstabe B Ziffer II Nummer 2 wird wie folgt geändert:

a) Buchstabe a wird gestrichen.

b) Die bisherigen Buchstaben b bis g werden die Buchstaben a bis f.

Artikel 8

Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen

§ 47c Absatz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1750, 3245), das zuletzt durch Artikel 2 
Absatz 8 des Gesetzes vom 25. Juni 2020 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

Nach dem Wort „Energiestatistikgesetz“ werden die Wörter „und nach § 2 des Gesetzes 
über die Preisstatistik“ eingefügt.

Artikel 9

Änderung des Gesetzes über die Preisstatistik

Nach § 7b des Gesetzes über die Preisstatistik in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 720-9, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 10. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2117) geändert worden ist, wird fol-
gender § 7c eingefügt:



„§ 7c

Die nach § 7b Absatz 2 abgerufenen Daten sowie die nach § 7b Absatz 3 übermittelten 
Aufzeichnungen dürfen auch für andere als die Zwecke dieses Gesetzes statistisch ausge-
wertet werden.“

Artikel 10 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Die Artikel 1 bis 3 sowie die Artikel 5, 6 Nummer 2 und Artikel 9 treten am Tag 
nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig treten das Handelsstatistikgesetz vom 10. De-
zember 2001 (BGBl. I S. 3438), das zuletzt durch Artikel 272 der Verordnung vom 31. Au-
gust 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, das Dienstleistungskonjunkturstatistikge-
setz vom 24. April 2013 (BGBl. I S. 930), das zuletzt durch Artikel 274 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, und das Dienstleistungsstatistikge-
setz vom 19. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1765), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes
vom 28. Juli 2015 (BGBl. I S. 1400) geändert worden ist, außer Kraft.
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(2) Die Regelungen der Verordnung zur Abänderung der Reihenfolge der Kosten-
strukturerhebungen vom 20. August 1986 (BGBl. I S.1333) treten am Tag nach der Verkün-
dung außer Kraft.

(3) Artikel 4 und 7 treten am 1. Januar 2022 in Kraft.

(4) Artikel 6 Nummer 1 und Artikel 8 treten am ersten Tag des auf die Verkündung
folgenden Quartals in Kraft.



Begründung 
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A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Drucksache 684/20

Die Verordnung (EU) 2019/2152 des Europäischen Parlaments und des Rates über euro-
päische Unternehmensstatistiken zur Aufhebung von zehn Rechtsakten im Bereich Unter-
nehmensstatistiken vom 27. November 2019, die sogenannte EBS-Verordnung (Regulation 
on European business statistics), ist ab dem 1. Januar 2021 in den europäischen Mitglied-
staaten anzuwenden. Diese Rahmenverordnung sieht eine Vereinheitlichung, Flexibilisie-
rung und Konsolidierung der Unternehmensstatistiken auf europäischer Ebene vor. Die EU-
weite Harmonisierung eröffnet die Chance auf eine schnellere Verfügbarkeit, bessere Qua-
lität sowie intraeuropäische Vergleichbarkeit der Unternehmensstatistiken. Im Vergleich zu 
den bisherigen Regelungen sollen zudem eine höhere Kohärenz und flexiblere Auswertun-
gen ermöglicht werden; damit kann bedarfsgerecht eine Anpassung des bestehenden eu-
ropäischen Statistiksystems an sich schnell wandelnde Datenanforderungen erfolgen. Dies 
gilt sowohl für die strukturellen Unternehmensstatistiken als auch für die Konjunkturstatisti-
ken. Die Ergebnisse bilden die Grundlage für die Planung, Durchführung und Kontrolle wirt-
schaftspolitischer Maßnahmen der EU.

Das vorliegende Artikelgesetz setzt die EBS-Verordnung in nationales Recht um. Ziel ins-
besondere der Regelungen in den Artikeln 1, 2 und 4 ist es, die für die Umsetzung der EBS-
Verordnung erforderlichen Anpassungen der nationalen Rechtsgrundlagen vorzunehmen. 
Diese Anpassungen sind mit zusätzlichen Belastungen für Unternehmen verbunden. Zur 
Kompensation dieser Belastungen werden gleichzeitig Regelungen eingeführt, die zu einer 
Entlastung der Unternehmen von Berichtspflichten führen: Dies betrifft zum einen eine Ver-
kleinerung des Stichprobenumfangs in der Konjunkturstatistik, zum anderen eine Anhebung 
der Meldeschwelle für die Bearbeitung vereinfachter Fragebögen in der Strukturstatistik.

Jenseits der Umsetzung der EBS-Verordnung enthalten die Artikel 3, 5 und 6 Regelungen 
zur Nutzung von Verwaltungsdaten aus dem Verzeichnis nach § 293 SGB V für statistische 
Zwecke, zur Anwendung der EU-Unternehmensdefinition in den deutschen Unternehmens-
statistiken und im statistischen Unternehmensregister und zur Einrichtung einer Verwal-
tungsdateninformationsplattform.

Weitere Entlastungen für die Wirtschaft ergeben sich aus den Regelungen der Artikel 7 bis 
9: In Artikel 7 werden Regelungen zur Entlastung der Wirtschaft im Bereich der Struktursta-
tistiken im Produzierenden Gewerbe getroffen; demnach wird bei einer Reihe von Erhebun-
gen für die Strukturstatistiken im Produzierenden Gewerbe auf eine Differenzierung nach 
Geschlecht verzichtet. . Mit der Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen in Artikel 8 wird eine Regelung dahingehend ergänzt, dass das Statistische Bundesamt 
die Daten der Markttransparenzstelle über die Großhandelspreise für Strom und Gas auch 
für die Aufgaben nach § 2 des Gesetzes über die Preisstatistik erlangen kann; dadurch 
sollen auskunftspflichtige Energieversorgungsunternehmen entlastet und gleichzeitig die 
Qualität der Preisindizes verbessert werden können. Die Regelung aus Artikel 9 zur Ände-
rung des Gesetzes über die Preisstatistik (PreisStatG) ermöglicht die statistische Auswer-
tung von Daten, die bisher lediglich für die Preisstatistik erhoben wurden, auch über die 
Zwecke der Preisstatistik hinaus. Dies betrifft etwa die Nutzung von Transaktionsdaten von 
Scannerkassen, die künftig auch für Zwecke der Umsatzstatistik genutzt werden können. 
Damit können auch abseits der Preisstatistik Auskunftpflichtige entlastet werden.



II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

In Artikel 1 werden die bisher auf der Grundlage2) von drei Gesetzen geregelten Erhebun-
gen für die Konjunktur- und die Strukturstatistiken in den Bereichen Handel und Dienstleis-
tungen in einer neuen Rechtsgrundlage so geregelt, dass die Erfüllung der Lieferverpflich-
tungen der EBS-Verordnung möglich wird. Dabei werden auch die in Deutschland historisch 
gewachsenen methodisch unterschiedlichen Vorgehensweisen in den Bereichen Handel 
und Gastgewerbe einerseits sowie Dienstleistungen andererseits harmonisiert. Dies bietet 
sich auch deshalb an, weil durch die neue EU-Verordnung die Datenlieferverpflichtungen 
für die Bereiche Handel und Dienstleistungen nahezu deckungsgleich sind.

Die Erweiterung der Lieferverpflichtungen betrifft in Deutschland in besonderem Maße die 
Bereiche „Handel“ und „Dienstleistungen“: Bei den Konjunkturstatistiken wird der Erfas-
sungsbereich um die Wirtschaftsbereiche „Grundstücks- und Wohnungswesen“, „Vermie-
tung von beweglichen Sachen“, „Hausmeisterdienste“ und „Garten- und Landschaftsbau 
sowie Erbringung von sonstigen gärtnerischen Dienstleistungen“ erweitert. Daneben erfolgt 
in der Statistik der Umstieg auf die fachliche Einheit („Kind-of-Activity-Unit“) als Darstel-
lungseinheit sowie die Einführung einer monatlichen Lieferverpflichtung im Dienstleistungs-
bereich, wobei zusätzlich ein neuer monatlicher Dienstleistungsproduktionsindex zu liefern 
ist. Bei den strukturellen Unternehmensstatistiken wird die Lieferverpflichtung um die Wirt-
schaftsbereiche „Erziehung und Unterricht“, „Gesundheits- und Sozialwesen“, „Kunst, Un-
terhaltung und Erholung“, „Erbringung von sonstigen überwiegend persönlichen Dienstleis-
tungen“ und um Teile des Wirtschaftsbereichs „Erbringung von Finanz- und Versicherungs-
dienstleistungen“ erweitert.

Die Erfüllung der europäischen Anforderungen wird zu einer deutlichen Verbesserung des 
nationalen Datenangebots in diesen in Deutschland wichtigen Wirtschaftsbereichen führen; 
rund 75 Prozent aller Erwerbstätigen sind hier tätig und erwirtschaften rund 69 Prozent der 
jährlichen Wertschöpfung. Der Handels- und Dienstleistungsbereich ist darüber hinaus in 
den letzten Jahren durch eine dynamische Entwicklung gekennzeichnet. Für das wirt-
schaftspolitische Handeln sind daher Informationen über Konjunktur und Struktur des Han-
dels und der Dienstleistungen unverzichtbar.

Insbesondere die Umstellung der Konjunkturstatistiken im Dienstleistungsbereich von vier-
teljährlicher auf monatliche Periodizität stellt eine deutliche Verbesserung des Datenange-
bots dar, die eine zeitnahe Einschätzung der konjunkturellen Entwicklung erst ermöglicht. 
Gleiches gilt für die Bereitstellung deflationierter Angaben, wie sie hier nun erstmals vorge-
sehen ist.

Bei den strukturellen Unternehmensstatistiken werden durch die erstmalige Einbeziehung 
der am Markt tätigen Unternehmen aus den Wirtschaftsbereichen „Erziehung und Unter-
richt“, „Gesundheits- und Sozialwesen“, „Kunst, Unterhaltung und Erholung“, „Erbringung 
von sonstigen überwiegend persönlichen Dienstleistungen“ bedeutende Lücken geschlos-
sen, so dass nun ein umfassendes Bild des Dienstleistungsbereichs erstellt werden kann.

Um die Belastungen der erweiterten Lieferverpflichtungen auf die meldepflichtigen Unter-
nehmen zu begrenzen, wird z. B. das Verfahren zur Auswahl der meldepflichtigen Unter-
nehmen bei den strukturellen Unternehmensstatistiken geändert. Würde das bisher ver-
wendete Stichprobenverfahren weiterhin angewendet, würde sich die Zahl der jährlich zu 
befragenden Stichprobenunternehmen im Dienstleistungsbereich von etwa 170 000 auf

2) Es handelt sich um folgende Gesetze: Handelsstatistikgesetz vom 10. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3438), das
zuletzt durch Artikel 272 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist; 
Dienstleistungsstatistikgesetz vom 19. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1765), das zuletzt durch Artikel 8 
des Gesetzes vom 28. Juli 2015 (BGBl. I S. 1400) geändert worden ist; Dienstleistungskonjunktursta-
tistikgesetz (DLKonjStatG) vom 24. April 2013 (BGBl. I S. 930), das durch Artikel 274 der Verordnung 
vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist.
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rund 260 000 erhöhen. Mit dem neuen Verfahren sind es dagegen nur rund 200 000 Stich-
probenunternehmen. 

Von der Erweiterung der Lieferverpflichtungen ist bei den strukturellen Unternehmenssta-
tistiken auch das in Artikel 2 angepasste Kostenstrukturstatistikgesetz betroffen, mit dem 
gegenwärtig im vierjährlichen Rhythmus für ausgewählte Dienstleistungsbereiche Angaben 
erhoben werden. Grundsätzlich werden diese Angaben künftig durch die erweiterte Struk-
turstatistik im Dienstleistungsbereich gewonnen, so dass diese Statistik überflüssig wird. 
Hier gibt es allerdings eine bedeutende Ausnahme: Für den Bereich der Praxen von Ärzten, 
Zahnärzten und psychologischen Psychotherapeuten deckt die Kostenstrukturstatistik be-
reits heute einen nationalen Bedarf an Daten ab, der über die europäischen Datenanforde-
rungen der EBS-Verordnung hinausgeht. Die Daten bilden eine wichtige Grundlage für ge-
sundheitspolitische Entscheidungen und Verhandlungen auf nationaler Ebene. Sie sind ins-
besondere eine wesentliche Basis für eine objektive Bewertung der Situation bei Praxen 
von Ärzten, Zahnärzten und psychologischen Psychotherapeuten sowie für die gesetzlich 
vorgeschriebene Überprüfung des Einheitlichen Bewertungsmaßstabs (EBM) nach § 87 
Absatz 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch und wirken sich daher auf Fragen der ärzt-
lichen Vergütung aus.

Es ist daher notwendig, die Kostenstrukturstatistik so anzupassen, dass sie für die genann-
ten Wirtschaftsbereiche sowohl den nationalen Bedarf an Daten als auch gleichzeitig die 
neuen europäischen Lieferverpflichtungen erfüllen kann. Im Vergleich zu der Alternative, 
zwei getrennte Erhebungen durchzuführen, können mit der nun vorgesehenen Regelung 
nicht nur Doppelerfassungen und damit unnötige Belastungen der Auskunftspflichtigen ver-
mieden werden, sondern es wird auch sichergestellt, dass konsistente Angaben über den 
gesamten Erfassungsbereich vorliegen.

Gleichzeitig wird die Gelegenheit genutzt, um in Artikel 3 die rechtlichen Voraussetzungen 
für die Nutzung der Daten des Verzeichnisses nach § 293 SGB V durch die amtliche Sta-
tistik zu schaffen. Ziel ist es dabei, die Qualität der Ergebnisse der Kostenstrukturstatistik 
im medizinischen Bereich zu steigern, indem die Grundgesamtheit besser abgebildet wird. 
Um eine Nutzung des Verzeichnisses zu ermöglichen, wird das Sozialgesetzbuch (SGB) 
Fünftes Buch (V) angepasst.

In Artikel 4 wird das Gesetz über die Statistik zur Informationsgesellschaft angepasst. Es 
regelt die Statistik zur Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien in Un-
ternehmen. Sie gehört zu den neu definierten dynamischen EU-Unternehmensstatistiken, 
was eine hohe methodische Flexibilität und sehr kurze Vorlaufzeiten bei der Entwicklung 
erfordert; dies kann wirtschaftlich nur an zentraler Stelle geleistet werden. Gleichzeitig se-
hen die europäischen Vorgaben eine Lieferverpflichtung der Ergebnisse zur Nutzung von 
Informations- und Kommunikationstechnologien in Unternehmen nur auf Ebene der Mit-
gliedstaaten vor, eine tiefere regionale Gliederung ist nicht gefordert. Entsprechend sieht 
das bestehende Informationsgesellschaftsstatistikgesetz auch nur eine freiwillige Erhebung 
bei maximal 20 000 Unternehmen vor. Diese Basis ist in der Regel nicht ausreichend, um 
qualitativ ausreichende Ergebnisse auf Ebene der Länder veröffentlichen zu können. Vor 
diesem Hintergrund wird die Erhebung künftig zentral durch das Statistische Bundesamt 
durchgeführt.

In Artikel 5 wird das Statistikregistergesetz angepasst. Die Bundesrepublik Deutschland ist 
verpflichtet, die Definition des Unternehmens der Verordnung (EWG) Nr. 696/93 des Rates 
vom 15. März 1993 betreffend die statistischen Einheiten für die Beobachtung und Analyse 
der Wirtschaft in der Gemeinschaft (ABl. L 76 vom 30.3.1993, S. 1) (EU-Einheitenverord-
nung) ab dem Berichtsjahr 2018 in der deutschen Unternehmensstrukturstatistik zu ver-
wenden.

Die EU-Einheitenverordnung definiert das Unternehmen als "kleinste Kombination rechtli-
cher Einheiten, die eine organisatorische Einheit zur Erzeugung von Waren und
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Dienstleistungen bildet und […] über eine gewisse Entscheidungsfreiheit verfügt." Somit 
kann ein Unternehmen auch aus mehreren rechtlichen Einheiten bestehen. Durch diese 
Darstellung des Unternehmens als organisatorische und wirtschaftliche Einheit soll die wirt-
schaftliche Realität in der Statistik besser abgebildet werden. Die zur Erfüllung der Haupt- 
und Nebentätigkeiten notwendigen Hilfstätigkeiten und Produktionsfaktoren gehören daher 
zu einem Unternehmen, auch wenn dafür separate rechtliche Einheiten existieren. Unter-
nehmen sind daher stets als Einheit im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 696/93 zu sehen. 

Eine Änderung des Statistikregistergesetzes ist erforderlich, um der Pflicht zur Führung der 
unternehmensbezogenen Angaben im Unternehmensregister für statistische Verwen-
dungszwecke nach § 1 Absatz 1 vollumfänglich nachkommen zu können. Diese Pflicht 
ergibt sich aus Artikel 5 Absatz 1 Verordnung (EG) Nr. 177/2008 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 20. Februar 2008 zur Schaffung eines gemeinsamen Rahmens 
für Unternehmensregister für statistische Zwecke und zur Aufhebung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2186/93 des Rates (ABl. L 61 vom 5.3.2008, S. 6) (EU-Registerverordnung) und 
ist zu weiten Teilen bereits durch das geltende Recht geregelt.

Darüber hinaus bedarf es für statistische Verwendungszwecke jedoch im Unternehmens-
register der Speicherung von Angaben zu den Merkmalen „bestimmende rechtliche Einheit“ 
eines Unternehmens sowie „deutsche Entscheidungseinheit“ einer Unternehmensgruppe. 
Zum Zweck der Registerpflege soll künftig für alle in § 1 Absatz 1 genannten Merkmale die 
Klärung von Zweifelsfällen durch Befragungen nach § 7 ermöglicht werden, wenn Angaben 
nicht eindeutig festgestellt oder zugeordnet werden können. Eine anlassunabhängige Er-
hebung ist nicht vorgesehen.

Im Artikel 6 wird das Bundesstatistikgesetz angepasst. Damit wird die Entlastung von aus-
kunftspflichtigen Unternehmen und auch Bürgerinnen und Bürgern erleichtert. Die Errich-
tung einer Verwaltungsdaten-Informationsplattform (VIP) für die Statistik schafft die notwen-
dige Grundlage für die Identifizierung von in der Verwaltung vorhandenen Daten, den Aus-
tausch über deren Nutzbarkeit und das Nachhalten von Entwicklungen und Änderungen bei 
relevanten Quellen. Dadurch wird eine systematische Eignungsprüfung von Verwaltungs-
daten zur Nutzung in der amtlichen Statistik erleichtert und systematisch gestärkt. Die In-
formationsplattform enthält ein Verzeichnis über alle Datenbestände der öffentlichen Ver-
waltung. Dieser Datenkatalog soll nur Metainformationen über vorhandene Verwaltungsda-
tenbestände, aber keine Einzelangaben zu Bürgerinnen und Bürgern oder Unternehmen 
enthalten und damit auch keine personenbezogenen oder -beziehbaren Daten. Die Verwal-
tungsdateninformationsplattform soll regelmäßig aus Verwaltungsdaten gespeist werden, 
deren Führung rechtlich durch die EU, den Bund oder die Länder vorgeschrieben ist. Dar-
über hinaus soll es hinreichend klar definierte Anforderungen an Inhalt, Struktur und Quali-
tät der erfassten Daten geben und der Datenbestand muss regelmäßig gepflegt werden. Im 
Zuge vieler gesetzlich vorgeschriebener Verwaltungsvorgänge werden typischerweise Da-
ten geführt, die aber häufig nicht explizit als Datenbestände benannt werden. Diese Vor-
gangsdaten gelten nur dann als solche Verwaltungsdaten, wenn über eine gesamte Ver-
waltungsebene einheitlich definierte Standards an Inhalt, Struktur, Qualität und Aktualität 
der Daten vorliegen, etwa für elektronische Fachanwendungen.

Das Statistische Bundesamt nutzt die Informationsplattform für die systematische Eig-
nungsprüfung von Verwaltungsdaten. Da im föderalen System sowohl die Durchführung 
vieler Statistiken als auch die Führung von Registern dezentral erfolgen, kann die breite 
Basis an Informationen nur im gemeinsamen Austausch im statistischen Verbund zwischen 
den statistischen Ämtern von Bund und Ländern geschaffen und genutzt werden. Die Platt-
form steht grundsätzlich öffentlich zur Verfügung, damit auch andere Stellen diese nutzen 
können und Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen Transparenz über die Art der in 
öffentlicher Hand über sie gespeicherten Daten erhalten. Der neue § 6 Absatz 5 erlaubt ein 
Absehen von der Erhebung einzelner Angaben, wenn stattdessen Angaben aus vorherigen 
Erhebungen oder zum Zwecke von Wirtschafts- und Umweltstatistiken bei Unternehmen, 
Betrieben und Arbeitsstätten Daten aus dem Statistikregister, allgemein zugänglichen 

- 20 -Drucksache 684/20



Quellen oder anderen Wirtschafts- und Umweltstatistiken verwendet werden können. Dies 
ermöglicht eine für die Befragten entlastend wirkende Änderung der Befragungsmethodik 
und -praxis.

Artikel 7 enthält Regelungen zur Entlastung der Wirtschaft für die Strukturstatistiken im Pro-
duzierenden Gewerbe. 

Artikel 8 ändert das GWB. Durch die Ergänzung in § 47c GWB wird festgelegt, dass die 
Markttransparenzstelle über die Großhandelspreise für Strom und Gas dem Statistischen 
Bundesamt auch Daten für die Erstellung des Erzeugerpreisindex übermitteln kann. Die 
Verwendung von tagesaktuellen Daten der Markttransparenzstelle über die Großhandels-
preise für Strom und Gas ermöglicht im Erzeugerpreisindex gewerblicher Produkte sowie 
im Einfuhr- und Ausfuhrpreisindex die Berechnung echter Monatsdurchschnitte für Strom 
und Gas. Dadurch werden die auskunftspflichtigen Energieversorgungsunternehmen ent-
lastet und gleichzeitig die Qualität der Indizes erheblich verbessert.

Die Änderung des PreisStatG in Artikel 9 dient der erweiterten Nutzung elektronischer Auf-
zeichnungen von Transaktionen sowie automatisiert abgerufener allgemein zugänglicher 
Daten über die Preisstatistik hinaus. Die Transaktionsdaten sind ebenso wie die automati-
siert abgerufenen zugänglichen Daten derart reich an Informationen, dass sie auch jenseits 
der Preisstatistik statistisch ausgewertet und den Nutzern der Bundesstatistik in aggregier-
ter Form als neues Datenangebot zur Verfügung gestellt werden sollen.

Artikel 10 regelt das Inkrafttreten der neuen Regelungen sowie das Außerkrafttreten des 
Handelsstatistik-, des Dienstleistungsstatistik- und des Dienstleistungskonjunkturstatistik-
gesetzes.

III. Alternativen

Keine. Die Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über europäische Un-
ternehmensstatistiken, zur Aufhebung von zehn Rechtsakten im Bereich Unternehmens-
statistiken ist unmittelbar geltendes Recht und verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Lieferung 
von Daten. Das vorliegende Gesetz regelt die dafür notwendige Datengewinnung auf nati-
onaler Ebene.

IV. Gesetzgebungskompetenz

Nach Artikel 73 Absatz 1 Nummer 11 GG hat der Bund die ausschließliche Gesetzgebungs-
kompetenz über die Statistik für Bundeszwecke. 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen
Verträgen

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Ver-
trägen vereinbar.
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VI. Gesetzesfolgen

Drucksache 684/20

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die Zahl der Gesetze reduziert sich um zwei.



2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur Nachhaltigen 
Entwicklung im Sinne der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der UN-
Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung dient.

Das Regelungsvorhaben steht mit den UN-Nachhaltigkeitszielen SDG 8 "Dauerhaftes, brei-
tenwirksames und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, produktive Vollbeschäftigung und 
menschenwürdige Arbeit für alle fördern", insbesondere im Bereich „höhere wirtschaftliche 
Produktivität durch Diversifizierung, technologische Modernisierung und Innovation“ (Un-
terziel 8.2)“, sowie zur Erreichung der Ziele des SDG 3 "Ein gesundes Leben für alle Men-
schen jeden Alters gewährleisten und ihr Wohlergehen fördern", insbesondere im Bereich 
„allgemeine Gesundheitsversorgung, […] Zugang zu hochwertigen grundlegenden Ge-
sundheitsdiensten (Unterziel 3.8)“, im Einklang.

Bei den strukturellen Unternehmensstatistiken werden durch die erstmalige Einbeziehung 
der am Markt tätigen Unternehmen aus den Wirtschaftsbereichen „Erziehung und Unter-
richt“, „Gesundheits- und Sozialwesen“, „Kunst, Unterhaltung und Erholung“, „Erbringung 
von sonstigen überwiegend persönlichen Dienstleistungen“ bedeutende Lücken geschlos-
sen, so dass nun ein umfassendes Bild des Dienstleistungsbereichs erstellt werden kann. 
Dies trägt zur Förderung der Diversifizierung und Modernisierung der wirtschaftlichen Pro-
duktivität (Unterziel 8.2) bei.

Das Vorhaben sieht auch die Errichtung einer Verwaltungsdateninformationsplattform (VIP) 
für die Statistik vor, welche die notwendige Grundlage für eine systematische Eignungsprü-
fung von Verwaltungsdaten zur Nutzung in der amtlichen Statistik schafft. Durch die Ver-
wendung von Verwaltungsdaten kann künftig eine Entlastung der auskunftspflichtigen Un-
ternehmen und auch der Bürgerinnen und Bürger erreicht werden, ohne die Qualität der 
Statistiken zu beeinträchtigen. Die Plattform bietet die Möglichkeit der weiteren Digitalisie-
rung von Verwaltung und Statistik, die die Belastung von Unternehmen und auch der Ver-
waltung reduzieren kann. Somit trägt der Entwurf zur Erreichung der Ziele im Bereich „Wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit“ (Indikator 8.4) der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie bei.

Zudem ist das Regelungsvorhaben vereinbar mit SDG 3 (Ein gesundes Leben für alle Men-
schen jeden Alters gewährleisten und ihr Wohlergehen fördern). Im Rahmen des Vorha-
bens werden die rechtlichen Voraussetzungen für die Nutzung der Daten des Verzeichnis-
ses nach § 293 SGB V durch die amtliche Statistik geschaffen. Dies hat zum Ziel, die Qua-
lität der Ergebnisse der Kostenstrukturstatistik im medizinischen Bereich zu steigern, was 
sich mittelbar und aufgrund einer solideren Datengrundlage positiv auf die ärztliche Versor-
gung auswirken dürfte. Somit trägt der Entwurf dazu bei, die Ziele im Bereich „Zugang zu 
hochwertigen grundlegenden Gesundheitsdiensten für alle“ (Unterziel 3.8) zu erreichen.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Nach Kostenkalkulationen des Statistischen Bundesamtes und der Statistischen Ämter der 
Länder entstehen bei Bund und Ländern jährliche Mehrkosten von rund 5,4 Millionen Euro; 
davon entfallen auf den Bund rund 2,7 Millionen Euro und auf die Länder rund 2,7 Millionen 
Euro. Für den Bund entstehen in den Jahren 2021 bis 2024 einmalige Umstellungskosten 
von insgesamt rund 5,4 Millionen Euro; der einmalige Umstellungsaufwand für die Länder 
in diesem Zeitraum wird auf insgesamt rund 410 000 Euro geschätzt.

Auf die in den Artikeln 1 bis 5 geregelte Umsetzung von EU-Recht entfallen für das Statis-
tische Bundesamt jährliche Mehrkosten von rund 1,1 Millionen Euro und einmalige Umstel-
lungskosten von rund 1,6 Millionen Euro; auf die Länder entfallen rund 2,7 Millionen Euro 
jährliche Mehrkosten und rund 410 000 Euro einmalige Umstellungskosten.

Auf die in Artikel 6 geregelte Einrichtung einer Verwaltungsdateninformationsplattform ent-
fallen für den Bund jährliche Mehrkosten von rund 1,3 Millionen Euro und rund 3,6 Millionen
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Euro einmalige Umstellungskosten. Die Kosten entstehen im Statistischen Bundesamt und 
beinhalten Kosten, die durch eine Beteiligung des Informationstechnikzentrums Bund (ITZ 
Bund) am Aufbau der Plattform entstehen.

Artikel 7 regelt die Streichung des Merkmals „Geschlecht“ bei mehreren Erhebungen im 
Produzierenden Gewerbe. Für die Statistischen Ämter der Länder entstehen dadurch jähr-
liche Minderausgaben in Höhe von rund 5 000 Euro und ein einmaliger Umstellungsauf-
wand in Höhe von rund 300 Euro.

Für die Änderungen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen in Artikel 8 entste-
hen im Statistischen Bundesamt ein jährlicher Mehraufwand in Höhe von rund 66 000 Euro 
und ein einmaliger Umstellungsaufwand in Höhe von rund 219 000Euro.

Für die Änderung des Gesetzes über die Preisstatistik in Artikel 9 entsteht im Statistischen 
Bundesamt ein jährlicher Mehraufwand in Höhe von rund 218 000 Euro. 

Der im Statistischen Bundesamt entstehende finanzielle Mehrbedarf in Höhe von rund 2 
Millionen Euro jährlich und in Höhe von insgesamt rund 3,9 Millionen Euro einmalig, verteilt 
auf die Haushaltsjahre 2021 bis 2024, soll im Einzelplan 06 ausgeglichen werden. Der im 
ITZ-Bund für den Aufbau einer Verwaltungsdateninformationsplattform entstehende finan-
zielle Mehrbedarf in Höhe von rund 0,65 Millionen Euro jährlich und in Höhe von insgesamt 
rund 1,5 Millionen Euro einmalig, verteilt auf die Haushaltsjahre 2021 bis 2024, soll im Ein-
zelplan 08 ausgeglichen werden.

4. Erfüllungsaufwand

4.1 Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand, da sie von diesem Gesetz 
nicht betroffen sind. 

4.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft reduziert sich durch die Regelungen in den Artikeln 1, 2, 5, 7 und 8 der 
jährliche Erfüllungsaufwand in der Summe um rund 695 000 Euro. Es entsteht einmaliger 
Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 112 000 Euro für die Anpassung von Organisations-
strukturen und digitalen Prozessabläufen.

Die Statistiken sind in Tabelle 1 in Fallgruppen unterteilt. In nachfolgenden Tabellen sind 
die Vorgaben der einzelnen Fallgruppen aufgegliedert und beschrieben. 

Tabelle 1: Änderung des Erfüllungsaufwands nach Fallgruppen 

Jährlicher Erfüllungsaufwand Einmaliger Erfüllungsaufwand

Fall-

gruppe
Bezeichnung

Personal-

ausgaben

Sachaus-

gaben

Gesamtaus-

gaben

Personal-

ausgaben

Sachausga-

ben

Gesamtaus-

gaben

in Tsd. Euro

A Strukturstatistik 35 / 35 / / /

B Konjunkturerhebung -768 / -768 112 / 112

C Kostenstrukturerhebung 168 / 168 / / /

D Statistikregister 8 / 8 / / /
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E
Statistik im Produzieren-

den Gewerbe
-133 / -133 / / /

F
Gesetz über die Preis-

statistik
-6 / -6 / / /

Gesamt -695 / -695 112 / 112

Die Fallgruppen A, B und C gehen auf die Umsetzung der EBS-Verordnung und somit auf 
EU-Recht zurück; Fallgruppe D dient der Umsetzung von weiteren EU-Vorgaben. Fallgrup-
pen E und F dienen zur Entlastung der Unternehmen von Meldepflichten.

Tabelle 2: Fallgruppe A: Strukturstatistik

Jährliche Mehraus-
gaben

Jährliche Minderaus-
gaben

Änderung des jährli-
chen Erfüllungsauf-
wands

Vor-
gabe

Para-
graph

Bezeichnung der Vor-
gabe

Perso-
nalaus-
gaben

Sach-
ausga-
ben

Perso-
nalaus-
gaben

Sachaus-
gaben

Gesamtausgaben

in Tsd. Euro

1
§ 6 Abs. 1
Nr. 2 Hdl-
StatG

Jahresstatistik im Handel 
(einschl. Instandhaltung 
und Reparatur von Kfz)

/ / 3 878 / -3 878

2

§ 3 Ab-
satz 2 Nr.
2 HdlDl-
StatG

Strukturstatistiken im Han-
del 

3 259 / / / 3 259

3

§ 5
DlStatG i.
V. m. § 15
BStaG

Strukturerhebung im 
Dienstleistungsbereich

/ / 10 039 / -10 039

4

§ 3 Ab-
satz 2 Nr.
2 HdlDl-
StatG

Strukturerhebung im 
Dienstleistungsbereich

10 448 / / / 10 448

5
§ 6 Abs. 2
HdlStatG

Jahresstatistik im Gastge-
werbe

/ / 459 / -459
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6

§ 3 Ab-
satz 2 Nr.
2 HdlDl-
StatG

Jahresstatistik im Gastge-
werbe

704 / / / 704

Gesamt 14 412 / 14 377 / 35

Durch die Änderungen in den strukturstatistischen Erhebungen erhöht sich der jährliche 
Erfüllungsaufwand um rund 35 000 Euro. Dieser Mehraufwand resultiert aus den jährlichen 
Minderausgaben, die durch das Außerkrafttreten des Handelsstatistikgesetztes (HdlStatG) 
und des Dienstleistungsstatistikgesetzes (DlStatG) entstehen, und den jährlichen Mehraus-
gaben, die durch das Inkrafttreten des neuen, in Artikel 1 enthaltenen Handels- und Dienst-
leistungsstatistikgesetzes (HdlDlStatG) entstehen. Ursächlich für die Zunahme des jährli-
chen Erfüllungsaufwands ist die Erhöhung der Anzahl der verpflichteten Melder.



Im Einzelnen: Außer Kraft treten Vorgabe 1 „Jahresstatistik im Handel (einschl. Instandhal-
tung und Reparatur von Kfz)“ (§ 6 Absatz 1 Nummer 2 HdlStatG)3, Vorgabe 3 „Strukturer-
hebung im Dienstleistungsbereich“ (§ 5 DlStatG i. V. m. § 15 BStatG)4 und Vorgabe 5 „Jah-
resstatistik im Gastgewerbe“ (§ 6 Absatz 2 HdlStatG)5. In der Summe ergeben sich dadurch 
jährliche Minderausgaben in Höhe von rund 14,4 Millionen Euro. Die Summe ergibt sich 
aus den in der WebSKM-Datenbank dokumentierten Erfüllungsaufwänden.

Vorgabe 2 „Strukturstatistiken im Handel“, Vorgabe 4 „Strukturerhebung im Dienstleis-
tungsbereich“ und Vorgabe 6 „Jahresstatistik im Gastgewerbe“ werden nunmehr in § 3 
Absatz 2 Nummer 2 HdlDlStatG geregelt. Die dadurch entstehenden jährlichen Mehraus-
gaben betragen rund 14,4 Millionen Euro und setzen sich wie folgt zusammen:

Vorgabe 2: Strukturstatistiken im Handel (Unternehmen unter 300 000 Euro Umsatz): 

Fallzahl Zeitaufwand in 
Min. pro Fall

Lohnsatz in 
Euro / Std. pro 
Fall

Sachkosten in 
Euro pro Fall

Personalkosten 
in Tsd. Euro

Sachkosten 
in Tsd. Euro

27.700 55 53,9 1.369

Vorgabe 2: Strukturstatistiken im Handel (Unternehmen ab 300 000 Euro Umsatz):

Fallzahl Zeitaufwand in 
Min. pro Fall

Lohnsatz in 
Euro / Std. pro 
Fall

Sachkosten in 
Euro pro Fall

Personalkosten 
in Tsd. Euro

Sachkosten 
in Tsd. Euro

18.300 115 53,9 1.891
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Die Anzahl der laut § 11 HdlDlStatG meldepflichtigen Unternehmen im Zusammenhang mit 
der Strukturstatistik im Handel (Vorgabe 2) beträgt 46 000; es entsteht ein jährlicher Erfül-
lungsaufwand von insgesamt rund 3,3 Millionen Euro.

Die Zahl der erfragten Merkmale ist abhängig davon, ob der jährliche Umsatz den Betrag 
von 300 000 Euro über- oder unterschreitet. Für Unternehmen, die einen Umsatz geringer 
als 300 000 Euro jährlich erzielen (27 700 Unternehmen), sind dies zwischen 25 und 27 
Merkmale6. Für Unternehmen, die einen Umsatz gleich oder höher als 300 000 Euro jährlich 
erzielen (18 300 Unternehmen), sind dies zwischen 50 und 116 Merkmale.7 Für den Zeit-
aufwand zur Bearbeitung dieser Merkmale werden Annahmen getroffen. Als Ausgangs-
punkt dient der Median von 90 Minuten8, dem Zeitaufwand, der aktuell für die Bearbeitung 
von durchschnittlich 709 Merkmalen benötigt wird. Der erwartete Zeitaufwand für Unterneh-
men mit Umsatz unter 300 000 Euro wird auf 55 Minuten, für Unternehmen ab 300 000 
Euro Umsatz auf 115 Minuten geschätzt.

Es werden die Lohnsätze des hohen Qualifikationsniveaus des Wirtschaftsabschnitts G 
(Handel; Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen) nach dem Leitfaden zur

3 Erfüllungsaufwand im Zusammenhang mit der Jahresstatistik im Handel (einschl. Instandhaltung und Repara-
tur von Kfz) ist in der WebSKM Datenbank hinterlegt (id-ip: 200610060903382). 

4 Erfüllungsaufwand im Zusammenhang mit der Strukturerhebung im Dienstleistungsbereich ist in der WebSKM 
Datenbank hinterlegt (id-ip: 200610170944191). 

5 Erfüllungsaufwand im Zusammenhang mit der Jahresstatistik im Gastgewerbe ist in der WebSKM Datenbank 
hinterlegt (id-ip: 200707111035013). 

6 Anzahl der Unternehmen und der Merkmale liegt dem Mengengerüst der Fachabteilungen zugrunde. 
7 Anzahl der Unternehmen und der Merkmale liegt dem Mengengerüst der Fachabteilungen zugrunde. 
8 Ergebnisbericht über die freiwillige IDEV-Befragung zur Datenaktualisierung des Belastungsbarometers – Jah-

resstatistik im Handel (EVAS 45341). 
9 Anzahl der Unternehmen und der Merkmale liegt dem Mengengerüst der Fachabteilungen zugrunde.



Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands10 in Höhe von 53,9 Euro zu Grunde 
gelegt. 

Dadurch ergibt sich für die Unternehmen unterhalb der 300 000 Euro Schwelle ein jährlicher 
Erfüllungsaufwand in Höhe von etwa 1,4 Millionen Euro (=53,9*27 700*55/60). 

Für die Unternehmen gleich oder über der 300 000 Euro Schwelle ergibt sich jährlicher 
Erfüllungsaufwand in Höhe von etwa 1,9 Millionen Euro (=53,9*18 300*115/60). 

Vorgabe 4: Strukturerhebung im Dienstleistungsbereich (Unternehmen unter 300 000 Euro 
Umsatz): 

Fallzahl Zeitaufwand in 
Min. pro Fall

Lohnsatz in 
Euro / Std. pro 
Fall

Sachkosten in 
Euro pro Fall

Personalkosten 
in Tsd. Euro

Sachkosten 
in Tsd. Euro

157.700 45 56,4 6.671

Vorgabe 4: Strukturerhebung im Dienstleistungsbereich (Unternehmen ab 300 000 Euro 
Umsatz):

Fallzahl Zeitaufwand in 
Min. pro Fall

Lohnsatz in 
Euro / Std. pro 
Fall

Sachkosten in 
Euro pro Fall

Personalkosten 
in Tsd. Euro

Sachkosten 
in Tsd. Euro

_

- 26 -Drucksache 684/20

42.300 95 56,4 3.777

Die Anzahl der laut § 11 HdlDlStatG meldepflichtigen Unternehmen im Zusammenhang mit 
der Strukturstatistik im Dienstleistungsbereich (Vorgabe 4) steigt von bisher 170 000 auf 
200 000 an; es entsteht ein jährlicher Erfüllungsaufwand von rund 10,4 Millionen Euro. 11

Die Zahl der erfragten Merkmale ist abhängig davon, ob der jährliche Umsatz den Betrag 
von 300 000 Euro über- oder unterschreitet: Für Unternehmen, die einen Umsatz geringer 
als 300 000 Euro jährlich erzielen (157 700 Unternehmen), sind dies zwischen 16 und 31 
Merkmale. Für Unternehmen, die einen Umsatz gleich oder höher als 300 000 Euro jährlich 
erzielen (42 300 Unternehmen), sind dies zwischen 41 und 121 Merkmale.12 Für den Zeit-
aufwand zur Bearbeitung dieser Merkmale wurden Annahmen getroffen. Als Ausgangs-
punkt dient der aktuelle Median von 60 Minuten13, dem Zeitaufwand, der für die Bearbeitung 
von durchschnittlich 5514 Merkmalen benötigt wird. Es wird angenommen, dass der Zeitauf-
wand insgesamt größer wird, da mit den neu zu erfassenden Dienstleistungsbereichen viele 
Kleinstunternehmen erstmalig meldepflichtig werden. Der Zeitaufwand für Unternehmen mit 
Umsatz unter 300 000 Euro wird auf 45 Minuten, für Unternehmen ab 300 000 Euro Umsatz 
auf 95 Minuten geschätzt.

10 Der Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bundesre-
gierung ist downloadbar unter: https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buerokratiekosten/Publikati-
onen/Downloads-Buerokratiekosten/erfuellungsaufwand-handbuch.pdf?_ blob=publicationFile&v=5 

(Zuletzt aufgerufen am 18.12.2019). 
11 Anzahl der Unternehmen liegt dem Mengengerüst der Fachabteilungen zugrunde. 
12 Anzahl der Unternehmen und der Merkmale liegt dem Mengengerüst der Fachabteilungen zugrunde. 
13 Ergebnisbericht über die freiwillige IDEV-Befragung zur Datenaktualisierung des Belastungsbarometers – 

Jahresstatistik im Dienstleistungsbereich (EVAS 47415). 
14 Anzahl liegt dem Mengengerüst der Fachabteilung zugrunde; Durchschnitt über alle Intervalle = 55 

(=(17+32+46+126)/4).



Es werden die Lohnsätze des hohen Qualifikationsniveaus für die Gesamtwirtschaft (A-S 
ohne O) nach dem Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands15 in 
Höhe von 56,4 Euro zu Grunde gelegt. 

Dadurch ergibt sich für die Unternehmen unterhalb der 300 000 Euro Schwelle jährlicher 
Erfüllungsaufwand in Höhe von etwa 6,7 Millionen Euro (=56,4*157 700*45/60). 

Für die Unternehmen gleich oder über der 300 000 Euro Schwelle ergibt sich jährlicher 
Erfüllungsaufwand in Höhe von etwa 3,8 Millionen Euro (=56,4*42 300*95/60). 

Vorgabe 6: Jahresstatistik im Gastgewerbe (Unternehmen unter 300 000 Euro Umsatz): 

Fallzahl Zeitaufwand in 
Min. pro Fall

Lohnsatz in 
Euro / Std. pro 
Fall

Sachkosten in 
Euro pro Fall

Personalkosten 
in Tsd. Euro

Sachkosten 
in Tsd. Euro

14.100 57 32,1 430

Vorgabe 6: Jahresstatistik im Gastgewerbe (Unternehmen ab 300 000 Euro Umsatz):

Fallzahl Zeitaufwand in 
Min. pro Fall

Lohnsatz in 
Euro / Std. pro 
Fall

Sachkosten in 
Euro pro Fall

Personalkosten 
in Tsd. Euro

Sachkosten 
in Tsd. Euro

_

_
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4.500 114 32,1 274

Die Anzahl der laut § 11 HdlDlStatG meldepflichtigen Unternehmen im Zusammenhang mit 
der Strukturstatistik im Gastgewerbe (Vorgabe 6) beträgt 18 600; es entsteht ein jährlicher 
Erfüllungsaufwand von 704 000 Euro.

Die Zahl der erfragten Merkmale ist abhängig davon, ob der jährliche Umsatz den Betrag 
von 300 000 Euro über- oder unterschreitet: Für Unternehmen, die einen Umsatz geringer 
als 300 000 Euro jährlich erzielen (14 100 Unternehmen), sind dies zwischen 24 und 25 
Merkmale. Für Unternehmen, die einen Umsatz gleich oder höher als 300 000 Euro jährlich 
erzielen (4 500 Unternehmen), sind dies zwischen 49 und 114 Merkmale.16 Für den Zeit-
aufwand zur Bearbeitung dieser Merkmale wurden Annahmen getroffen. Als Ausgangs-
punkt dient der Median von 85 Minuten17, dem Zeitaufwand, der für die Bearbeitung von 
durchschnittlich 6018 Merkmalen benötigt wird. Der Zeitaufwand für Unternehmen mit Um-
satz unter 300 000 Euro wird auf 57 Minuten, für Unternehmen ab 300 000 Euro auf 114 
Minuten geschätzt.

Es werden die Lohnsätze des hohen Qualifikationsniveaus des Wirtschaftsabschnitts I 
(Gastgewerbe) nach dem Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsauf-
wands19 in Höhe von 32,1 Euro zu Grunde gelegt.

Dadurch ergibt sich für die Unternehmen unterhalb der 300 000 Euro Schwelle jährlicher 
Erfüllungsaufwand in Höhe von etwa 430 000 Euro (=32,1*14 100*57/60).

15 Der Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bundesre-
gierung ist downloadbar unter: https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buerokratiekosten/Publikati-
onen/Downloads-Buerokratiekosten/erfuellungsaufwand-handbuch.pdf?_ blob=publicationFile&v=5 

(Zuletzt aufgerufen am 18.12.2019). 
16 Anzahl der Unternehmen und der Merkmale liegt dem Mengengerüst der Fachabteilungen zugrunde. 
17 Ergebnisbericht über die freiwillige IDEV-Befragung zur Datenaktualisierung des Belastungsbarometers – 

Jahresstatistik im Gastgewerbe (EVAS 45342). 
18 Anzahl der Unternehmen und der Merkmale liegt dem Mengengerüst der Fachabteilungen zugrunde. 
19 Der Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bundesre-

gierung ist downloadbar unter: https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buerokratiekosten/Publikati-
onen/Downloads-Buerokratiekosten/erfuellungsaufwand-handbuch.pdf?_ blob=publicationFile&v=5 

(Zuletzt aufgerufen am 18.12.2019).



Für die Unternehmen gleich oder über der 300 000 Euro Schwelle ergibt sich jährlicher 
Erfüllungsaufwand in Höhe von etwa 274 000 Euro (=32,1*4 500*114/60). 

Tabelle 3: Fallgruppe B: Konjunkturerhebung - jährlicher Erfüllungsaufwand 

Jährliche Mehraus-
gaben

Jährliche Minderaus-
gaben

Änderungen des jährli-
chen Erfüllungsauf-
wands

Vor-
gabe

Para-
graph

Bezeichnung der Vor-
gabe

Perso-
nalaus-
gaben

Sach-
ausga-
ben

Perso-
nalaus-
gaben

Sachaus-
gaben

Gesamtausgaben

in Tsd. Euro

7
§ 6 Abs. 1
Nr. 1 Hdl-
StatG

Konjunkturstatistische Er-
hebungen - Großhandel

/ / 968 / -968

8
§ 6 Abs. 1
Nr. 1 Hdl-
StatG

Konjunkturstatistische Er-
hebungen - Einzelhandel

/ / 5 510 / -5 510

9
§ 6 Abs. 2
HdlStatG

Konjunkturstatistische Er-
hebungen - Gastgewerbe

/ / 976 / -976

10
§ 6 Abs. 1
Nr. 1 Hdl-
StatG

Konjunkturstatistische Er-
hebungen – Kfz-Handel

/ / 392 / -392

11
§ 4 Abs. 1
DLKon-
jStatG

Konjunkturstatistische Er-
hebungen – in bestehen-
den Dienstleistungsberei-
chen

/ / 691 / -691

12

§ 3 Ab-
satz 2 Nr.
1 HdlDl-
StatG

Konjunkturstatistische Er-
hebungen im Handel und 
Dienstleistungsbereich

7 770 / / / 7 770

Gesamt 7 770 / 8 538 / -768

Tabelle 3: Fallgruppe B: Konjunkturerhebung - einmaliger Erfüllungsaufwand

Einmalige Mehraus-
gaben

Einmalige Minder-
ausgaben

Einmaliger Erfüllungs-
aufwand

Vor-
gabe

Para-
graph

Bezeichnung der Vor-
gabe

Perso-
nalaus-
gaben

Sach-
ausga-
ben

Perso-
nalaus-
gaben

Sachaus-
gaben

Gesamtausgaben
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in Tsd. Euro

12

§ 3 Ab-
satz 2 Nr.
1 HdlDl-
StatG

Konjunkturstatistische Er-
hebungen im Handel und 
Dienstleistungsbereich

112 / / / 112

Gesamt 112 / / / 112

Durch die Änderungen in den konjunkturstatistischen Erhebungen verringert sich der jähr-
liche Erfüllungsaufwand um rund 768 000 Euro. Diese Entlastung resultiert aus den jährli-
chen Minderausgaben, die durch das Außerkrafttreten des Handelsstatistikgesetzes (Hdl-
StatG) und des Dienstleistungskonjunkturstatistikgesetzes (DLKonjStatG) entstehen, und 
den jährlichen Mehrausgaben, die durch das Inkrafttreten des in Artikel 1 enthaltenen neuen 
Handels- und Dienstleistungsstatistikgesetz (HdlDlStatG) entstehen. Grund für die Redu-
zierung des jährlichen Erfüllungsaufwands ist die Änderung der Anzahl der verpflichteten 
Melder und der Anzahl der erfragten Merkmale.



Außer Kraft treten die monatlichen Erhebungen der Vorgabe 7 „Großhandel“ (§ 6 Absatz 1 
Nummer 1 HdlStatG)20, Vorgabe 8 „Einzelhandel“ (§ 6 Absatz 1 Nummer 1 HdlStatG)21, 
Vorgabe 9 „Gastgewerbe“ (§ 6 Absatz 2 HdlStatG)22, Vorgabe 10 „Kfz-Handel“ (§ 6 Absatz 
1 Nummer 1 HdlStatG)23 sowie die vierteljährliche Erhebung der Vorgabe 11 „Konjunktur-
statistische Erhebungen in bestehenden Dienstleistungsbereichen“ (§ 4 Absatz 1 DLKon-
jStatG)24. In Summe ergeben sich dadurch jährliche Minderausgaben in Höhe von rund 8,5 
Millionen Euro. Die Summe ergibt sich aus den in der WebSKM-Datenbank dokumentierten 
Erfüllungsaufwänden.

Vorgabe 12: Konjunkturstatistische Erhebungen im Handel und Dienstleistungsbereich - 
Einmaliger Erfüllungsaufwand: 

Fallzahl Zeitaufwand in 
Min. pro Fall

Lohnsatz in 
Euro / Std. pro 
Fall

Sachkosten in 
Euro pro Fall

Personalkosten 
in Tsd. Euro

Sachkosten 
in Tsd. Euro

1.230 120 45,7 112

Der einmalige Erfüllungsaufwand wird in zwei Kategorien unterteilt:

Kategorie des einmaligen Erfüllungsaufwands

Anteil der Kategorie am einmali-
gen Erfüllungsaufwand

Personalkosten 
(in Tsd. EUR)

Sachkosten 
(in Tsd. EUR)

Einführung oder Anpassung digitaler Prozessabläufe 56
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Anpassung von Organisationsstrukturen 56

Bei der Ermittlung des einmaligen Erfüllungsaufwands (Umstellungsaufwand) wurde das 
vom Staatssekretärsausschuss „Bessere Rechtsetzung und Bürokratieabbau“ im Novem-
ber 2019 beschlossene Konzept zur Erhöhung der Transparenz über den Umstellungs- auf-
wand für die Wirtschaft und zu dessen wirksamer und verhältnismäßiger Begrenzung an-
gewandt. In den oben genannten zwei relevanten Kategorien des einmaligen Erfüllungs-
aufwands kommen keine alternativen Umsetzungsvarianten in Betracht, die geeignet wä-
ren, den einmaligen Umstellungsaufwand zu reduzieren.

Aufgrund der neuen Vorgaben des HdlDlStatG sind für die Konjunkturstatistik erstmalig Er-
gebnisse für fachliche Einheiten (Geschäftsfelder) zu liefern. Für die Zusammenfassung 
von Unternehmensangaben nach diesen Geschäftsfeldern wird ein einmaliger Zeitaufwand 
von 120 Minuten je Unternehmen angenommen. Für 1 230 Unternehmen entsteht somit ein 
einmaliger Erfüllungsaufwand von rund 112 000 Euro.

Vorgabe 12: Konjunkturstatistische Erhebungen im Handel und Dienstleistungsbereich - 
Jährlicher Erfüllungsaufwand:

20 Erfüllungsaufwand im Zusammenhang mit der Konjunkturerhebung Monatserhebung im Großhandel ist in der 
WebSKM Datenbank hinterlegt (id ip 200610060903381B). 

21 Erfüllungsaufwand im Zusammenhang mit der Konjunkturerhebung Monatserhebung im Einzelhandel ist in 
der WebSKM Datenbank hinterlegt (id ip 200610060903381A). 

22 Erfüllungsaufwand im Zusammenhang mit der Konjunkturerhebung Monatserhebung im Gastgewerbe ist in 
der WebSKM Datenbank hinterlegt (id ip 200707111035012). 

23 Erfüllungsaufwand im Zusammenhang mit der Konjunkturerhebung Monatserhebung im Kfz-Handel ist in der 
WebSKM Datenbank hinterlegt (id ip 200610060903381C). 

24 Erfüllungsaufwand im Zusammenhang mit der Konjunkturerhebung der vierteljährlichen Erhebung in best. 
DL-Bereichen ist in der WebSKM Datenbank hinterlegt (id ip 200610231129211).



Fallzahl Zeitaufwand in 
Min. pro Fall

Lohnsatz in 
Euro / Std. pro 
Fall

Sachkosten in 
Euro pro Fall

Personalkosten 
in Tsd. Euro

Sachkosten 
in Tsd. Euro

407.100 25 45,7 7.752

197 120 45,7 18

Gesamt 7.770

Die aus der Umsetzung von § 3 Absatz 2 Nummer 1 HdlDlStatG entstehenden jährlichen 
Aufwände werden auf rund 7,8 Millionen Euro geschätzt. 

Diese Änderung des jährlichen Erfüllungsaufwands ist auf die Änderung der Anzahl der 
verpflichteten Melder und der Anzahl der erfragten Merkmale zurückzuführen. Es wird da-
von ausgegangen, dass insgesamt 33 925 Unternehmen (Stichprobenumfang = 45 Pro-
zent), davon 3 285 aus dem Großhandel, 16 960 aus dem Einzelhandel, 9 000 aus dem 
Gastgewerbe, 1 305 aus dem Kfz-Handel und 3 375 aus bestimmten anderen Dienstleis-
tungsbereichen monatlich eine Meldung abgeben werden. Dadurch ergibt sich eine Fallzahl 
von 407 100 (=12*33 925). Für die Monatsmeldung wird bei den Unternehmen ein Zeitauf-
wand von 25 Minuten zugrunde gelegt.

Darüber hinaus werden pro Jahr 5 428 Unternehmen in die Monatserhebung rotieren. Ein 
Anteil von 197 dieser Unternehmen wird Geschäftsfelder bilden müssen, so dass pro Jahr 
für diese Unternehmen auch ein einmaliger Zeitaufwand von 120 Minuten anfallen wird.

Als Lohnsatz wird der durchschnittliche gewichtete Lohnsatz der betroffenen Wirtschafts-
zweige in Höhe von 45,7 Euro verwendet.25

Dadurch ergibt sich für die Unternehmen jährlicher Erfüllungsaufwand von etwa 7,8 Millio-
nen Euro (=(45,7*407 100*25/60) + (45,7*197*120/60)). 

Tabelle 4: Fallgruppe C: Kostenstrukturerhebung

Jährliche Mehraus-
gaben

Jährliche Minderaus-
gaben

Änderungen des jährli-
chen Erfüllungsauf-
wands

Vor-
gabe

Para-
graph

Bezeichnung der Vor-
gabe

Perso-
nalaus-
gaben

Sach-
ausga-
ben

Perso-
nalaus-
gaben

Sachaus-
gaben

Gesamtausgaben

in Tsd. Euro

13
§ 1 Nr. 2
KoStrukS
tatG

Kostenstrukturstatistik bei 
Arzt-, Zahnarzt- und Tier-
arztpraxen

/ / 61 / -61

14
§ 1 Abs. 1
KoStrukS
tatG

Kostenstrukturstatistik bei 
Arzt-, Zahnarzt- und psy-
chologischen Psychothera-
peuten
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296 / / / 296

15
§ 1 Nr. 2
KoStrukS
tatG

Kostenstrukturstatistik in 
sonstigen Dienstleistungs-
bereichen

/ / 66 / -66

Gesamt 296 / 128 / 168

Die bislang im Rahmen der Kostenstrukturstatistik in sonstigen Dienstleistungsbereichen 
erfassten Wirtschaftsbereiche fallen nun unter das neue HdlDlStatG. Durch die neue

25 Anzahl der Meldungen, der Unternehmen und Höhe des Lohnsatzes liegt dem Mengengerüst der Fachabtei-
lungen zugrunde.



Konzeption der Kostenstrukturstatistik im medizinischen Bereich wird Vorgabe 13 durch 
Vorgabe 14 ersetzt; der zusätzliche jährliche Erfüllungsaufwand wird auf rund 168 000 
Euro geschätzt.

Die Belastungen der Wirtschaft durch Vorgabe 13 und Vorgabe 15 werden im Rahmen der 
Aktualisierungsmessung des Belastungsbarometers aktuell erhoben. Finale Ergebnisse lie-
gen noch nicht vor. Auf Basis der bisher durchgeführten Befragungen und der Ähnlichkeiten 
zwischen den beiden Fragebögen wird für beide Vorgaben ein Zeitaufwand von je 60 Mi-
nuten zugrunde gelegt.

Grund für die Zunahme des jährlichen Erfüllungsaufwands ist die Erhöhung der Anzahl der 
verpflichteten Melder, der Anzahl der erfragten Merkmale sowie im Falle der Kostenstruk-
turerhebung im medizinischen Bereich die Erhöhung der Periodizität.

Vorgabe 14: Kostenstrukturstatistik bei Arzt-, Zahnarzt- und psychologischen Psychothe-
rapeuten - Jährlicher Erfüllungsaufwand: 

Fallzahl Zeitaufwand in 
Min. pro Fall

Lohnsatz in 
Euro / Std. pro 
Fall

Sachkosten in 
Euro pro Fall

Personalkosten 
in Tsd. Euro

Sachkosten 
in Tsd. Euro

11.600 45 34 296

Die Anzahl der nach der neuen Regelung in § 1 Absatz 1 KoStrukStatG meldepflichtigen 
Unternehmen ist 11 600. Diese benötigen für die Bearbeitung der erfragten 32 Merkmale 
etwa 45 Minuten.26 Als Lohnsatz wird die Lohnkostentabelle Wirtschaft, Wirtschaftsab-
schnitt Q86 (Gesundheits- und Sozialwesen), mit einem durchschnittlichen Qualifikations-
niveau in Höhe von 34 Euro zu Grunde gelegt.

Damit ergibt sich aus Artikel 2 des Gesetzes für die Unternehmen jährlicher Erfüllungsauf-
wand von rund 296 000 Euro (=34*11 600*45/60). 

Tabelle 5: Fallgruppe D: Statistikregister

Jährliche Mehraus-
gaben

Jährliche Minderaus-
gaben

Änderungen des jährli-
chen Erfüllungsauf-
wands

Vor-
gabe

Para-
graph

Bezeichnung der Vor-
gabe

Perso-
nalaus-
gaben

Sach-
ausga-
ben

Perso-
nalaus-
gaben

Sachaus-
gaben

Gesamtausgaben

in Tsd. Euro

16
§ 7 Abs.2
und 3
StatRegG

Statistikregister 8 / / / 8

Gesamt 8 / / / 8

Vorgabe 16: Jährlicher Erfüllungsaufwand:

Fallzahl Zeitaufwand in 

Min. pro Fall

Lohnsatz in 
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Euro / Std. pro 

Fall

Sachkosten in 

Euro pro Fall

Personalkosten 

in Tsd. Euro

Sachkosten 

in Tsd. Euro

30 300 56,4 8

26 Fallzahl und Zeitaufwand stammen aus Fachabteilung. Anzahl der Merkmale liegt dem Mengengerüst der 
Fachabteilungen zugrunde.



Auf Basis des § 7 Absatz 2 und 3 StatRegG werden jährlich wechselnde Unternehmens-
gruppen einem Intensive Profiling unterzogen (Vorgabe 16). Betroffen sind dabei jährlich 
etwa 30 Unternehmensgruppen. Für die Vorbereitung (30 Minuten), das Gespräch mit ei-
nem hochqualifizierten Mitarbeiter der Unternehmensgruppe (120 Minuten) und das Ab-
stimmen der Ergebnisse (150 Minuten) beträgt der Gesamtaufwand für die Wirtschaft 300 
Minuten.27 Es werden die Lohnsätze des hohen Qualifikationsniveaus für die Gesamtwirt-
schaft (A-S ohne O) nach dem Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsauf-
wands28 in Höhe von 56,4 Euro zu Grunde gelegt.

Dadurch ergibt sich aus Artikel 5 des Gesetzes für die Unternehmen ein zusätzlicher jährli-
cher Erfüllungsaufwand von etwa 8 000 Euro (=56,4*30*300/60). 

Tabelle 6: Fallgruppe E: Statistik im Produzierenden Gewerbe

Jährliche Mehraus-
gaben

Jährliche Minderaus-
gaben

Änderungen des jährli-
chen Erfüllungsauf-
wands

Vor-
gabe

Para-
graph

Bezeichnung der Vor-
gabe

Perso-
nalaus-
gaben

Sach-
ausga-
ben

Perso-
nalaus-
gaben

Sachaus-
gaben

Gesamtausgaben

in Tsd. Euro

17

§ 3 Buch-
stabe A 
Nr. III 
ProdGe-
wStatG

Kostenstrukturerhebung im 
Bereich Verarbeitendes 
Gewerbe, Bergbau und 
Gewinnung von Steinen 
und Erden

/ / 53 / -53

18
§ 5 Nr. 1
ProdGe-
wStatG

Jahreserhebung einschl. 
Investitionserhebung im 
Bauhauptgewerbe

/ / 17 / -17

19
§ 5 Nr. 1
ProdGe-
wStatG

Jahreserhebung einschl. 
Investitionserhebung bei 
Unternehmen des Ausbau-
gewerbes und bei Bauträ-
gern

/ / 20 / -20

20
§ 5 Nr. II
ProdGe-
wStatG

Kostenstrukturerhebung im 
Bauhaupt- und Ausbauge-
werbe

/ / 14 -14

_
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21
§ 5 Nr. II
ProdGe-
wStatG

Strukturerhebung für kleine 
Unternehmen im Bauge-
werbe

/ / 14 -14

22

§§ 6, 6a
Buch-
stabe B 
Nr. II, 
ProdGe-
wStatG

Kostenstrukturerhebung 
für Unternehmen der Ener-
gieversorgung, Wasserver-
sorgung, Abwasser- und 
Abfallentsorgung, Beseiti-
gung von Umweltver-
schmutzungen

/ / 15 -15

Gesamt / / 133 / -133

Durch die Änderungen in den Erhebungen des Produzierenden Gewerbes reduziert sich 
der jährliche Erfüllungsaufwand um rund 133 000 Euro. Diese Entlastung ergibt sich, da die 
Unternehmen für die aufgeführten Erhebungen keine Aufteilung nach Geschlecht mehr vor-
nehmen müssen. Hiervon betroffen sind folgende Erhebungen: Kostenstrukturerhebung im

27 Zeitaufwände liegen den Auskünften seitens der Fachabteilung zugrunde. 
28 Der Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bundesre-

gierung ist downloadbar unter: https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buerokratiekosten/Publikati-
onen/Downloads-Buerokratiekosten/erfuellungsaufwand-handbuch.pdf?_ blob=publicationFile&v=5 

(Zuletzt aufgerufen am 18.12.2019).



Bereich Verarbeitendes Gewerbe, Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden (Vor-
gabe 17), Jahreserhebung einschl. Investitionserhebung im Bauhauptgewerbe (Vorgabe 
18), Jahreserhebung einschl. Investitionserhebung bei Unternehmen des Ausbaugewerbes 
und bei Bauträgern (Vorgabe 19), Kostenstrukturerhebung im Bauhaupt- und Ausbauge-
werbe (Vorgabe 20), Strukturerhebung für kleine Unternehmen im Baugewerbe (Vorgabe 
21) und Kostenstrukturerhebung für Unternehmen der Energieversorgung, Wasserversor-
gung, Abwasser- und Abfallentsorgung, Beseitigung von Umweltverschmutzungen (Vor-
gabe 22).

Vorgabe 17: Kostenstrukturerhebung im Bereich Verarbeitendes Gewerbe, Bergbau und 
Gewinnung von Steinen und Erden - Jährlicher Erfüllungsaufwand: 

Fallzahl Zeitaufwand in 

Min. pro Fall

Lohnsatz in 

Euro / Std. pro 

Fall

Sachkosten in 

Euro pro Fall

Personalkosten 

in Tsd. Euro

Sachkosten 

in Tsd. Euro

18.000 -3 58,6 -53

Durch den Wegfall des Merkmals „Geschlecht“ wird angenommen, dass sich der Zeitauf-
wand für die Kostenstrukturerhebung im Bereich Verarbeitendes Gewerbe, Bergbau und 
Gewinnung von Steinen und Erden um schätzungsweise 3 Minuten reduziert. Die Anzahl 
der betroffenen Unternehmen (18 000), sowie der zugrundeliegende Lohnsatz (58,6 Euro 
pro Stunde) sind in der WebSKM-Datenbank dokumentiert29. 

Daraus resultiert eine Reduzierung des jährlichen Erfüllungsaufwands um rund 53 000 Euro 
(=58,6*18 000*-3/60).

Vorgabe 18: Jahreserhebung einschl. Investitionserhebung im Bauhauptgewerbe - Jährli-
cher Erfüllungsaufwand:

Fallzahl Zeitaufwand in 

Min. pro Fall

Lohnsatz in 

Euro / Std. pro 

Fall

Sachkosten in 

Euro pro Fall

Personalkosten 

in Tsd. Euro

Sachkosten 

in Tsd. Euro

7.673 -3 45,0 -17

Durch den Wegfall des Merkmals „Geschlecht“ wird angenommen, dass sich der Zeitauf-
wand für die Jahreserhebung einschl. Investitionserhebung im Bauhauptgewerbe um schät-
zungsweise 3 Minuten reduziert. Die Anzahl der betroffenen Unternehmen (7 673), sowie 
der zugrundeliegende Lohnsatz (45,0 Euro pro Stunde) sind in der WebSKM-Datenbank 
dokumentiert30. 

Daraus resultiert eine Reduzierung des jährlichen Erfüllungsaufwands um rund 17 000 Euro 
(=45,0*7 673*-3/60).

Vorgabe 19: Jahreserhebung einschl. Investitionserhebung bei Unternehmen des Ausbau-
gewerbes und bei Bauträgern - Jährlicher Erfüllungsaufwand:
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Fallzahl Zeitaufwand in 

Min. pro Fall

Lohnsatz in 

Euro / Std. pro 

Fall

Sachkosten in 

Euro pro Fall

Personalkosten 

in Tsd. Euro

Sachkosten 

in Tsd. Euro

7.969 -3 50,8 -20

29 Anzahl der Unternehmen und Lohnsatz ist in der WebSKM Datenbank hinterlegt (id-ip: 200610200935387) 
30 Anzahl der Unternehmen und Lohnsatz ist in der WebSKM Datenbank hinterlegt (id-ip: 200610200935382A)



Durch den Wegfall des Merkmals „Geschlecht“ wird angenommen, dass sich der Zeitauf-
wand für die Jahreserhebung einschl. Investitionserhebung bei Unternehmen des Ausbau-
gewerbes und bei Bauträgern um schätzungsweise 3 Minuten reduziert. Die Anzahl der 
betroffenen Unternehmen (7 969), sowie der zugrundeliegende Lohnsatz (50,8 Euro pro 
Stunde) sind in der WebSKM-Datenbank dokumentiert31. 

Daraus resultiert eine Reduzierung des jährlichen Erfüllungsaufwands um rund 20 000 Euro 
(=50,8*7 969*-3/60). 

Vorgabe 20: Kostenstrukturerhebung im Bauhaupt- und Ausbaugewerbe - Jährlicher Erfül-
lungsaufwand: 

Fallzahl Zeitaufwand in 

Min. pro Fall

Lohnsatz in 

Euro / Std. pro 

Fall

Sachkosten in 

Euro pro Fall

Personalkosten 

in Tsd. Euro

Sachkosten 

in Tsd. Euro

6.000 -3 47,5 -14

Durch den Wegfall des Merkmals „Geschlecht“ wird angenommen, dass sich der Zeitauf-
wand für die Kostenstrukturerhebung im Bauhaupt- und Ausbaugewerbe um schätzungs-
weise 3 Minuten reduziert. Die Anzahl der betroffenen Unternehmen (6 000), sowie der 
zugrundeliegende Lohnsatz (47,5 Euro pro Stunde) sind in der WebSKM-Datenbank doku-
mentiert32. 

Daraus resultiert eine Reduzierung des jährlichen Erfüllungsaufwands um rund 14 000 Euro 
(=47,5*6 000*-3/60).

Vorgabe 21: Strukturerhebung für kleine Unternehmen im Baugewerbe - Jährlicher Erfül-
lungsaufwand:

Fallzahl Zeitaufwand in 

Min. pro Fall

Lohnsatz in 

Euro / Std. pro 

Fall

Sachkosten in 

Euro pro Fall

Personalkosten 

in Tsd. Euro

Sachkosten 

in Tsd. Euro
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6.000 -3 45,7 -14

Durch den Wegfall des Merkmals „Geschlecht“ wird angenommen, dass sich der Zeitauf-
wand für die Strukturerhebung für kleine Unternehmen im Baugewerbe um schätzungs-
weise 3 Minuten reduziert. Die Anzahl der betroffenen Unternehmen (6 000), sowie der 
zugrundeliegende Lohnsatz (45,7 Euro pro Stunde) sind in der WebSKM-Datenbank doku-
mentiert33. 

Daraus resultiert eine Reduzierung des jährlichen Erfüllungsaufwands um rund 14 000 Euro 
(=45,7*6 000*-3/60).

Vorgabe 22: Kostenstrukturerhebung für Unternehmen der Energieversorgung, Wasser-
versorgung, Abwasser- und Abfallentsorgung, Beseitigung von Umweltverschmutzungen - 
Jährlicher Erfüllungsaufwand:

31 Anzahl der Unternehmen und Lohnsatz ist in der WebSKM Datenbank hinterlegt (id-ip: 200610200935382B) 
32 Anzahl der Unternehmen und Lohnsatz ist in der WebSKM Datenbank hinterlegt (id-ip: 200610200935381) 
33 Anzahl der Unternehmen und Lohnsatz ist in der WebSKM Datenbank hinterlegt (id-ip: 200610200935383)



Fallzahl Zeitaufwand in 

Min. pro Fall

Lohnsatz in 

Euro / Std. pro 

Fall

Sachkosten in 

Euro pro Fall

Personalkosten 

in Tsd. Euro

Sachkosten 

in Tsd. Euro

7.000 -3 43,2 -15

Durch den Wegfall des Merkmals „Geschlecht“ wird angenommen, dass sich der Zeitauf-
wand für die Kostenstrukturerhebung für Unternehmen der Energieversorgung, Wasserver-
sorgung, Abwasser- und Abfallentsorgung, Beseitigung von Umweltverschmutzungen um 
schätzungsweise 3 Minuten reduziert. Die Anzahl der betroffenen Unternehmen (7 000), 
sowie der zugrundeliegende Lohnsatz (43,2 Euro pro Stunde) sind in der WebSKM-Daten-
bank dokumentiert34. 

Daraus resultiert eine Reduzierung des jährlichen Erfüllungsaufwands um rund 15 000 Euro 
(=43,2*7 000*-3/60). 

Tabelle 7: Fallgruppe F: Gesetz über die Preisstatistik

Jährliche Mehraus-
gaben

Jährliche Minderaus-
gaben

Änderungen des jährli-
chen Erfüllungsauf-
wands

Vor-
gabe

Para-
graph

Bezeichnung der Vor-
gabe

Perso-
nalaus-
gaben

Sach-
ausga-
ben

Perso-
nalaus-
gaben

Sachaus-
gaben

Gesamtausgaben

in Tsd. Euro

23
§ 2 Nr. 1
Preis-
StatG

Index der Erzeugerpreise 
gewerblicher Produkte (In-
landsabsatz)

/ / 6 / -6
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Gesamt / / 6 / -6

Vorgabe 23: Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte (Inlandsabsatz); § 2 Nr. 1 
PreisStatG

Durch die Änderung des §47c des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen wird die 
Markttransparenzstelle beauftragt, ihre Daten auch an das Statistische Bundesamt zu über-
mitteln. Dadurch reduziert sich für Unternehmen, die zum Versand von Angaben zum Ver-
kauf von Strom und Gas an Weiterverteiler/Wiederverkäufer nach § 2 Nr. 1 PreisStatG für 
den Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte (Inlandsabsatz)35 verpflichtet sind, der 
jährliche Erfüllungsaufwand, da auf sekundäre Daten zurückgegriffen werden kann. Es han-
delt sich dabei um 67 Preismeldungen pro Monat. Pro Jahr entspricht dies 804 Meldungen. 
Bei einem durchschnittlichen Zeitaufwand von etwa 11 Minuten pro Preismeldung und ei-
nem Lohnsatz von 38,5 Euro pro Stunde beträgt die Entlastung für die Wirtschaft etwa 6 000 
Euro (=11*804*38,5/60).

4.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung nach Vorgaben

Für das Statistische Bundesamt erhöht sich der jährliche Erfüllungsaufwand um rund 2,7 
Millionen Euro; der einmalige Erfüllungsaufwand beträgt etwa 5,4 Millionen Euro. Für die 
Statistischen Landesämter erhöht sich der jährliche Erfüllungsaufwand um rund 2,7 Millio-
nen Euro; der einmalige Erfüllungsaufwand beträgt rund 410 000 Euro. Für sonstige Bun-
desverwaltungen fällt ein jährlicher Erfüllungsaufwand von rund 42 000 Euro und ein ein-
maliger Erfüllungsaufwand von etwa 333 000 Euro an. Für sonstige Landesverwaltungen

34 Anzahl der Unternehmen und Lohnsatz ist in der WebSKM Datenbank hinterlegt (id-ip: 2006102009353813) 
35 Eine entsprechende Vorgabe für die Statistik mit der EVAS-Nr. 61241 ist in der WebSKM-Datenbank hinter-

legt (id-ip: 2006101716114313).



wird der jährliche Erfüllungsaufwand auf rund 32 000 Euro und der einmalige Erfüllungsauf-
wand auf rund 333 000 Euro geschätzt. Im Folgenden wird die Schätzung des Erfüllungs-
aufwands der Verwaltungen für die einzelnen Vorgaben dargestellt:

a) Statistisches Bundesamt

Für das Statistische Bundesamt entsteht in der Summe ein jährlicher Erfüllungsaufwand 
von 2,7 Millionen Euro und ein einmaliger Erfüllungsaufwand von rund 5,4 Millionen Euro 
(u.a. inklusive rund 1,5 Millionen Euro einmalige Sachkosten durch das ITZ-Bund). In nach-
folgenden Tabellen sind die Vorgaben aufgegliedert und beschrieben. 
Tabelle 8: Statistisches Bundesamt – Jährlicher Erfüllungsaufwand

Jährliche Mehraus-
gaben

Jährliche Minderaus-
gaben

Jährlicher Erfüllungs-
aufwand

Vor-
gabe

Paragraph
Bezeichnung 
der Vorgabe

Perso-
nalaus-
gaben

Sach-
ausga-
ben

Perso-
nalaus-
gaben

Sachaus-
gaben

Gesamtausgaben

in Tsd. Euro

1 § 15 HdlDlStatG
Konjunktursta-
tistische Erhe-
bungen

309 / 37 / 272

2 § 15 HdlDlStatG
Strukturstatisti-
sche Erhebun-
gen

442 34 / / 476

3 § 7 KoStrukStatG

Kostenstruk-
turerhebung bei 
Ärzten, Zahn-
ärzten und Psy-
chotherapeuten

299 7 104 3 200

4
§ 293 Abs. 4a SGB
V

Kassenärztliche 
Bundesvereini-
gung und Kas-
senzahnärztli-
che Bundesver-
einigung über-
mitteln dem Sta-
tistischen Bun-
desamt elektro-
nisch Daten

/ / 21 / -21

5 § 4 InfoGesStatG

Änderung des 
Informationsge-
sellschaftssta-
tistikgesetzes

131 60 / / 191

6 § 5a Abs. 2 BStatG Verwaltungsda-
ten-Informati-
onsplattform be-
treiben

434 850 / / 1 284

- 36 -Drucksache 684/20

7 § 3 Buchstabe A Zif-
fer III, § 5 Ziffer I
i.V.m. Ziffer II Num-
mer 1, § 6 Buch-
stabe B Ziffer II, §
6a Buchstabe B Zif-
fer II ProdGewStatG

Erhebungen im 
Produzierenden 
Gewerbe

/ / 1 / -1

8

§ 47c Absatz 1

GWB

Nutzung der 
Daten der 
Markttranspa-
renzstelle (Sta-
tistisches Bun-
desamt)

66 / / / 66



9

§ 7c PreisStatG

Statistische 
Auswertung von 
Transaktionsda-
ten für andere 
Zwecke (Scan-
nerdaten)

218 / / / 218

Gesamt 1899 951 163 3 2684

Tabelle 9: Statistisches Bundesamt – Einmaliger Erfüllungsaufwand

Einmaliger Erfüllungsaufwand

Vor-
gabe

Paragraph
Bezeichnung 
der Vorgabe

Personalausgaben Sachausgaben Gesamtausgaben

in Tsd. Euro

1 § 15 HdlDlStatG
Konjunktursta-
tistische Erhe-
bungen

1 232 / 1 232

2 § 15 HdlDlStatG
Strukturstatisti-
sche Erhebun-
gen

330 / 330

3 § 7 KoStrukStatG

Kostenstruk-
turerhebung bei 
Ärzten, Zahn-
ärzten und Psy-
chotherapeuten

4 / 4

4
§ 293 Abs. 4a SGB
V

Kassenärztliche 
Bundesvereini-
gung und Kas-
senzahnärztli-
che Bundesver-
einigung über-
mitteln dem Sta-
tistischen Bun-
desamt elektro-
nisch Daten

3 / 3

5 § 4 InfoGesStatG

Änderung des 
Informati-onsge-
sellschaftssta-
tistikgesetzes

6 / 6

6 § 5a Abs. 2 BStatG Verwaltungsda-
ten-Informati-
onsplattform be-
treiben

300 3 300 3 600
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7 § 3 Buchstabe A Zif-
fer III, § 5 Ziffer I
i.V.m. Ziffer II Num-
mer 1, § 6 Buch-
stabe B Ziffer II, §
6a Buchstabe B
Nummer II ProdGe-
wStatG

Erhebungen im 
Produzierenden 
Gewerbe

6 / 6

8 § 47c Absatz 1

GWB

Nutzung der 
Daten der 
Markttranspa-
renzstelle (Sta-
tistisches Bun-
desamt)

153 66 219

Gesamt 2 033 3 366 5 399



Vorgaben 1 und 2: Konjunkturstatistische und Strukturstatistische Erhebungen gemäß 
§ 15 HdlDlStatG

Artikel 1 des Gesetzes regelt die Änderungen der konjunkturstatistischen und struktursta-
tistischen Erhebungen, die eine Erweiterung der Lieferverpflichtungen und des Erfassungs-
bereichs sowie methodische Anpassungen bei den zu liefernden Angaben beinhalten.

Gemäß § 15 HdlDlStatG ist das Statistische Bundesamt beauftragt die Erhebungen im Be-
reich des Großhandels durchzuführen. Dadurch entstehen für die Konjunkturerhebung jähr-
liche Mehrausgaben von 309 000 Euro. Diese sind auf 833 Arbeitstage der Mitarbeiter in 
den Entgeltgruppen E9a, E10, E11, E12, E13 und E14 zurückzuführen. Zeitgleich reduziert 
sich der Erfüllungsaufwand um 37 000 Euro durch Stellenabbau im Umfang von 101 Ar-
beitstagen der Mitarbeiter in den Entgeltgruppen E9b und E11. Dementsprechend ergibt 
sich für die konjunkturstatistische Erhebung ein jährlicher Erfüllungsaufwand von 272 000 
Euro.

Für die strukturstatistische Erhebung entstehen jährliche Mehrausgaben von 476 000 Euro; 
davon entfallen 442 000 Euro auf die Beschäftigung von Mitarbeitern in den Entgeltgruppen 
E10, E11 und E13 an 1 230 Arbeitstagen. Zusätzlich fallen 34 000 Euro Sachkosten für die 
Anschaffung von sonstigen Sachmitteln wie Büromaterial oder Porto an.

Einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von 1 232 000 Euro für die konjunkturstatistischen 
Erhebungen und 330 000 Euro für die strukturstatistischen Erhebungen geht vor allem auf 
die Neukonzeptionierung der Statistiken zurück, wie z. B. den Umstieg auf die fachliche 
Einheit („Kind-of-Activity-Unit“) als Darstellungseinheit, die Änderung der Periodizität und 
die Bereitstellung deflationierter Angaben.

Vorgabe 3: Kostenstrukturerhebung bei Ärzten, Zahnärzten und Psychotherapeuten ge-
mäß § 7 KoStrukStatG 

Artikel 2 regelt die Anpassung des KoStrukStatG an den neuen Datenbedarf der EU. Bis 
auf den Bereich der Praxen von Ärzten, Zahnärzten und psychologischen Psychotherapeu-
ten werden die bisher in der Kostenstrukturstatistik erhobenen Dienstleistungsbereiche zu-
künftig mit den in Artikel 1 geregelten Statistiken im Handel und Dienstleistungsbereich er-
fasst. Dies führt zu Minderausgaben laut § 7 des KoStrukStatG von 107 000 Euro (Vorgabe 
3). Eingespart werden infolgedessen 104 000 Euro an Personalausgaben, zurückzuführen 
auf 312 Arbeitstage der Mitarbeiter in den Entgeltgruppen E8, E9a und E11. Zusätzlich 
entfallen Sachkosten für sonstige Sachmittel wie Büromaterial und Porto in Höhe von 3 000 
Euro.

Für den Bereich der Praxen von Ärzten, Zahnärzten und psychologischen Psychotherapeu-
ten soll die Kostenstrukturstatistik sowohl den nationalen Datenbedarf als auch gleichzeitig 
die neuen europäischen Lieferverpflichtungen erfüllen. Die dadurch entstehenden Mehr-
ausgaben in Höhe von 299 000 Euro sind auf 741 Arbeitstage der Mitarbeiter in den Ent-
geltgruppen E11 und E14 zurückzuführen. Zusätzlich fallen Sachausgaben für sonstige 
Sachmittel wie Büromaterial und Porto in Höhe von 7 000 Euro an.

Der einmalige Erfüllungsaufwand von 4 000 geht auf die Umstellung der Datenflüsse und 
die Anpassung der Befragung auf den reduzierten Dienstleistungsbereich zurück. 

Vorgabe 4: Kassenärztliche Bundesvereinigung und Kassenzahnärztliche Bundesvereini-
gung übermitteln dem Statistischen Bundesamt elektronisch Daten gemäß § 293 Absatz 4a 
SGB V

Das Sozialgesetzbuch wird angepasst, um die rechtlichen Voraussetzungen für die Daten-
nutzung des Verzeichnisses nach § 293 SGB V durch die amtliche Statistik zu schaffen. 
Durch diese Änderungen des § 293 Abs. 4a SGB V entfällt ein Personalaufwand von 55

- 38 -Drucksache 684/20



Arbeitstagen und damit ein jährlicher Erfüllungsaufwand von 20 871 Euro. Der Minderauf-
wand verteilt sich auf die Entgeltgruppen E11 und E14. 

Zur Nutzung der Daten aus dem Verzeichnis nach § 293 SGB V sind kleinere Anpassungen 
notwendig, so dass einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von 3 000 Euro anfällt. 

Vorgabe 5: Änderung des § 4 InfoGesStatG 

Gemäß § 4a InfoGesStatG neu werden die Erhebung nicht mehr bei den Statistischen Lan-
desämtern, sondern im Statistischen Bundesamt durchgeführt. Im Statistischen Bundesamt 
entsteht damit ein Personalaufwand von 415 Arbeitstagen und ein jährlicher Erfüllungsauf-
wand von 130 525 Euro. Die jährlichen Sachkosten belaufen sich auf 60 000 Euro. Der 
Mehraufwand verteilt sich auf die Entgeltgruppen E9a, E10 und E14. Dadurch entsteht ins-
gesamt ein Mehraufwand von 191 000 Euro.

Es entsteht ein einmaliger Erfüllungsaufwand von 6 000 Euro durch die Umstellung der 
Datenflüsse. 

Vorgabe 6: Einrichtung einer Verwaltungsdaten-Informationsplattform gemäß § 5a Absatz 
2 BStatG 

Es wird davon ausgegangen, dass die Verwaltungsdaten-Informationsplattform als Meta-
datenkatalog für Zwecke der amtlichen Statistik und der öffentlichen Verwaltung und zur 
Ableitung von Maßnahmen der Verwaltungsdigitalisierung und des Bürokratieabbaus breit 
genutzt wird.  

Für § 5a BStatG gibt es in der WebSKM Datenbank bereits die Vorgabe „id-ip: 
2016012714502201“ für die Nutzung von Verwaltungsdaten. Für die Prüfung der Metada-
ten ist dort ein Erfüllungsaufwand von 17 000 Euro beziffert. Ein kumulierter Effekt aus der 
breiteren Nutzung der Plattform wird ambivalent beurteilt: Die Kosten je Metadatenprüfung 
werden sinken, da aber mit einer Steigerung der Anzahl der Prüfungen zu rechnen ist, kann 
ein eindeutiger Effekt nicht ausgewiesen werden. Es wird daher davon ausgegangen, dass 
die Kosten der Metadatenprüfung gleichbleiben.

Die Neuregelungen in § 5a BStatG beruhen auf einem nationalen Regelungsvorhaben und 
beschreiben die Einrichtung und den laufenden Betrieb einer Verwaltungsdaten-Informati-
onsplattform (VIP) durch das Statistische Bundesamt. Auf diese Weise sollen bereits vor-
liegende Verwaltungsdaten auf ihre Eignung geprüft werden, ob sie für bestehende, geän-
derte oder neue Bundesstatistiken herangezogen werden können, um zusätzliche Primär-
erhebungen und die damit einhergehenden Belastungen der Auskunftspflichtigen zu redu-
zieren. Erfüllungsaufwand entsteht dabei vor allem dem Statistischen Bundesamt für den 
inhaltlichen Betrieb, dem Informationstechnikzentrum Bund (ITZ) für den technischen Be-
trieb und den anderen verwaltungsdatenführenden Stellen, die der Plattform ihre Informati-
onen zuliefern müssen.

Vorgabe 6 - einmaliger Erfüllungsaufwand:

Für den Aufbau der VIP entsteht dem Statistischen Bundesamt einmaliger Erfüllungsauf-
wand von 3,6 Millionen Euro. Der Aufbau der VIP kann in zwei Maßnahmen untergliedert 
werden: 

• Programmierung einer entsprechenden Plattform mit den notwendigen Ei-
genschaften und Funktionen

Die Programmierung der Website sowie die technische Ausgestaltung und Umsetzung der 

• Befüllung der Plattform mit (Meta-)Informationen über die jeweiligen Verwal-
tungsdaten

vielfältigen Ansprüche erfolgt durch einen externen Dienstleister. Die genauen
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Aufwendungen hierfür lassen sich im Vorfeld allenfalls grob abschätzen. Als Annäherung 
wurden Vergleichswerte aus der Bürokratiekostendatenbank „WebSKM“ des Statistischen 
Bundesamts herangezogen, die sich auf den Aufbau von Registern beziehen. Die Band-
breite der recherchierten Aufbaukosten reichte von lediglich 100 000 Euro bis 6 Millio-
nen Euro; im Mittel lassen sich 3,3 Millionen Euro bestimmen. Dieser Mittelwert stellt auf 
die gesamten Aufbaukosten ab und beinhaltet neben den Kosten der Anwendungsprogram-
mierung auch Sachkosten für den Erwerb und die Anpassung von IT-Ressourcen und die 
Bereitstellung komplexer Umgebungen. Dieser Mittelwert vergleichbarer Register kann 
auch für den Aufbau der VIP als Orientierung für die zu erwartenden Aufbaukosten dienen. 
ITZ-Bund schätzt die ihm entstehenden einmaligen Kosten auf etwa 1,5 Millionen Euro 
(Sachkosten). Diese Aufwendungen entstehen durch eine den fachlichen Anforderungen 
angemessene technische Ausgestaltung; unter anderem müssen Virtualisierungsserver 
und Datenbankmanagementsysteme bereitgestellt und erweitert werden. Ebenso müssen 
Sicherheitskomponenten, wie z. B. Firewalls, installiert und Backup- und Recovery-Res-
sourcen erweitert werden. Beim Statistischen Bundesamt werden Sachkosten für die Be-
teiligung eines externen Dienstleisters für die fachliche Konzeption und die Anwendungs-
entwicklung der VIP von 1,8 Millionen Euro zugrunde gelegt (siehe Tabelle 9). Diese resul-
tieren aus dem anspruchsvollen fachlichen Anforderungs-/ Leistungskatalog, der an die VIP 
gestellt wird. Um einen, wie im Abschlussbericht der ressortübergreifenden Bund-Länder-
Arbeitsgruppe zur Reduzierung von Statistikpflichten geforderten, wichtigen Beitrag zur 
Verwaltungsdigitalisierung und zur Weiterentwicklung der amtlichen Statistik leisten zu kön-
nen, benötigt die VIP eine Vielzahl von Funktionen und Eigenschaften:36 

• So wird eine effektive Such-/Filterfunktion benötigt, die ermöglicht, den Be-
stand an Verwaltungsdaten beispielsweise nach spezifischen Merkmalen zu durch-
suchen. Nur so lassen sich wie gefordert Dopplungen, Ähnlichkeiten und Inkonsis-
tenzen in den Datenbeständen erkennen und beseitigen sowie Mehrfach-Übermitt-
lungen im Sinne eines „Once-only“ vermeiden.

• Ebenso ist ein ausdifferenziertes Rechtemanagementsystem erforderlich,
um den Bedürfnissen verschiedener Nutzergruppen im Praxisbetrieb nachkommen
zu können. So sollte es möglich sein, dass einzelne Nutzergemeinschaften – z. B.
Statistik, Sozialversicherung, Finanzen und Steuern, Inneres, Justiz – eigenes, fach-
spezifisches Erfahrungswissen auf der Metadatendrehscheibe ablegen können, das
nur dieser Benutzergruppe für deren Anwendungszwecke zur Verfügung steht.

• Auch spezifische Auswertungen, wie beispielsweise zur Weiternutzung der
Register über den originären Verwendungszweck hinaus, sind für eine erfolgreiche
Weiterentwicklung der Plattform, aber ebenso für eine möglichst umfassende Ver-
waltungsdatennutzung notwendig.
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ken und Akteuren wie beispielsweise KoSIT (XÖV) und FIM zu berücksichtigen und
eine flexible Erweiterung der Bezüge in die Architektur der VIP aufzunehmen.

Neben der Programmierung fällt als zweiter Arbeitsschritt die erstmalige Befüllung der VIP 
mit relevanten Informationen über Verwaltungsdaten an. Hierfür sind Abstimmungen zwi-
schen dem Statistischen Bundesamt und den datenführenden Stellen über Struktur und 
Inhalt der Metadaten sowie über die technische Umsetzung der Übermittlung notwendig. 
Wegen der Vielzahl, der Dezentralität sowie starker technischer und inhaltlicher Unter-
schiede der Register ist die erstmalige Bereitstellung der Metadaten durch die Verwaltungs-
stellen ein zeitaufwändiger und komplexer Prozess, der nur bedingt standardisiert werden 
kann. Die konzeptionellen Vorarbeiten und die eigentliche Datengewinnung müssen auf-
grund der Heterogenität zwischen den Verwaltungsdatenquellen voraussichtlich für jede 
Quelle separat geführt werden. Aus diesem Grund werden neben der Entwicklung und in-
tensiven Begleitung des Dienstleisters insbesondere für die konzeptionellen Vorarbeiten 
und die Durchführung der erstmaligen Befüllung der VIP Ressourcen benötigt. Dafür wer-
den sieben MAK über einen Zeitraum von zwei Jahren im Statistischen Bundesamt veran-
schlagt, wobei lediglich zwei der sieben MAK ausschließlich für den einmaligen Aufbau der

36 Vgl. Abschlussbericht Bund Länder AG - S. 9ff.



VIP benötigt werden; die weiteren fünf der sieben MAK werden dauerhaft für die kontinu-
ierliche Aktualisierung und Pflege benötigt, um den fortlaufenden Betrieb der Plattform si-
cherzustellen. Diese Differenzierung wirkt sich auf die Berechnung des Erfüllungsaufwands 
insofern aus, als für die Einrichtung lediglich die beiden zeitlich befristeten Stellen anzu-
rechnen sind. Gemäß Haushaltschätzungen des Statistischen Bundesamtes werden expli-
zit für den Aufbau der VIP zwei Mitarbeiterkapazität (MAK) des höheren Dienstes (E13) für 
zwei Jahre (400 Arbeitstage) benötigt. Die korrespondierenden Personalkosten für den Auf-
bau belaufen sich dabei auf 300 000 Euro.

Vorgabe 6 - jährlicher Erfüllungsaufwand: 

Um einen erfolgreichen Dauerbetrieb der Plattform gewährleisten zu können, muss diese 
sowohl inhaltlich ständig aktualisiert als auch technisch gepflegt, betreut und weiterentwi-
ckelt werden. Dies beinhaltet unter anderem die Aufnahme neuer und Anpassung vorhan-
dener Verwaltungsdatenquellen. Des Weiteren muss ein regelmäßiger Austausch mit den 
Verwaltungsstellen und wichtigen Fachnutzern der Plattform, wie beispielsweise aus den 
Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder, stattfinden. Ebenso muss die IT-Infra-
struktur dauerhaft bereitgestellt und regelmäßig gewartet werden.

Für den Dauerbetrieb der Plattform entsteht dem Statistischen Bundesamt jährlicher Erfül-
lungsaufwand. Als Sachkosten werden pauschal 200 000 Euro geschätzt. Diese resultieren 
vorwiegend aus der externen Vergabe von Programmieraufträgen aufgrund von Updates, 
Anpassungen und Erweiterungen der Datenbankfunktionen, wie zusätzliche relationale Ta-
bellenebenen, Erweiterung des Merkmalkatalogs, dadurch bedingte Änderungen an Selek-
tionsmöglichkeiten und Filterbedingungen sowie fortlaufende Anpassungen der Suchfunk-
tionen (Aufzählung ist nicht abschließend). Für den Dauerbetrieb der VIP fallen zudem Per-
sonalkosten für konzeptionelle Weiterentwicklungen, Koordinierung, Beratung, Öffentlich-
keitsarbeit und der inhaltlichen Pflege der Metadaten an. Wie oben schon skizziert wurde, 
werden hierfür fünf MAK angesetzt (drei MAK im höheren Dienst, zwei MAK im gehobenen 
Dienst). Für die Verwaltungsebene „Bund“ ergeben sich hierfür nach Haushaltschätzungen 
jährliche standardisierte Personalkosten in Höhe von rund 434 000 Euro. Das Informations-
technikzentrum Bund rechnet durch die Umsetzung von VIP mit einem jährlichen Mehrauf-
wand in Höhe von 650 000 Euro (Sachkosten). Zusammen mit den zuvor pauschal ange-
setzten 200 000 Euro Sachkosten für das Statistische Bundesamt entsteht für den Dauer-
betrieb der VIP ein jährlicher Erfüllungsaufwand von rund 1,3 Millionen Euro (siehe Tabelle 
8).

Vorgabe 7: Erhebungen im Produzierenden Gewerbe gemäß § 3 Buchstabe A Ziffer III, § 
5 Ziffer I i.V.m. Ziffer II Nummer 1, § 6 Buchstabe B Ziffer II und § 6a Buchstabe B Ziffer II 
ProdGewStatG: Artikel 7 regelt die Streichung des Merkmals „Geschlecht“ bei mehreren 
Erhebungen im Produzierenden Gewerbe (EVAS 42251: Kostenstrukturerhebung Bergbau 
und Verarbeitendes Gewerbe; EVAS 42252: Strukturerhebung Bergbau und Verarbeiten-
des Gewerbe; EVAS 44211: Jahreserhebung einschl. Investitionserhebung Bauhauptge-
werbe (dezentral); EVAS 44221: Jahreserhebung einschl. Investitionserhebung Ausbauge-
werbe (dezentral); EVAS 44253: Kostenstrukturerhebung Bauhauptgewerbe; EVAS 44254: 
Kostenstrukturerhebung Ausbaugewerbe; EVAS 44252: Strukturerhebung Baugewerbe; 
EVAS 43221: Kostenstrukturerhebung Energieversorgung; EVAS 43221: Kostenstrukturer-
hebung Wasserversorgung, Abwasser-/Abfallentsorgung, Beseitigung von Umweltver-
schmutzungen).

Für das Statistische Bundesamt entstehen dadurch jährliche Minderausgaben in Höhe von 
rund 1 000 Euro. Dies ist darauf zurückzuführen, dass Mitarbeiter der Entgeltgruppe E9a 
fünf Arbeitstage weniger für die Bearbeitung der Erhebungen im Produzierenden Gewerbe 
benötigen.

Es entsteht ein einmaliger Umstellungsaufwand durch die Anpassung der Erhebungen, 
wodurch Mitarbeitern der Entgeltgruppe E10 ein Mehraufwand von 14 Arbeitstagen ent-
steht. Dies entspricht einem einmaligen Erfüllungsaufwand von rund 6 000 Euro.

- 41 - Drucksache 684/20



Vorgabe 8: Änderung des § 47c Absatz 1 GWB zur Nutzung der Daten der Markttranspa-
renzstelle durch das Statistische Bundesamt 

Die Markttransparenzstelle kann dem Statistischen Bundesamt für dessen Aufgaben nach 
dem Preisstatistikgesetz die Daten zur Verfügung stellen. Dem Statistischen Bundesamt 
entsteht für die laufende Qualitätssicherung der Daten jährlicher Personalaufwand von rund 
66 000 Euro.

Einmaliger Personalaufwand von 153 000 Euro entsteht für die wissenschaftliche Analyse 
der Daten; darüber hinaus entstehen einmalige Sachkosten von 66 000 Euro für die An-
schaffung eines Dateneingangsservers.

Vorgabe 9: Änderung des § 7c PreisStatG zur statistischen Auswertung von Transaktions-
daten für andere Zwecke (Scannerdaten) 

Durch den neu geschaffenen § 7c PreisStatG erhalten die statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder die Möglichkeit, Scannerdaten auch außerhalb der Preisstatistik, also auch 
für andere Zwecke zu nutzen. Für die laufende Aufbereitung der Daten, Datenanalyse und 
Datenqualitätssicherung entstehen laufende Personalkosten im Statistischen Bundesamt 
von rund 218 000 Euro.

b) Statistische Ämter der Länder

Die Angaben zum Erfüllungsaufwand ergeben sich aus der Länderabfrage. Diese wurden 
von IT.NRW durchgeführt und ausgewertet. 

Tabelle 10: Erfüllungsaufwand Verwaltung – Jährlicher Erfüllungsaufwand, Statisti-
sche Ämter der Länder 

Jährliche Mehraus-
gaben

Jährliche Minderaus-
gaben

Jährlicher Erfüllungs-
aufwand

Vor-
gabe

Para-
graph

Bezeichnung der Vor-
gabe

Perso-
nalaus-
gaben

Sach-
ausga-
ben

Perso-
nalaus-
gaben

Sachaus-
gaben

Gesamtausgaben

in Tsd. Euro

10

§ 3 Abs.
2 Nr. 1
und 2
HdlDl-
StatG

Erhebungseinheiten, Erhe-
bungsbereiche für kon-
junkturstatistische und 
strukturstatistische Erhe-
bungen und dezentrale Er-
hebung der WZ-Gruppe 
K66.2

2 855 220 219 41 2 814

11
§§ 5, 8
HdlDl-
StatG

Art und Umfang der Erhe-
bung

109 5 18 1 95

12
§ 10
HdlDl-
StatG

Hilfsmerkmale 1 / / / 1

13
§ 11
HdlDl-
StatG

Auskunftspflicht / / 2 / -2

14
§ 12
HdlDl-
StatG

Nutzung von Angaben der 
KHStatV

0,4 / / /
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15
§ 293
Abs. 4a
SGB V

Änderung des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch

29 0,4 / / 30



16
§ 6 Info-
GesStatG

Änderung des Informati-
onsgesellschaftsstatistik-
gesetzes

/ / 185 101 -286

17
§ 7 Abs.
2 Stat-
RegG

Änderung des Statistikre-
gistergesetzes

19 0,3 / / 19

18

§ 3 Buch-
stabe A
Ziffer III,
§ 5 Ziffer
I i.V.m.
Ziffer II
Nummer
1, § 6
Buch-
stabe B
Ziffer II, §
6a Buch-
stabe B
Ziffer II
ProdGe-
wStatG

Erhebungen im Produzie-
renden Gewerbe

/ / 5 0,1 -5

Gesamt 3 013 226 429 143 2 667

Tabelle 11: Erfüllungsaufwand Verwaltung – Einmaliger Erfüllungsaufwand, Statisti-
sche Ämter der Länder

Einmaliger Erfüllungsaufwand

Vor-
gabe

Para-
graph

Bezeichnung der Vor-
gabe

Personalausgaben Sachausgaben Gesamtausgaben

in Tsd. Euro

10

§ 3 Abs.
2 Nr. 1
und 2
HdlDl-
StatG

Erhebungseinheiten, Erhe-
bungsbereiche für konjunk-
turstatistische und struktur-
statistische Erhebungen 
und dezentrale Erhebung 
der WZ-Gruppe K66.2

291 42 334

11
§§ 5, 8
HdlDl-
StatG

Art und Umfang der Erhe-
bung

/ 1 1

14
§ 12
HdlDl-
StatG

Nutzung von Angaben der 
KHStatV

0,4

- 43 -

2

Drucksache 684/20

2

15
§ 293
Abs. 4a
SGB V

Änderung des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch

62 1 63

17
§ 7 Abs.
2 Stat-
RegG

Änderung des Statistikre-
gistergesetzes

10 0,4 10

18

§ 3 Buch-
stabe A
Ziffer III,
§ 5 Ziffer
I i.V.m.
Ziffer II
Nummer
1, § 6
Buch-
stabe B

Erhebungen im Produzie-
renden Gewerbe

0,3 0,02 0,3



Ziffer II, § 
6a Buch-
stabe B 
Ziffer II 
ProdGe-
wStatG

Gesamt 364 47 410

- 44 -Drucksache 684/20

Vorgabe 10: Erhebungseinheiten, Erhebungsbereiche für konjunkturstatistische und struk-
turstatistische Erhebungen und dezentrale Erhebung der WZ-Gruppe K66.2; § 3 Absatz 2 
Nummern 1 und 2 HdlDlStatG

Artikel 1 regelt die Änderungen der konjunkturstatistischen und strukturstatistischen Erhe-
bungen. Diese sieht eine Erweiterung der Lieferverpflichtungen und des Erfassungsbe-
reichs sowie die methodische Anpassung bei den zu liefernden Angaben vor. 

Bestimmt durch § 3 Absatz 2 Nummer 1 und 2 des HdlDlStatG sind die Statistischen Ämter 
der Länder beauftragt konjunkturstatistische und strukturstatistische Erhebungen, sowie die 
dezentrale Erhebung der WZ-Gruppe K66.2, durchzuführen. Dadurch entsteht ein jährlicher 
Mehraufwand von etwa 2,8 Millionen Euro. Davon entstehen den Statistischen Landesäm-
tern Sachkosten in Höhe von rund 179 000 Euro.

Durch die Umstellung auf die zukünftigen Anforderungen entsteht den Statistischen Ämtern 
der Länder ein einmaliger Erfüllungsaufwand von 334 000 Euro. 42 000 Euro davon zählen 
zu den Sachkosten.

Vorgabe 11: Art und Umfang der Erhebung; §§ 5, 8 HdlDlStatG

§§ 5 und 8 des HdlDlStatG bestimmen die Festlegung der Erhebungseinheiten. Für die
Festlegungen der Stichprobenerhebung nach mathematisch-statischen Verfahren fällt ein
jährlicher Erfüllungsaufwand von 95 000 Euro für die Statistischen Landesämter an, davon
zählen 4 000 Euro zu den Sachkosten. Für die einmalige Umstellung fällt ein einmaliger
Erfüllungsaufwand von 1 000 Euro an.

Vorgabe 12: Hilfsmerkmale; § 10 HdlDlStatG

Aufgrund des Einpflegens der Hilfsmerkmale, vorgegeben durch § 10 des HdlDlStatG, ent-
steht den Statistischen Landesämtern jährlicher Erfüllungsaufwand von etwa 1 000 Euro.

Vorgabe 13: Auskunftspflicht; § 11 HdlDlStatG

§ 11 des HdlDlStatG sieht vor, dass Existenzgründer und Existenzgründerinnen, deren Jah-
resumsätze im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr weniger als 800 000 Euro betragen,
von der Auskunftspflicht befreit sind. Selbiges gilt für Gesellschaften, deren Beteiligte Exis-
tenzgründer oder Existenzgründerinnen sind. Durch diese Regelung entsteht den Statisti-
schen Landesämtern eine jährliche Entlastung von 2 000 Euro.

Vorgabe 14: Nutzung von Angaben der KHStatV; § 12 HdlDlStatG

Wenn bereits Erhebungsmerkmale aus der Gruppe 86.1 Krankenhäuser durch die Erhe-
bung über die Bundesstatistik für Krankenhäuser (KHStatV) vorliegen, sieht § 12 des HdlD-
lStatG vor, dass die Auskunftspflicht für das HdlDlStatG entfällt. Die interne Prüfung, ob 
diese Erhebungsmerkmale bereits vorliegen, verursacht einen jährlichen Erfüllungsauf-
wand für die Statistischen Landesämter von rund 400 Euro. Zusätzlich entsteht für die ein-
malige Anpassung ein Erfüllungsaufwand von 2 400 Euro, 2 000 Euro davon gehen auf 
Sachkosten zurück.



Vorgabe 15: Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch; § 293 Absatz 4a SGB V 

Durch die Änderungen im § 293 Absatz 4a des Fünften Buches Sozialgesetzbuch fällt laut 
Länderabfrage ein jährlicher Erfüllungsaufwand von 30 000 Euro für die Statistischen Lan-
desämter an, 400 Euro davon zählen zu den Sachkosten. Durch die Umstellung entsteht 
ein einmaliger Erfüllungsaufwand von 63 000 Euro, 1 000 Euro davon zählen zu den Sach-
kosten.

Vorgabe 16: Änderung des Informationsgesellschaftsstatistikgesetzes; § 6 InfoGesStatG 

Nach § 6 des InfoGesStatG erübrigt sich eine Durchführung von den Ländern, da nach § 4a 
des InfoGesStatG die Angaben vom Statistischen Bundesamt erhoben, aufbereitet und für 
Sonderauswertungen auf regionaler Ebene an die Landesämter übermittelt werden (siehe 
Erfüllungsaufwand Verwaltung nach Vorgaben, Statistisches Bundesamt, Vorgabe 5). 
Dadurch entsteht für die Landesämter eine Entlastung von 286 000 Euro, 101 000 Euro 
davon zählen zu den Sachkosten. 

Vorgabe 17: Änderung des Statistikregistergesetzes; § 7 Absatz 2 StatRegG 

Durch die Änderungen im Statistikregistergesetz wird nach § 7 Absatz 2 festgelegt, dass 
bei nicht eindeutiger Feststellung oder Zuordnung von Angaben, die in § 1 Absatz 1 des 
StatRegG genannten Angaben von den statistischen Ämtern der Länder erhoben werden 
dürfen. Dies verursacht einen jährlichen Erfüllungsaufwand von 19 000 Euro. 300 Euro da-
von zählen zu den Sachkosten. Zusätzlich entsteht durch die Umstellung ein einmaliger 
Erfüllungsaufwand von rund 10 000 Euro. 400 Euro davon zählen zu den Sachkosten.

Vorgabe 18: Erhebungen im Produzierenden Gewerbe gemäß § 3 Buchstabe A Ziffer III, § 
5 Ziffer I i. V. m. Ziffer II Nummer 1, § 6 Buchstabe B Ziffer II und § 6a Buchstabe B Ziffer II 
ProdGewStatG

Artikel 7 regelt die Streichung des Merkmals „Geschlecht“ bei mehreren Erhebungen im 
Produzierenden Gewerbe (siehe Vorgabe 7 – Verwaltung). 

Für die Statistischen Ämter der Länder entstehen dadurch jährliche Minderausgaben in 
Höhe von rund 5 000 Euro, wobei rund 100 Euro zu den Sachkosten zählen. 
Es entsteht ein einmaliger Umstellungsaufwand durch die Anpassung der Erhebungen in 
Höhe von rund 300 Euro; davon zählen rund 20 Euro zu den Sachkosten.

c) Sonstige Verwaltungen - Bund

Tabelle 12: Erfüllungsaufwand sonstiger Verwaltungen – Jährlicher Erfüllungsauf-
wand, Sonstige Verwaltungen (Bund) 

Vor-
gabe

Para-
graph

Bezeichnung der Vor-
gabe

Personalausgaben Sachausgaben Gesamtausgaben

in Tsd. Euro

4
§ 293
Abs. 4a
SGB V

Kassenärztliche Bundes-
vereinigung und Kassen-
zahnärztliche Bundesverei-
nigung übermitteln dem 
Statistischen Bundesamt 
elektronisch Daten

10 / 10

6
§ 5a Abs.
2 BStatG

Verwaltungsdaten-Infor-
mationsplattform betreiben

32 / 32

Gesamt 42
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Tabelle 13: Erfüllungsaufwand sonstiger Verwaltungen – Einmaliger Erfüllungsauf-
wand, Sonstige Verwaltungen (Bund)

Vor-
gabe

Para-
graph

Bezeichnung der Vor-
gabe

Personalausgaben Sachausgaben Gesamtausgaben

in Tsd. Euro

6
§ 5a Abs.
2 BStatG

Verwaltungsdaten-Infor-
mationsplattform betreiben

333 / 333

Gesamt 333 / 333

Vorgabe 4: Kassenärztliche Bundesvereinigung und Kassenzahnärztliche Bundesvereini-
gung übermitteln dem Statistischen Bundesamt elektronisch Daten; § 293 Absatz 4a SGB 
V

Die Kassen(zahn-)ärztliche Bundesvereinigung muss zukünftig Daten für die Erhebung 
nach dem Gesetz über die Kostenstrukturstatistik jährlich an das Statistische Bundesamt 
liefern. Die Übermittlung der Daten an das Statistische Bundesamt erfolgt über ein sicheres 
elektronisches Verfahren und es wird ein geringer Mehraufwand von unter 10 000 Euro für 
die Kassen(zahn)ärztliche Bundesvereinigung erwartet.

Vorgabe 6: Verwaltungsdaten-Informationsplattform betreiben; § 5a Absatz 2 BStatG

Es entstehen jährliche Personalkosten in Höhe von etwa 32 000 Euro. Diese entstehen 
durch die Angaben aus dem NKR Gutachten „Mehr Leistung für Bürger und Unternehmen: 
Verwaltung digitalisieren. Register modernisieren“. Im Gutachten wird skizziert, dass etwa 
die Hälfte der Register auf Bundesebene geführt wird und somit auch die Hälfte der Kosten 
für das Statistische Bundesamt anfallen. Für eine ausführliche Herleitung siehe Kapitel 4.3 
- Erfüllungsaufwand der Verwaltung nach Vorgaben; Buchstabe d.

Es entstehen entsprechend der Angaben aus dem NKR Gutachten „Mehr Leistung für Bür-
ger und Unternehmen: Verwaltung digitalisieren. Register modernisieren“ einmalige Perso-
nalkosten in Höhe von etwa 333 000 Euro. In dem Gutachten wird skizziert, dass etwa die 
Hälfte der Register auf Bundesebene geführt wird, so dass die Hälfte der Kosten für das 
Statistische Bundesamt anzusetzen ist. Für eine ausführliche Herleitung siehe Kapitel 4.3 - 
Erfüllungsaufwand der Verwaltung nach Vorgaben; Buchstabe d.

d) Sonstige Verwaltungen – Land

Tabelle 14: Erfüllungsaufwand sonstiger Verwaltungen – Jährlicher Erfüllungsauf-
wand, Sonstige Verwaltungen (Land)

Vor-
gabe

Para-
graph

Bezeichnung der Vor-
gabe

Personalausgaben Sachausgaben Gesamtausgaben
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in Tsd. Euro

6
§ 5a Abs.
2 BStatG

Verwaltungsdaten-Infor-
mationsplattform betreiben

32 / 32

Gesamt 32 / 32



Tabelle 15: Erfüllungsaufwand sonstiger Verwaltungen – Einmaliger Erfüllungsauf-
wand, Sonstige Verwaltungen (Land) 

Vor-
gabe

Para-
graph

Bezeichnung der Vor-
gabe

Personalausgaben Sachausgaben Gesamtausgaben

in Tsd. Euro

6
§ 5a Abs.
2 BStatG

Verwaltungsdaten-Infor-
mationsplattform betreiben

333 / 333

Gesamt 333 / 333
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Vorgabe 6: Verwaltungsdaten-Informationsplattform betreiben; § 5a Absatz 2 BStatG

Jährlicher Erfüllungsaufwand:

Für den Dauerbetrieb der VIP entsteht bei den datenführenden Stellen ebenfalls jährlicher 
Mehraufwand, da diese das Statistische Bundesamt über Änderungen der Metadaten infor-
mieren und die neuen Metadaten bereitstellen müssen. Da der Bestand der Metadaten be-
reits bekannt ist und die Abstimmung zwischen dem Statistischen Bundesamt und der da-
tenführenden Stelle über Struktur und Inhalt der Metadaten und über die technische Um-
setzung der Übermittlung bereits abgeschlossen ist, kann von einem deutlich geringeren 
jährlichen Aufwand als bei der erstmaligen Lieferung der Metadaten ausgegangen werden. 

• Befragungen von registerführenden und registernutzenden Stellen innerhalb
des Statistischen Bundesamtes haben ergeben, dass es ca. alle zwei Jahre zu Än-
derungen in den Metadaten bestehender Register kommt. Übertragen auf die Ge-
samtheit der in der VIP geführten Verwaltungsdatenquellen würde dies bedeuten,
dass pro Jahr durchschnittlich 200 Verwaltungsdatenquellen angepasst werden
müssten.

• Als Zeitaufwand für die Bereitstellung und Übermittlung der angepassten
Metadaten an die VIP wird dabei im Mittel ein Personentag angesetzt.

• Da Verwaltungsstellen von Bund, Ländern und Kommunen eingebunden
sind und vielschichtige Arbeiten zu tätigen sind, werden die über Bezugs- und Lauf-
bahnebene aggregierten Lohnkosten aus der Lohnkostentabelle der Verwaltung
verwendet. Diese betragen 39,6 Euro37.

Auf Basis dieser Annahmen entsteht den registerführenden Verwaltungsstellen ein jährli-
cher Aufwand in Höhe von etwa 63 000 Euro (8 Stunden * 39,6 Euro pro Stunde * 200 
Verwaltungsstellen = 63 360 Euro). Entsprechend den Angaben aus dem NKR Gutachten 
„Mehr Leistung für Bürger und Unternehmen: Verwaltung digitalisieren. Register moderni-
sieren“ wird angenommen, dass die Hälfte der Register auf Bundesebene geführt werden 
(siehe Tabelle 5). Dadurch entstehen rund 32 000 Euro Erfüllungsaufwand auf Landes-
ebene38 (siehe Tabelle 14).

Einmaliger Erfüllungsaufwand:

• Für die Erstausstattung der VIP mit den differenzierten Metadaten entstehen
auch den datenführenden Stellen Aufwände. Diese resultieren aus den Abstim-
mungsprozessen mit dem Statistischen Bundesamt als plattformführende Stelle und
der Aufbereitung, Zusammenstellung und Übermittlung der benötigten Metadaten.

• Die Aufwandsberechnungen beruhen auf der Annahme, dass die VIP nach
vollständigem Aufbau ca. 400 Datenbestände umfasst, wobei sich die einzelnen Re-
gister drei Aufwandsklassen (A, B, C) zuteilen lassen.

37 Vgl. Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bundesre-
gierung – S. 56 

38 Vgl. NKR Gutachten „Mehr Leistung für Bürger und Unternehmen: Verwaltung digitalisieren. Register moder-
nisieren“ – S. 19



• Die drei Klassen bilden sich dabei aus der Kombination (1) inhaltliche Kom-
plexität des Registers und (2) Anzahl der vorgehaltenen Daten. Die Klasse „A“ be-
schreibt dabei Register mit verhältnismäßig wenigen und/oder wenig komplexen
Merkmalen, „C“ die jeweils hohen Ausprägungen (hohe Komplexität und/oder viele
Merkmale), „B“ liegt in der Mitte.

• Als weitere Annahme wird der erwartete Aufwand für die Abstimmung mit
dem Statistischen Bundesamt, für die Aufbereitung und die Bereitstellung der Me-
tadaten pro Registerklasse wie folgt angesetzt: für die Register der Klasse „A“ ein
Personentag, für „B“ eine Personenwoche und für „C“ zwei Personenwochen.

• Was die zahlenmäßige Verteilung der 400 Register auf die drei Klassen be-
trifft, wird davon ausgegangen, dass etwa die Hälfte der 400 Register in die mittlere
(„B“), etwa ein Viertel in die höchste („C“) und ein Viertel in die aufwandsärmste
Klasse („A“) fällt.

• Da Verwaltungsstellen von Bund, Ländern und Kommunen eingebunden
sind und vielschichtige Arbeiten zu tätigen sind, wurde die über Bezugs- und Lauf-
bahnebene aggregierten Lohnkosten aus der Lohnkostentabelle der Verwaltung
verwendet. Diese betragen 39,6 Euro39.

Die Berechnung kann in der folgenden Tabelle nachvollzogen werden.

Tabelle 16: Einmalige Personalkosten durch VIP-Umsetzung

Register-
klasse

Anzahl
Aufwand in Personenta-
gen (PT) 
[1 PT = 8 Stunden]

Standardlohnsatz 
(in Euro pro 
Stunde)

Erfüllungsaufwand 
(in Euro)

A 100 1 39,6 31 680

B 200 5 39,6 316 800

C 100 10 39,6 316 800
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Summe 400 665 280

Aus der Gesamtheit dieser Annahmen ergibt sich für die dezentralen, registerführenden 
Verwaltungsstellen ein einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 670 000 Euro. Was 
die Aufteilung der Kosten auf Bundes- bzw. Länderebene betrifft, bieten Angaben aus dem 
NKR Gutachten „Mehr Leistung für Bürger und Unternehmen: Verwaltung digitalisieren. Re-
gister modernisieren“ eine grobe Orientierung. In dem Gutachten wird skizziert, dass etwa 
die Hälfte der Register auf Bundesebene geführt wird. Insofern lassen sich etwa 333 000 
Euro Erfüllungsaufwand der Landesebene zuteilen40(siehe Tabelle 15).

5. Weitere Kosten

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau-
cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

6. Weitere Gesetzesfolgen

Gleichstellungspolitische Auswirkungen 

Im Zuge der nach § 2 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) 
vorzunehmenden Relevanzprüfung sind unter Berücksichtigung der unterschiedlichen

39 Vgl. Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bundesre-
gierung – S. 56 

40 Vgl. NKR Gutachten „Mehr Leistung für Bürger und Unternehmen: Verwaltung digitalisieren. Register moder-
nisieren“ – S. 19



Lebenssituationen von Frauen und Männern keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstel-
lungspolitischen Zielen zuwiderlaufen. 

7. Befristung; Evaluierung

Dieses Gesetz wird spätestens fünf Jahre nach dem Inkrafttreten evaluiert. Dabei wird die 
Bundesregierung zunächst prüfen, ob den Anforderungen der EBS-Anforderung mit den 
neu geschaffenen Erhebungsinstrumenten und -frequenzen genügt wird. Es wird weiterhin 
anhand der in die amtliche Statistik eingeflossenen Daten des Verzeichnisses nach § 293 
SGB V geprüft werden, ob die intendierte Qualitätsverbesserung der Kostenstrukturstatistik 
im medizinischen Bereich erreicht wurde. Die Bundesregierung wird auf der Grundlage von 
Nachmessungen des Statistischen Bundesamtes und der Statistischen Ämter der Länder 
ferner ermitteln, wie sich der Erfüllungsaufwand und die Verwaltungskosten entwickelt ha-
ben, und wird prüfen, ob die Entwicklungen in einem angemessenen Verhältnis zu den be-
absichtigten Regelungswirkungen stehen.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Gesetz über die Statistik im Handels- und Dienstleistungsbereich) 

Zu § 1 (Zwecke der Statistik, Anordnung als Bundesstatistik) 

Das Gesetz über die Statistik im Handels- und Dienstleistungsbereich regelt die Konjunktur- 
sowie die Strukturstatistiken in den Bereichen Handel und Dienstleistungen. Mit ihnen sol-
len für diese Bereiche die erforderlichen Angaben zu deren Entwicklung, Struktur und wirt-
schaftlicher Bedeutung gewonnen werden. Gleichzeitig werden die gewonnenen Ergeb-
nisse benötigt, um die durch Verordnung der EU vorgegebenen Datenlieferverpflichtungen 
erfüllen zu können. Zur Erfüllung der Zwecke dieses Gesetzes werden Konjunktur- und 
Strukturstatistiken als Bundesstatistiken durchgeführt. 

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 

Zu Nummer 1 

Bei rechtlichen Einheiten im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 696/93 des Rates vom 15. 
März 1993 betreffend die statistischen Einheiten für die Beobachtung und Analyse der Wirt-
schaft in der Gemeinschaft handelt es sich um Unternehmen als kleinste rechtlich selbstän-
dige Einheiten, die aus handels- und/oder steuerrechtlichen Gründen Bücher führen, sowie 
um Einrichtungen zur Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit. Letztere sind im Text explizit 
genannt, um hinsichtlich der im Dienstleistungsbereich tätigen Freiberufler für Rechtssi-
cherheit zu sorgen, da auch diese in den Anwendungsbereich des vorliegenden Gesetzes 
einzubeziehen sind.

Zu Nummer 2 

Marktproduzenten im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 549/2013 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 21. Mai 2013 sind rechtliche Einheiten, deren Produktion zum 
größten Teil aus Marktproduktion besteht, d. h. die erstellten Güter oder Dienstleistungen 
sollen auf dem Markt verkauft werden.

Zu Nummer 3 

Die Umsätze im Sinne dieses Gesetzes entsprechen den Nettoumsätzen gemäß der Defi-
nition nach Variable 140301 des Anhangs IV der Durchführungsverordnung (EU) 
2020/1197 vom 30. Juli 2020 zur Festlegung technischer Spezifikationen und Einzelheiten 
nach der Verordnung (EU) 2019/2152 des Europäischen Parlaments und des Rates über
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europäische Unternehmensstatistiken, zur Aufhebung von zehn Rechtsakten im Bereich 
Unternehmensstatistiken. 

Zu Nummer 4 

Tätige Personen im Sinne dieses Gesetzes umfassen neben den Lohn- und Gehaltsemp-
fängern unter anderem auch die Inhaberinnen und Inhaber sowie unbezahlt mithelfende 
Familienangehörige. Dies entspricht der Definition der Zahl der Lohn- und Gehaltsempfän-
ger und Selbstständigen nach Variable 120101 des Anhangs IV der Durchführungsverord-
nung (EU) 2020/1197 vom 30. Juli 2020 zur Festlegung technischer Spezifikationen und 
Einzelheiten nach der Verordnung (EU) 2019/2152 des Europäischen Parlaments und des 
Rates über europäische Unternehmensstatistiken, zur Aufhebung von zehn Rechtsakten 
im Bereich Unternehmensstatistiken.

Zu Nummer 5 

Wirtschaftszweige im Sinne dieses Gesetzes sind die wirtschaftlichen Tätigkeiten, wie sie 
durch Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 20. Dezember 2006 für die Klassifikation auf europäischer Ebene und der dar-
aus gemäß Artikel 4 der Verordnung abgeleiteten nationalen Wirtschaftszweigklassifikation 
in Deutschland festgelegt werden.

Zu Nummer 6 

Geschäftsfelder werden anhand der europäischen Kriterien für fachliche Einheiten nach der 
Verordnung (EWG) Nr. 696/93 definiert. Nach Abschnitt III Buchstabe D des Anhangs die-
ser Verordnung sind fachliche Einheiten Untereinheiten der Unternehmen. Da die Erhebun-
gen nach diesem Gesetz bei rechtlichen Einheiten erfolgen, wird hinsichtlich der Geschäfts-
felder auch auf diese Bezug genommen.

Zu § 3 (Erhebungseinheiten, Erhebungsbereiche) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 legt die rechtliche Einheit als Erhebungseinheit fest. 

Durch den Hinweis auf Marktproduzenten wird gewährleistet, dass entsprechend den EU-
Vorgaben in die Erhebungen ausschließlich solche Einheiten einbezogen werden, deren 
Produktion größtenteils aus Marktproduktion besteht. Ziel der Unternehmensstatistiken ist 
die Beobachtung von Einheiten, die mit Gewinnerzielungsabsicht auf den Märkten agieren. 
Dagegen sollen staatliche Einheiten oder private Organisationen ohne Erwerbszweck, die 
Dienstleistungen für private Haushalte bereitstellen, für die sie ein Entgelt verlangen könn-
ten, sich aber aus Gründen der Sozial- oder Wirtschaftspolitik dagegen entscheiden, nicht 
in die Statistiken einbezogen werden. Ein Beispiel hierfür ist die Bereitstellung von Bildungs- 
oder Gesundheitsdienstleistungen, die unentgeltlich oder zu wirtschaftlich nicht signifikan-
ten Preisen erfolgt. 

Mit der Wahl der rechtlichen Einheit als Erhebungseinheit ist sichergestellt, dass die Aus-
kunftspflichtigen Daten für Statistiken aus Angaben der gesetzlich vorgeschriebenen Rech-
nungslegung bereitstellen können, wobei die Daten gleichzeitig unverzichtbare Entschei-
dungshilfen für unternehmerisches Handeln sind. Die rechtliche Einheit bildet im Allgemei-
nen auch den Ansatzpunkt für wirtschaftspolitische Maßnahmen von Bund und Ländern.

Zu Absatz 2 

§ 3 Absatz 2 bezeichnet die Erhebungsbereiche nach der statistischen Systematik der Wirt-
schaftszweige NACE Revision 2 der EU, aus der die nationale Klassifikation der
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Wirtschaftszweige, Ausgabe 2008 (WZ 2008) abgeleitet ist, die für die Erhebungen grund-
sätzlich verwendet wird. 

In die Erhebung werden danach grundsätzlich solche rechtlichen Einheiten einbezogen, die 
mit dem Schwerpunkt ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit in den betreffenden Bereichen des 
Handels und der Dienstleistung tätig sind – wie in amtlichen Wirtschaftsstatistiken üblich. 
Wird eine Handels- und/oder Dienstleistungstätigkeit nur in Ergänzung einer produzieren-
den Tätigkeit, z. B. Maschinenbau, ausgeübt, sind diese rechtlichen Einheiten nicht in die 
Erhebungen einzubeziehen.

Konkret umfasst der Erhebungsbereich für die Konjunkturstatistiken die Bereiche Handel 
und die für die Konjunktur relevanten Bereiche des Dienstleistungssektors wie Verkehr, 
Gastgewerbe und Grundstücks- und Wohnungswesen (vgl. Nummer 1). Für die Struktur-
statistiken gehören zusätzlich noch weitere Bereiche aus dem Dienstleistungssektor zum 
Erhebungsbereich, wie Erziehung und Unterricht sowie Gesundheits- und Sozialwesen 
(vgl. Nummer 2). Damit werden sowohl für die Konjunktur- als auch für die Strukturstatisti-
ken die Vorgaben der europäischen Verordnung hinsichtlich der Lieferverpflichtungen um-
gesetzt.

Durch den Rückgriff auf die jeweils aktuelle Fassung der NACE (siehe § 2 Nummer 5) ist 
gewährleistet, dass eventuelle Änderungen der NACE unmittelbar bei der Durchführung 
des HdlDlStatG berücksichtigt werden können, ohne dass es dazu einer Gesetzesänderung 
bedarf.

Zu Nummer 1 

In Nummer 1 wird für die Konjunkturstatistiken der Kreis der einzubeziehenden Einheiten 
auf größere Einheiten eingeschränkt. Lediglich Erhebungseinheiten, die die hier genannten 
Werte hinsichtlich des Jahresumsatzes oder der Zahl ihrer tätigen Personen überschreiten 
und die daher für die Analyse der konjunkturellen Entwicklung von besonderer Bedeutung 
sind, kommen für eine Teilnahme an der Erhebung in Frage.

Die aufgeführten Grenzwerte werden im Vergleich zu der bisher geltenden Regelung er-
höht, sofern dies ohne Verlust bei der Genauigkeit der Ergebnisse möglich ist: Im Einzel-
handel liegt der Grenzwert nun bei 450 000 Euro Jahresumsatz (zuvor 250 000 Euro), im 
Gastgewerbe bei 165 000 Euro (zuvor 150 000 Euro) und im Kfz-Handel bei 11 Millionen 
Euro Jahresumsatz oder mindestens 250 tätigen Personen (zuvor 10 Millionen Euro oder 
mindestens 100 tätige Personen). 

Zu Nummer 2 

In Nummer 2 wird der Erhebungsbereich für die Strukturstatistiken festgelegt. Diese sollen 
ein Bild aller Einheiten liefern, um zum Beispiel auch Aussagen über kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU) zu ermöglichen. Daher ist für die Strukturstatistiken im Gegensatz zu 
den Konjunkturstatistiken keine Beschränkung auf größere Erhebungseinheiten vorgese-
hen. Ein zweiter Unterschied betrifft den Katalog der Wirtschaftszweige, der in die Struktur-
statistiken einzubeziehen ist. Den Vorgaben der EU-Verordnung folgend ist er umfangrei-
cher als der für die Konjunkturstatistiken. Er umfasst zusätzliche Dienstleistungsbereiche, 
die für die konjunkturelle Entwicklung weniger Bedeutung haben, wie zum Beispiel der Ab-
schnitt Q Gesundheits- und Sozialwesen.

Im Buchstaben j der Nummer 2 werden aus diesem Abschnitt die Gruppe 86.2 Arzt- und 
Zahnarztpraxen und die Unterklasse der nationalen Wirtschaftszweigklassifikation (WZ 
2008) 86.90.1 Praxen von psychologischen Psychotherapeuteninnen und -therapeuten aus 
dem Erhebungsbereich ausgenommen. Zwar sind für diese Wirtschaftszweige auch Anga-
ben an die EU zu liefern, die dafür benötigten Daten werden aber durch die im Artikel 2 
geregelte Kostenstrukturerhebung im medizinischen Bereich gewonnen. Die Regelung ver-
hindert daher Doppelerfassungen. 
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Zu § 4 (Periodizität und Berichtszeitraum bei konjunkturstatistischen Erhebungen) 
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§ 4 regelt die Periodizität und den Berichtszeitraum der Konjunkturstatistiken.

Drucksache 684/20

Zu Absatz 1

Im Absatz 1 wird die monatliche Periodizität der nach diesem Gesetz angeordneten Kon-
junkturstatistik festgelegt. Damit wird diese Periodizität auch für den Dienstleistungsbereich 
eingeführt, wo bislang nur eine vierteljährliche Konjunkturstatistik durchgeführt wurde. Für 
Konjunkturanalysen sind jedoch aktuelle Daten notwendig; eine vierteljährliche Erhebung 
ist – wie die Erfahrungen gezeigt haben – nicht ausreichend. Gleichzeitig werden damit 
auch die Vorgaben der EU umgesetzt, die künftig monatliche Konjunkturdaten auch für den 
Dienstleistungsbereich fordert.

Dabei verlangt die EU monatliche Angaben nur für den Umsatz, während Angaben zu Be-
schäftigten vierteljährlich zu liefern sind. Eine nach Merkmalen unterschiedliche Periodizität 
ist jedoch wenig sinnvoll, weil für die Konjunkturanalyse auch aktuelle Beschäftigtendaten 
benötigt werden. Bei den in der Konjunkturstatistik befragten Unternehmen handelt es sich 
um größere Einheiten (siehe § 3 Absatz 2 Nummer 1), die monatliche Beschäftigtendaten 
vorliegen haben. Die im Bereich des Handels (und darüber hinaus auch im Produzierenden 
Gewerbe) bereits seit Jahren bewährte Praxis, auch die Beschäftigtenangaben monatlich 
zu erfragen, wird daher fortgeführt und auf den Dienstleistungsbereich ausgeweitet. Nur so 
können auch bei einer Betrachtung der gesamten Wirtschaft monatliche Daten zur Beschäf-
tigung zur Verfügung gestellt werden.

Zu Absatz 2

Absatz 2 legt als Berichtszeitraum für die Konjunkturstatistiken den Kalendermonat fest. 
Dies entspricht dem üblichen Vorgehen bei Konjunkturstatistiken und wird auch in der ent-
sprechenden EU-Verordnung so vorgeschrieben.

Zu Absatz 3 

Die Festlegung des Januar 2021 als ersten Berichtsmonat in Absatz 3 resultiert aus den 
Vorgaben der EU-Verordnung. 

Zu § 5 (Art und Umfang der konjunkturstatistischen Erhebungen)

Die in diesem Gesetz angeordneten Erhebungen sollen für Bund und Länder verlässliche 
Ergebnisse über die konjunkturelle Entwicklung in einzelnen Wirtschaftsbereichen zur Ver-
fügung stellen. Vor diesem Hintergrund regelt § 5 Art und Umfang der Erhebungen der 
konjunkturstatistischen Erhebungen.

Zu Absatz 1

Absatz 1 legt fest, dass die konjunkturstatistischen Erhebungen als Stichprobenerhebun-
gen durchgeführt werden, wobei die Erhebungseinheiten mittels mathematisch-statistischer 
Verfahren auszuwählen sind. Stichprobenerhebungen haben den Vorteil, dass nur ein Teil 
aller Unternehmen zu der Erhebung herangezogen wird. Sie entlasten damit die Wirtschaft. 
Die Anwendung mathematisch-statistischer Verfahren stellt darüber hinaus ein objektives 
Vorgehen bei der Auswahl der Erhebungseinheiten sowie bei der Hochrechnung der Er-
gebnisse sicher. Das Vorgehen entspricht damit bewährter Praxis.

Das Auswahlverfahren sieht im Übrigen grundsätzlich einen systematischen Austausch ei-
nes Teils der jeweils Auskunftspflichtigen vor. Diese Rotation dient dazu, die Belastung der 
Befragten, die durch eine wiederholte Beteiligung an der Erhebung entsteht, abzubauen 
und somit eine möglichst gleichmäßige Verteilung der Auskunftsverpflichtung zu erreichen.



Allerdings gibt es für eine Rotation auch Grenzen: Zur Ermittlung hinreichend genauer Er-
gebnisse kann es notwendig sein, sogenannte Totalschichten einzuführen, in denen alle 
enthaltenen Einheiten zur Erhebung herangezogen werden und damit für diese Einheiten 
keine Chance auf eine Rotation besteht. Häufig betrifft dies Schichten mit sehr großen Ein-
heiten. Ein kompletter Verzicht auf solche Totalschichten würde dazu führen, dass es nicht 
mehr möglich wäre, noch hinreichend genaue Ergebnisse zu erzielen. Die Notwendigkeit 
der bestehenden Totalschichten und die Zugehörigkeit der rechtlichen Einheiten zu Total-
schichten werden dabei regelmäßig überprüft.

Zu Absatz 2 

Absatz 2 legt den Auswahlsatz für die Konjunkturstatistiken auf höchstens 45 Prozent fest. 
Der Auswahlsatz bezieht sich dabei nicht auf die Gesamtmenge der rechtlichen Einheiten 
in den Wirtschaftszweigen nach § 3 Absatz 2 Nummer 1, sondern nur auf die größeren 
Einheiten aus diesen Wirtschaftsbereichen, die die dort genannten Grenzwerte für Umsätze 
oder tätige Personen überschreiten.

Bei den Konjunkturstatistiken sowohl im Handel als auch im Dienstleistungsbereich hat sich 
in den letzten Jahren ein Modell zur Gewinnung von Angaben aus unterschiedlichen Quel-
len – Verwaltungsdaten für kleinere Einheiten, Daten aus einer Erhebung für größere Ein-
heiten (Mix-Modell) – bewährt. Es wird fortgeführt, jedoch mit dem Unterschied, dass künftig 
nicht mehr alle größeren Einheiten in die Erhebung einbezogen werden, sondern nur noch 
maximal 45 Prozent. Dieses neue Vorgehen stellt gegenüber der bisherigen Praxis eine 
erhebliche Entlastung der Wirtschaft dar.

Lediglich in der Wirtschaftsabteilung 47 Einzelhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen) 
und im Wirtschaftsabschnitt I Gastgewerbe kommt kein Mix-Modell zum Einsatz, sondern – 
wie schon bislang – ausschließlich eine Erhebung. Untersuchungen haben gezeigt, dass 
die Verwaltungsdaten für diese Bereiche zu volatil für eine verlässliche Analyse der Kon-
junktur sind. Hinzu kommt, dass für den Einzelhandel die Ergebnisse bereits 30 Tage nach 
Ablauf des Berichtsmonats an die EU zu übermitteln sind. Die Verwaltungsdaten sind dafür 
nicht aktuell genug. Die Untersuchungen haben aber auch ergeben, dass die Grenzwerte 
für eine Meldepflicht in beiden Bereichen angehoben werden können (siehe dazu unter die 
Erläuterungen zu § 3 Absatz 2 Nummer 1).

Der Auswahlsatz von maximal 45 Prozent bezieht sich im Übrigen auf den gesamten Be-
reich, in dem Konjunkturstatistiken durchgeführt werden. Er kann in den einzelnen Wirt-
schaftsbereichen des Erhebungsbereichs nach § 3 Absatz 2 Nummer 1 unterschiedlich 
ausfallen. Diese Flexibilität ist notwendig, da sich die Strukturen der einzelnen Wirtschafts-
bereiche sehr stark unterscheiden und im Zeitablauf Veränderungen unterliegen.

Zu Absatz 3 

Absatz 3 legt fest, dass für die Bestimmung der in die Erhebungen einzubeziehenden Er-
hebungseinheiten die Angaben im Statistikregister nach § 13 Absatz 1 Bundesstatistikge-
setz zum Zeitpunkt der Auswahl maßgeblich sind. Damit soll Rechtssicherheit geschaffen 
werden, da sich Eigenschaften wie die Zugehörigkeit einer Einheit zu einem Wirtschafts-
zweig im Zeitablauf ändern können und es bei einer solchen Änderung klar sein muss, 
welcher Stand der Daten relevant ist.

Zu § 6 (Erhebungsmerkmale für konjunkturstatistische Erhebungen) 

§ 6 regelt die Erhebungsmerkmale der konjunkturstatistischen Erhebungen. Sie berücksich-
tigen die Anforderungen der EU-Verordnung zur Unternehmensstatistik und der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen.
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Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält die Erhebungsmerkmale für die monatliche Konjunkturstatistik nach § 3 
Absatz 2 Nummer 1. Sie umfassen mit dem Umsatz und den tätigen Personen die wichtigs-
ten Konjunkturindikatoren. 

Mit den neuen europäischen Regelungen zur Unternehmensstatistik sind erstmals für die 
Konjunkturstatistiken im Bereich Handel und Dienstleistungen Ergebnisse für sogenannte 
fachliche Einheiten zu liefern (engl. Kind-of-activity-unit). Damit soll die Aussagekraft der 
Konjunkturstatistiken erhöht werden. Bei der bisherigen ausschließlich auf die Ebene der 
rechtlichen Einheit gerichteten Betrachtung wirkt sich deren Entwicklung einzig auf den 
Wirtschaftszweig aus, dem die rechtliche Einheit im Schwerpunkt als Ganzes zugeordnet 
ist. Gerade bei sehr großen rechtlichen Einheiten gibt es jedoch solche, die nicht nur in 
einem Wirtschaftszweig tätig sind, sondern in mehreren. Man unterscheidet dann zwischen 
dem Schwerpunkt der Tätigkeit und Nebentätigkeiten der rechtlichen Einheit. Dabei können 
diese Nebentätigkeiten so bedeutend sein, dass sie auf die konjunkturelle Entwicklung des 
entsprechenden Wirtschaftsbereichs Auswirkungen haben.

Da sich dies bei einer Betrachtung ausschließlich der gesamten rechtlichen Einheit nicht 
feststellen lässt, sollen nun fachliche Einheiten von rechtlichen Einheiten berücksichtigt 
werden, soweit sie aufgrund ihrer Größe konjunkturrelevant sind.

Dies stellt die amtliche Statistik in Deutschland vor eine große Herausforderung. Zum einen 
sind die Begriffe ‚fachliche Einheit‘ oder ‚Kind-of-activity-unit‘ in der Wirtschaft nicht geläufig. 
In Expertengesprächen wurde deutlich, dass für die Wirtschaft der Begriff ‚Geschäftsfeld‘ 
am hilfreichsten ist. Entsprechend wird er in den Erhebungen verwendet und im Gesetz auf 
die europäische Definition verwiesen.

Die Erhebung von Angaben in der Gliederung nach Geschäftsfeldern beschränkt sich auf 
große rechtliche Einheiten mit einem Jahresumsatz von mindestens 250 Millionen Euro, da 
nur bei diesen Geschäftsfelder von konjunkturrelevanter Größe vorliegen können. In den in 
§ 3 Absatz 2 Nummer 1 aufgeführten Wirtschaftszweigen gibt es knapp 1 250 Einheiten, 
bei denen diese Voraussetzung vorliegt und bei denen daher konjunkturrelevante Ge-
schäftsfelder in den Bereichen Handel und Dienstleistungen vorliegen könnten. Da der amt-
lichen Statistik keine Angaben darüber vorliegen, welche rechtliche Einheiten aus den Be-
reichen Handel und Dienstleistungen überhaupt Geschäftsfelder aufweisen, in welchen 
Wirtschaftsbereichen diese tätig und wie groß sie sind, müssen zunächst mit einer Befra-
gung Angaben zur Abgrenzung der Geschäftsfelder gewonnen werden.

Sofern Erhebungseinheiten mit mehr als 250 Millionen Euro Jahresumsatz über Geschäfts-
felder verfügen und diese jeweils einen Umsatz von mindestens 125 Millionen Euro aufwei-
sen, sind die Angaben für die drei größten Geschäftsfelder mit mehr als 125 Millionen Euro 
Jahresumsatz in den Bereichen Handel und Dienstleistungen gegliedert nach Geschäfts-
feldern zu liefern. Für eventuell vorhandene weitere Geschäftsfelder im Bereich Handel und 
Dienstleistungen genügt eine summarische Angabe für alle diese Geschäftsfelder unab-
hängig von deren Jahresumsatz. Mit dieser Regelung wird erreicht, dass Erhebungseinhei-
ten nur dann Angaben für Geschäftsfelder liefern müssen, wenn diese eine für die Entwick-
lung der Konjunktur relevante Größe aufweisen. Gleichzeitig wird die Zahl der Geschäfts-
felder, für die Angaben zu liefern sind, auf maximal vier beschränkt. Eine weitere Voraus-
setzung für eine Befragung nach Geschäftsfeldern ist im Übrigen, dass die Erhebungsein-
heit die benötigten Angaben ihrer Buchhaltung entnehmen kann. Dies ergibt sich aus der 
europäischen Definition der fachlichen Einheit (siehe § 2 Nummer 6).

Eine Erhebung von Angaben gegliedert nach Geschäftsfeldern erfolgt damit nur unter be-
stimmten Voraussetzungen, die sicherstellen, dass ausschließlich größere Erhebungsein-
heiten betroffen sind, die über die benötigten Angaben verfügen.
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Für Zwecke der Konjunkturbeobachtung in den Ländern sind die Angaben zu tätigen Per-
sonen und Umsatz nach Bundesländern zu differenzieren. Bei den tätigen Personen in der 
Untergliederung nach Geschäftsfeldern wird zur Entlastung der Erhebungseinheiten diese 
Differenzierung nur für den Berichtsmonat Januar gefordert.

Gespräche mit Experten aus der Wirtschaft zu den Fragen, ob und wie sie Angaben für 
Geschäftsfelder der rechtlichen Einheit liefern können, zeigten auf, dass es den rechtlichen 
Einheiten schwerfällt, Personal, das Hilfstätigkeiten für mehrere Geschäftsfelder leistet (z. 
B. im Lager und im Vertrieb tätige Personen), auf die einzelnen Geschäftsfelder aufzuteilen. 
Es soll den Erhebungseinheiten daher angeboten werden, dieses Personal in einer Summe 
für die Erhebungseinheit anzugeben. Die Umrechnung auf die Geschäftsfelder erfolgt dann 
in den statistischen Ämtern. Dazu werden beim Erhebungsmerkmal tätige Personen nach 
der Art ihrer Tätigkeit unterschieden.

Zu den Erhebungsmerkmalen zählt ferner die wirtschaftliche Tätigkeit der Erhebungsein-
heit. Dies umfasst die konkrete Bezeichnung und die Wirtschaftszweignummer gemäß der 
Klassifikation der Wirtschaftszweige. Beide Angaben werden für eine zweifelsfreie Identifi-
zierung der relevanten Geschäftsfelder benötigt, deren wirtschaftlicher Schwerpunkt sich 
im Zeitablauf ändern kann. 

Zu Absatz 2 

Der amtlichen Statistik liegen keine Informationen über die Geschäftsfelder der rechtlichen 
Einheiten vor. Bei Einheiten, die erstmals in den Erhebungsbereich nach § 3 Absatz 2 Num-
mer 1 fallen oder erstmals einen Jahresumsatz von mindestens 250 Millionen Euro erzielen, 
müssen daher nicht nur die Angaben dazu gewonnen werden, welche Geschäftsfelder 
überhaupt vorliegen und – für die regionale Konjunkturbeobachtung – in welchen Bundes-
ländern diese mit einer Niederlassung vertreten sind. Da Veränderungsraten zum Vorjah-
resmonat wichtige Konjunkturindikatoren darstellen, sind darüber hinaus für diese Erhe-
bungseinheiten auch Eckdaten für das Vorjahr notwendig, anhand derer die amtliche Sta-
tistik monatliche Vorjahresangaben unter Zuhilfenahme von weiteren Datenquellen schät-
zen kann. Damit können bisherige Berichtspflichten zu Angaben über das Vorjahr reduziert 
werden. Die vorgenannten Angaben werden von einer Erhebungseinheit nur einmalig be-
nötigt. Zur rechtlichen Klarstellung wird in Satz 3 ausgeführt, dass von den Einheiten, die 
bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gemäß dem Handelsstatistikgesetz oder dem 
Dienstleistungskonjunkturstatistikgesetz zur konjunkturellen Unternehmensstatistik mel-
den, nur Angaben zu Umsätzen und tätigen Personen nach Geschäftsfeldern benötigt wer-
den, da bei diesen Einheiten die anderen Angaben der amtlichen Statistik bereits vorliegen.

Zu § 7 (Periodizität und Berichtszeitraum bei strukturstatistischen Erhebungen) 

§ 7 regelt die Periodizität und den Berichtszeitraum der Strukturstatistiken.

Zu Absatz 1 

Absatz 1 legt für die Strukturstatistiken eine jährliche Periodizität fest. Dies entspricht den 
Anforderungen der EU. 

Zu Absatz 3 

Absatz 2 legt als Berichtszeitraum für die Strukturstatistiken das Kalenderjahr oder bei vom 
Kalenderjahr abweichendem Geschäftsjahr das im Kalenderjahr abgelaufene Geschäfts-
jahr fest. Dies entspricht dem üblichen Vorgehen bei Strukturstatistiken und wird auch in 
der entsprechenden EU-Verordnung so vorgeschrieben.
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Zu Absatz 4 

Die Festlegung des ersten Berichtsjahrs in Absatz 3 resultiert aus den Vorgaben der EU-
Verordnung. 

Zu § 8 (Art und Umfang der strukturstatistischen Erhebungen) 

Die in diesem Gesetz angeordneten Erhebungen sollen für Bund und Länder verlässliche 
Ergebnisse über die Struktur in einzelnen Wirtschaftsbereichen zur Verfügung stellen. Vor 
diesem Hintergrund regelt § 8 Art und Umfang der strukturstatistischen Erhebungen. Die 
Regelungen orientieren sich dabei am bisherigen Vorgehen und werden nur an einzelnen 
Stellen mit dem Ziel angepasst, die Wirtschaft zu entlasten.

Zu Absatz 1 

Absatz 1 legt fest, dass die Erhebungen als Stichprobenerhebungen durchgeführt werden, 
wobei die Erhebungseinheiten mittels mathematisch-statistischer Verfahren auszuwählen 
sind. Stichprobenerhebungen haben den Vorteil, dass nur ein Teil aller Unternehmen zu 
der Erhebung herangezogen wird. Sie entlasten damit die Wirtschaft. Die Anwendung ma-
thematisch-statistischer Verfahren stellt darüber hinaus ein objektives Vorgehen bei der 
Auswahl der Erhebungseinheiten sowie bei der Hochrechnung der Ergebnisse sicher. Das 
Vorgehen entspricht damit bewährter Praxis. 

Das Auswahlverfahren sieht im Übrigen grundsätzlich einen systematischen Austausch ei-
nes Teils der jeweils Auskunftspflichtigen vor. Diese Rotation dient dazu, die Belastung der 
Befragten, die durch eine wiederholte Beteiligung an der Erhebung entsteht, abzubauen 
und somit eine möglichst gleichmäßige Verteilung der Auskunftsverpflichtung zu erreichen.

Allerdings gibt es für eine Rotation auch Grenzen: Zur Ermittlung hinreichend genauer Er-
gebnisse kann es notwendig sein, sogenannte Totalschichten einzuführen, in denen alle 
enthaltenen Einheiten zur Erhebung herangezogen werden und damit für diese Einheiten 
keine Chance auf eine Rotation besteht. Häufig betrifft dies Schichten mit sehr großen Ein-
heiten. Ein kompletter Verzicht auf solche Totalschichten würde dazu führen, dass es nicht 
mehr möglich wäre, noch hinreichend genaue Ergebnisse zu erzielen. Die Notwendigkeit 
der bestehenden Totalschichten und die Zugehörigkeit der rechtlichen Einheiten zu Total-
schichten werden dabei regelmäßig überprüft.

Zu Absatz 2 

Der Auswahlsatz für die Strukturstatistiken wird nach Absatz 2 auf höchstens 10 Prozent 
festgelegt. Die bisherigen Auswahlsätze für den Handel von 8,5 Prozent, für das Gastge-
werbe von 5 Prozent sowie den Dienstleistungsbereich von 15 Prozent entsprechen für den 
Wirtschaftsbereich des Handels und der Dienstleistungen zusammen einem Auswahlsatz 
von etwa 12 Prozent (mit der Zahl der Unternehmen in den einzelnen Bereichen gewichteter 
Durchschnittswert). Damit ist der neue Auswahlsatz deutlich niedriger als in der Vergan-
genheit, was unmittelbar zur Entlastung der Unternehmen beiträgt. Auch hier gilt, dass sich 
der Auswahlsatz von maximal 10 Prozent auf den gesamten Bereich bezieht, in dem Struk-
turstatistiken durchgeführt werden. Er kann in den einzelnen Wirtschaftsbereichen des Er-
hebungsbereichs nach § 3 Absatz 2 Nummer 2 unterschiedlich ausfallen. Diese Flexibilität 
ist notwendig, da sich die Strukturen der einzelnen Wirtschaftsbereiche sehr stark unter-
scheiden und im Zeitablauf Veränderungen unterliegen.

Zu Absatz 3 

Absatz 3 legt fest, dass für die Bestimmung der in die Erhebungen einzubeziehenden Er-
hebungseinheiten die Angaben im Statistikregister nach § 13 Absatz 1 Bundesstatistikge-
setz zum Zeitpunkt der Auswahl maßgeblich sind. Damit soll Rechtssicherheit geschaffen 
werden, da sich Eigenschaften wie die Zugehörigkeit einer Einheit zu einem
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Wirtschaftszweig im Zeitablauf ändern können und es bei einer solchen Änderung klar sein 
muss, welcher Stand der Daten relevant ist. 

Zu § 9 (Erhebungsmerkmale für strukturstatistische Erhebungen) 

§ 9 regelt die Erhebungsmerkmale der strukturstatistischen Erhebungen. Sie berücksichti-
gen die Anforderungen der EU-Verordnung zur Unternehmensstatistik und der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen und stellen einen Katalog von Wirtschaftsdaten dar, der 
überwiegend auch in anderen Wirtschaftsstatistiken erhoben wird. Dieser Katalog orientiert 
sich im Übrigen am bisherigen Merkmalskranz, wobei einzelne der bislang erhobenen 
Merkmale, die weder für Datenlieferungen an die EU noch für Zwecke der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen benötigt werden, nicht mehr vorgesehen werden, um die Wirt-
schaft zu entlasten.

Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält den grundsätzlichen Katalog der Erhebungsmerkmale für die Struktursta-
tistiken nach § 3 Absatz 2 Nummer 2. 

Zu Nummer 1 

Die Merkmale in Nummer 1 dienen der allgemeinen Kennzeichnung der Erhebungseinheit. 
Mit dem Merkmal „hauptsächlich ausgeübte wirtschaftliche Tätigkeit“ werden wichtige sekt-
orale Informationen erfasst, die z. B. bei Kombination mit den Angaben zu anderen Erhe-
bungsmerkmalen Aussagen über die Entwicklung und den Strukturwandel in den einzelnen 
Wirtschaftsbereichen ermöglichen. Die Angaben zur Zahl der Niederlassungen erlauben 
Aussagen darüber, ob und inwieweit die Filialbildung als Vermarktungsinstrument im Han-
del und im Dienstleistungsbereich genutzt wird.

Zu Nummer 2 

Absatz 1 Nummer 2 beinhaltet Merkmale zu den tätigen Personen und dem Personalauf-
wand, also Angaben zu arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitischen Fragen. Tätige Perso-
nen schließen dabei Selbstständige, unbezahlt mithelfende Familienangehörige, Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer sowie Auszubildende ein. Angaben über die tätigen Personen 
werden zur Beurteilung der Personalkosten und für die Bildung wichtiger Beziehungszahlen 
(Produktivitätszahlen) benötigt. Die Unterteilungen nach der Stellung im Beruf dienen der 
Beurteilung der Beschäftigungssituation und -entwicklung in sozioökonomischer Hinsicht, 
die Unterscheidung in Voll- und Teilzeitbeschäftigte der Beurteilung des Arbeitsvolumens. 
Die Frage nach den Bruttolöhnen und -gehältern gibt einerseits Aufschluss über die Höhe 
der Einkommen aus unselbstständiger Tätigkeit, andererseits sind die Bruttolöhne und -
gehälter im Handel und Dienstleistungsbereich im Allgemeinen die wichtigste Kostengröße. 
Zusammen mit den gesetzlichen und übrigen Sozialaufwendungen der Arbeitgeber erge-
ben sie den Aufwand für den Personaleinsatz, wie auch in der EU-Verordnung vorgesehen.

Zu Nummer 3 

Die Erhebungsmerkmale nach Absatz 1 Nummer 3 beziehen sich auf die Umsätze, Vorleis-
tungen sowie Steuern und Subventionen. Aus den Angaben zu Umsatz und Vorleistungen 
lassen sich die Bruttowertschöpfung für die einzelnen Wirtschaftszweige und ihr Beitrag 
zum Bruttoinlandsprodukt ermitteln.

Die Umsatzaufgliederung nach dem Sitz der Auftraggeber im In- oder Ausland soll die Be-
deutung grenzüberschreitender Dienstleistungen, insbesondere die Verflechtung mit den 
Ländern der Europäischen Union, nachweisen und Globalisierungstendenzen in diesen 
Sektoren aufzeigen. Sie beschränkt sich daher wie bereits in der Vergangenheit auf Erhe-
bungseinheiten, die nicht zum Handel oder zum Gastgewerbe gehören (siehe dazu Absatz 
2 Satz 3).
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Bei den Buchstaben c) bis e) geht es um wirtschaftszweigspezifische Untergliederungen 
des Umsatzes. Der Buchstabe c) erfordert für Erhebungseinheiten ausgewählter Wirt-
schaftszweige des Dienstleistungsbereichs (vergleiche Absatz 4) eine Differenzierung des 
Umsatzes oder der Einnahmen nach der Art der erbrachten Dienstleistungen. Diese Diffe-
renzierung sieht die EU-Verordnung vor.

Eine ähnliche Differenzierung, aber ausschließlich für Erhebungseinheiten des Handels 
und des Gastgewerbes, stellt der Nachweis der Umsätze nach Art der Tätigkeiten dar (Ab-
satz 1 Nummer 3 Buchstabe d)). Damit werden verschiedene Ziele verfolgt. Ein Ziel ist für 
den Handel die Erfüllung von EU-Lieferverpflichtungen. Ein weiteres Ziel besteht in der Dif-
ferenzierung der Umsätze in funktionaler Gliederung (im Handel sind dies im Wesentlichen 
Umsätze aus Großhandel, aus Handelsvermittlung, aus Einzelhandel, aus Herstellung, aus 
Be- und Verarbeitung und aus anderen Tätigkeiten; im Gastgewerbe Umsätze aus Beher-
bergung, aus Verpflegung, aus Einzelhandel, aus Bäckerei und Konditorei, aus Fleischerei 
und aus anderen Tätigkeiten). Die Darstellung dieses Sachverhaltes ist als Maßstab für die 
Betriebsleistung unentbehrlich und dient darüber hinaus auch der Beobachtung der Spezi-
alisierungs- und Diversifikationstendenzen der Unternehmen. Nicht zuletzt liefert diese Glie-
derung auch Unterlagen zur Beurteilung der Auskunftspflicht und der statistischen Zuord-
nung der Befragten zum Handel oder zum Gastgewerbe. Die Angaben dazu dienen zur 
Feststellung des Schwerpunktes des Unternehmens entsprechend seiner Wertschöpfung. 
Ein weiteres Ziel besteht im Nachweis der Tätigkeiten auf dem Gebiet des elektronischen 
Handels („E-Commerce“), bestimmter Angebots- und Bestellformen und anderer Aktivitäten 
des Handels.

Die Aufgliederung der Handelsumsätze nach Produktarten (Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe 
e)) betrifft Erhebungseinheiten des Handels und erlaubt die Beobachtung der Entwicklung 
der Sortimentsstruktur im Fachhandel und in den nicht spezialisierten Unternehmen (z. B. 
Kaufhäuser, Warenhäuser, Versandhandelsunternehmen, Filialunternehmen mit breitem 
Sortiment). Die Erfassung des Warensortiments ist auch die einzige und verlässliche 
Grundlage für die Aktualisierung der Preisindizes im Handel. Im Rahmen der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen, insbesondere für die Darstellung der gütermäßigen Ver-
flechtung im Rahmen von Input-Output-Rechnungen und für die Darstellung von Marktver-
flechtungen, ist eine möglichst tiefe Gliederung der Sortimente und der Wirtschaftszweige 
ebenfalls erforderlich. Entsprechendes gilt auch für die Zwecke der Entstehungsrechnung 
des Bruttoinlandsprodukts, der Berechnung des Privaten Verbrauchs und der Ausrüstungs-
investitionen sowie für Untersuchungen des Verbraucherverhaltens. Die detaillierte Darstel-
lung der Zusammensetzung des Warensortiments bietet auch den rechtlichen Einheiten 
wichtige Anhaltspunkte für Zwecke der Marktanalyse und unternehmerische Dispositionen.

Mit der Aufgliederung der Umsätze nach Produktarten in Kombination mit den ausgeübten 
wirtschaftlichen Tätigkeiten sollen die spezifischen Tätigkeiten in den einzelnen Zweigen 
des Handels dargestellt werden. Daten über die Umsätze in der Gliederung nach Produkt-
arten werden von den Nutzern der Statistik wie Verbänden und Unternehmen nachhaltig 
nachgefragt.

Mit den Angaben über Aufwendungen für Waren, Material und Dienstleistungen als wich-
tigstem Teil der Vorleistungen und die entsprechenden Bestandsveränderungen lässt sich 
der Einsatz von Handelswaren, Material in Form von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen sowie 
von fremdbezogenen Dienstleistungen, z. B. auch die von freien Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern aufgrund von Werkverträgen erbrachten Dienstleistungen, ermitteln. Solche Infor-
mationen sind zudem für Input-Output-Analysen unverzichtbar. Die Bestandsveränderun-
gen stellen ferner eine wesentliche Grundinformation für die Schätzung der Vorratsverän-
derung in der gesamten Volkswirtschaft dar. Zu den Vorleistungen gehören auch Aufwen-
dungen für Mieten, Pachten und Leasing. Die Aufwendungen für Vorleistungen bilden eine 
für die Wirtschaftsverbände und Kammern unverzichtbare Information, da hierauf Analysen 
und Vergleiche der bereichsspezifischen Kostenentwicklung beruhen. Ferner sind aussa-
gefähige Daten über die Kostenentwicklung für die Anpassung staatlicher Honorar- und
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Gebührenordnungen an veränderte wirtschaftliche und technische Entwicklungen nötig, die 
für viele Freie Berufe gelten. Die Angaben zu den produktionsbezogenen Steuern und Ab-
gaben sowie Subventionen werden zur Berechnung des Nettoinlandsprodukts zu Faktor-
kosten benötigt.

Zu Nummer 4 

Die Angaben in Nummer 4 betreffen die Investitionen in Sachanlagen und immaterielle Ver-
mögensgegenstände im Handel und im Dienstleistungsbereich. Investitionen sind gesamt-
wirtschaftlich wichtige Aggregate, die das Wirtschaftswachstum und die Beschäftigungsent-
wicklung stark beeinflussen. Die Erhebung dieses Merkmals ermöglicht auch eine Beurtei-
lung etwaiger staatlicher Investitionsfördermaßnahmen. Zu den Investitionen wird auch der 
Wert der selbsterstellten Sachanlagen und immateriellen Vermögensgegenstände gezählt, 
die unter anderem im Bereich Verkehr von Bedeutung sind.

Zu Absatz 2 

Mit der Regelung in Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 wird das Ziel verfolgt, kleine Erhebungs-
einheiten mit Umsätzen oder Einnahmen unter 300 000 Euro im Jahr von detaillierten An-
gaben und Berichtspflichten zu befreien. Diese Vereinfachungsregelung erleichtert die Be-
antwortung der Fragen bei schätzungsweise fast drei Viertel der Auskunftspflichtigen. Der 
damit erzielbare Effekt der Entlastung dieser Einheiten ist als Beitrag zum Abbau von büro-
kratischen Anforderungen im Mittelstand zu werten. Obwohl nach aller Erfahrung gerade 
bei den Dienstleistungen kleine Einheiten zahlenmäßig dominieren, ist ihre gesamtwirt-
schaftliche Bedeutung, z. B. gemessen am Umsatz, vergleichsweise gering. Eine völlige 
Freistellung dieser kleinen Erhebungseinheiten von den statistischen Erhebungen ist aber 
nicht vertretbar, weil die EU-Verordnung keine Abschneidegrenze vorsieht, repräsentative 
Ergebnisse für das gesamte Spektrum der Einheiten nicht erzielbar wären und weil die Dy-
namik der Entwicklung und der Strukturveränderungen, die häufig von Kleinunternehmen 
ausgeht, nicht umfassend abgebildet werden könnte.

Die Regelung, die bislang nur für den Dienstleistungsbereich galt, wird in diesem Gesetz 
im Übrigen auch auf den Handel und das Gastgewerbe ausgeweitet, um auch hier kleinere 
rechtliche Einheiten von Auskunftspflichten zu entlasten. Ferner wird der bisherige Grenz-
wert von 250 000 Euro Jahresumsatz auf 300 000 Euro Jahresumsatz angehoben. 

Darüber hinaus legt Absatz 2 Satz 3 fest, dass die Angaben zum Umsatz oder zu den Ein-
nahmen bei Erhebungseinheiten aus den Abschnitten G Handel und I Gastgewerbe nicht 
nach In- und Ausland zu differenzieren sind, da für diese Einheiten die EU-Verordnung eine 
solche Differenzierung nicht fordert.

Zu Absatz 3 

Absatz 3 legt für Erhebungseinheiten mit einem Gesamtumsatz von mindestens 300 000 
Euro sowie Niederlassungen in mehreren Bundesländern fest, dass für vier Merkmale die 
Angaben nach den Bundesländern aufzuteilen sind, in denen die Einheit Niederlassungen 
hat. Damit wird dem Informationsbedarf der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen der 
Länder nachgekommen, die diese Angaben benötigt, um regionale Ergebnisse zu erstellen.

Zu Absatz 4 

Absatz 4 beschränkt die Erhebung ausgewählter Merkmale der Strukturstatistiken nach Ab-
satz 1 Nummer 3 auf Erhebungseinheiten ausgewählter Dienstleistungsbereiche mit min-
destens 20 tätigen Personen. Dies dient der Entlastung der Berichtspflichtigen und kann 
bei den aufgeführten Merkmalen erfolgen, da diese in der Regel bei kleineren Einheiten 
keine Rolle spielen. Außerdem regelt der Absatz 4, dass in bestimmten Wirtschaftsberei-
chen die Erhebung nur alle zwei Jahre erfolgt und legt das erste Berichtsjahr fest. Damit 
werden Vorgaben aus der EU-Verordnung umgesetzt.
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Zu Absatz 5 

Absatz 5 beschränkt die Erhebung ausgewählter Merkmale nach Absatz 1 auf Erhebungs-
einheiten des Handels und des Gastgewerbes. 

Zu § 10 (Hilfsmerkmale) 

Zu Nummer 1 

Hilfsmerkmale dienen der rationellen und ressourcenschonenden Durchführung der Erhe-
bungen. Die Hilfsmerkmale Name und Anschrift der Erhebungseinheit sind unverzichtbare 
Angaben für die technische und organisatorische Abwicklung der Erhebungen.

Zu Nummer 2 

Die in Nummer 2 geregelten Angaben zu den für Rückfragen zur Verfügung stehenden 
Personen können neben deren Namen und Telefonnummern weitere Kontaktdaten enthal-
ten. Der Begriff „Kontaktdaten“ bezeichnet die Möglichkeit der Kontaktaufnahme mittels der 
einschlägigen Kommunikationsmedien, wie z. B. Telefonnummern und E-Mail-Adressen 
und ist in einem weiten Sinn zu verstehen. Damit wird der laufenden technischen Entwick-
lung Rechnung getragen. Es sollen die jeweils neuesten Kommunikationsmedien genutzt 
werden dürfen, um Rückfragen möglichst schnell und einfach klären zu können. Die Anga-
ben zur den für Rückfragen zuständigen Personen unterliegen nicht der Auskunftspflicht.

Zu Nummer 3 

Zur Ergänzung der in § 3 Absatz 2 Nummer 1 angeordneten Konjunkturstatistik werden mit 
Ausnahme der Erhebungseinheiten der Wirtschaftszweige Einzelhandel und Gastgewerbe 
für kleine Einheiten Verwaltungsdaten herangezogen. Für das Merkmal Umsatz sind dabei 
die Dateien der Finanzverwaltungen von Bedeutung, in denen die Steuernummer als Iden-
tifikator einer Einheit dient. Mit Hilfe der Steuernummer bzw. der Steuernummer des Or-
ganträgers der auskunftspflichtigen Erhebungseinheiten können die über die Verwaltungs-
daten übermittelten Unternehmensmeldungen mit gleicher Steuernummer bzw. Steuer-
nummer des Organträgers ausgesteuert werden. Dies ist unbedingt erforderlich, um Dop-
pelzählungen zu vermeiden. 

Zu § 11 (Auskunftspflicht) 

Zu Absatz 1 

Die Notwendigkeit einer aktuellen, zuverlässigen und genauen Berichterstattung setzt Er-
hebungen mit Auskunftspflicht gemäß Absatz 1 voraus, wie sie auch in anderen amtlichen 
Wirtschaftsstatistiken üblich sind. Die Auskunftspflicht ist erforderlich, damit die Qualität der 
statistischen Ergebnisse von Stichprobenerhebungen sichergestellt werden kann. Dies be-
legen die Erfahrungen bei der Durchführung der bisherigen Erhebungen sowohl im Handel 
als auch im Dienstleistungsbereich.

Im Übrigen werden überwiegend Angaben zu Merkmalen erfragt, welche die Befragten den 
ihnen vorgeschriebenen Geschäftsaufzeichnungen entnehmen können. 

Auskunftspflichtig sind die Inhaberinnen und Inhaber oder Leiterinnen und Leiter der recht-
lichen Einheiten. Arbeiten Angehörige freier Berufe in einer Sozietät in Form einer BGB-
Gesellschaft zusammen, sind die Gesellschafter auskunftspflichtig (für die Sozietät ist nur 
ein Erhebungsvordruck auszufüllen).

- 60 -Drucksache 684/20



Zu Absatz 2 

Auch für Erhebungseinheiten, die nach § 3 Absatz 2 Nummer 1 erstmals im Rahmen der 
Stichprobenerhebung befragt werden, muss gewährleistet sein, dass für alle Berichtsmo-
nate des Kalenderjahres Angaben vorliegen. Nur so lässt sich die konjunkturelle Entwick-
lung am aktuellen Rand methodisch einwandfrei analysieren. Bei Verzögerungen bei der 
erstmaligen Heranziehung dieser Einheiten kann daher in Einzelfällen die Erfassung mo-
natlicher Angaben auch für die abgelaufenen Monate des Kalenderjahres erforderlich sein, 
um eine komplette Zeitreihe mit allen Monatswerten bilden zu können. In der Regel können 
die dazu notwendigen Angaben aus Verwaltungsdaten gewonnen werden. Es gibt jedoch 
immer wieder Fälle, in denen dies aufgrund fehlender oder qualitativ unzureichender Ver-
waltungsdaten nicht möglich ist. Für diese Ausnahmefälle legt der Absatz 2 die Auskunfts-
pflicht fest.

Außerdem stellt die Regelung sicher, dass im Jahr des Inkrafttretens des Gesetzes, also 
dem Jahr 2021, die für die Konjunkturstatistiken nach § 6 Absatz 1 benötigten monatlichen 
Angaben auch für die Bereiche der Wirtschaft erhoben werden dürfen, die nach den zuvor 
geltenden Rechtsgrundlagen nur vierteljährliche oder überhaupt noch keine Angaben mel-
den mussten. Damit wird gewährleistet, dass auch die neuen europäischen Lieferverpflich-
tungen ab Januar 2021 erfüllt werden können. Doppelerhebungen, also die Erhebung von 
Angaben für denselben Zeitraum sowohl nach den alten Gesetzen als auch nach dem 
neuen Gesetz, sind ausgeschlossen.

Zu Absatz 3 

Zur Entlastung von Existenzgründern und Existenzgründerinnen sieht die Regelung in Ab-
satz 3 deren Freistellung von der Auskunftspflicht in den ersten Jahren nach der Betriebs-
eröffnung vor.

Zu Absatz 4 

Die Regelung definiert den Begriff der Existenzgründer und Existenzgründerinnen entspre-
chend der Regelungen des Gesetzes zur Entlastung insbesondere der mittelständischen 
Wirtschaft von Bürokratie (Bürokratieentlastungsgesetz) vom 28. Juli 2015.

Zu § 12 (Nutzung von Angaben der Krankenhausstatistik-Verordnung) 

§ 12 stellt sicher, dass es im Bereich der Krankenhäuser, für die im Rahmen der Struktur-
statistiken ebenfalls Angaben an die EU zu liefern sind, nicht zu Doppelerhebungen kommt. 
Bei den Krankenhäusern wird bereits jetzt die Krankenhausstatistik nach der Krankenhaus-
statistik-Verordnung durchgeführt (Krankenhausstatistik-Verordnung vom 10. April 1990 
(BGBl. I S. 730), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. Juli 2017 (BGBl. I S. 
2300) geändert worden ist). Allerdings werden im Rahmen der Krankenhausstatistik gegen-
wärtig nur einige der für die Strukturstatistiken benötigten Merkmale erhoben, und zwar 
Angaben zu Beschäftigten. Diese von den Auskunftspflichtigen bereits gemachten Anga-
ben sollen für Zwecke der Strukturstatistiken übernommen werden; auf eine Erhebung die-
ser Angaben wird verzichtet.

Die Regelung ist im Hinblick auf die Merkmale offen formuliert, damit bei künftigen Erwei-
terungen der Krankenhausstatistik um weitere für die Strukturstatistiken relevante Merk-
male auch diese übernommen werden können. 

Die Regelung dient damit der Entlastung der Krankenhäuser. Sie stellt gleichzeitig klar, 
dass die von den Krankenhäusern bereits im Rahmen der Krankenhausstatistik gemachten 
Einzelangaben für die Strukturstatistiken nach § 3 Absatz 2 Nummer 2 verwendet werden 
dürfen.
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Zu § 13 (Nutzung der Daten für Zwecke der Preisstatistik) 

Zu Absatz 1 

§ 13 erlaubt es, bestimmte Angaben der einzelnen Erhebungseinheiten aus den Statistiken 
nach § 3 Absatz 2 Nummer 2 für die Preisstatistik zu nutzen. Nach Absatz 1 ist die Nutzung 
von Angaben zur Ziehung von Unterstichproben für die Statistik der Erzeugerpreise für 
Dienstleistungen zulässig. Konkret geht es um die Erhebungsmerkmale nach § 9 Absatz 1 
Nummer 1 Buchstabe a, Nummer 2 Buchstabe a und Nummer 3 Buchstaben a und c, also 
um Angaben zum Wirtschaftszweig, zur Anzahl der tätigen Personen insgesamt und zum 
Umsatz insgesamt sowie nach der Art der Dienstleistung. Sie geben Auskunft über eine 
Tätigkeit einer Erhebungseinheit in bestimmten Branchen und sollen daher in der Unterglie-
derung nach Wirtschaftszweigen und Umsatzgrößenklassen zur Identifikation derjenigen 
Erhebungseinheiten genutzt werden, die in der Lage sind, Preise für bestimmte Dienstleis-
tungen zu liefern.

Zu Absatz 2 

Absatz 2 erlaubt die Nutzung von Angaben aus den Statistiken nach § 3 Absatz 2 Nummer 
2 zur Ziehung von Unterstichproben und zur Ableitung von Wägungsschemata für die Sta-
tistik der Großhandelsverkaufspreise und der Preise für Groß- und Einzelhandel sowie für 
Werk- und Dienstleistungen, Verkehrsleistungen und Mieten (Verbraucherpreise). Dazu 
werden Angaben nach § 9 Absatz 1 Nummer 1 Buchstaben a und b und Nummer 3 Buch-
staben a, c, d und e benötigt, zum einen, um Erhebungseinheiten identifizieren zu können, 
die Verbraucherpreise liefern können, und zum anderen, um Angaben über die Umsatzan-
teile bestimmter Produkte bzw. Leistungen in den Wägungsschemata berücksichtigen zu 
können.

Zu § 14 (Übermittlungsregelung) 

Nach § 16 Absatz 4 des Bundesstatistikgesetzes dürfen den obersten Bundes- und Lan-
desbehörden für festgelegte Verwendungszwecke Tabellen mit Ergebnissen übermittelt 
werden, auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall enthalten. Das ist jedoch nur 
dann zulässig, wenn die eine Bundesstatistik anordnende Rechtsvorschrift dies ausdrück-
lich vorsieht. § 14 enthält diese Übermittlungsregelung. Sie ist in den sehr heterogen struk-
turierten Märkten des Handels und der Dienstleistungen für die Verwendung gegenüber 
den gesetzgebenden Körperschaften und für Zwecke der Planung nötig. So vollzieht sich 
z. B. auf dem Markt im Bereich der Nachrichtenübermittlung ein tiefgreifender Strukturwan-
del, über den die gesetzgebenden Körperschaften informiert werden wollen.

Zu § 15 (Durchführung) 

Abweichend von der grundsätzlichen Zuständigkeit der statistischen Ämter der Länder für 
die Durchführung der Erhebungen soll wie bisher für die Erhebung und Aufbereitung in der 
Abteilung 46 (Großhandel ohne Handel mit Kraftfahrzeugen) das Statistische Bundesamt 
zuständig sein. Diese Regelung führt den bewährten Arbeitsschnitt zwischen dem Statisti-
schen Bundesamt und den statistischen Ämtern der Länder fort, der im Handelsstatistikge-
setz bereits so geregelt war. Anlass für diese Regelung ist die wirtschaftliche Bedeutung 
des Großhandels. Im Berichtsjahr 2017 erzielten Unternehmen des Großhandels 60 Pro-
zent der Umsätze im Handel.

Zu § 16 (Übergangsregelung) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 verschiebt die Erhebung der Auskünfte zu den Konjunkturstatistiken nach Ge-
schäftsfeldern auf das Jahr 2022. Die Erhebung von Angaben nach Geschäftsfeldern stellt 
Neuland für die betroffenen Erhebungseinheiten und die amtliche Statistik dar. Daher
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bedarf sie einer sorgfältigen Vorbereitung. So sind die Betroffenen rechtzeitig zu informie-
ren und mit ihnen alle Fragen zur Erhebung von Geschäftsfeldern zu klären. Daher wird mit 
der Erhebung dieser Angaben für Geschäftsfelder erst 2022 begonnen. Ein solches Vorge-
hen ist möglich, da die europäischen Vorgaben den Mitgliedstaaten für die Konjunktursta-
tistiken eine Übergangsregelung gewähren. Danach sind die neuen umfassenden Lie-
ferverpflichtungen zwar erstmals mit dem Berichtsmonat Januar 2021 zu erfüllen. Allerdings 
müssen die entsprechenden Ergebnisse erst bis spätestens Januar 2024 rückwirkend an 
die EU übermittelt werden. Mit dieser Übergangsregelung soll den Mitgliedstaaten Gele-
genheit gegeben werden, ihre nationalen Statistiken an die neuen Lieferverpflichtungen an-
zupassen, da die Umstellung der bestehenden Konjunkturstatistiken mit umfangreichen Ar-
beiten verbunden ist (Umstellung der Periodizität von vierteljährlich auf monatlich sowie 
Erfassung neuer Wirtschaftsbereiche im Dienstleistungsbereich, Einführung der fachlichen 
Einheit als Darstellungseinheit). Ergebnisse nach Geschäftsfeldern für das Berichtsjahr 
2021 sollen auf Basis der für spätere Berichtsjahre erhobenen Angaben geschätzt werden.

Zu Absatz 2 

Um die Strukturerhebungen im Handelsbereich der Berichtsjahre 2019 und 2020 abschlie-
ßen zu können – die Datengewinnung zieht sich bei diesen Erhebungen bis Mitte des je-
weils übernächsten Jahres hin –, wird in Absatz 2 eine entsprechende Übergangsregelung 
getroffen, wonach die betroffenen Erhebungen weiterhin auf Grundlage des Handelsstatis-
tikgesetzes durchgeführt werden dürfen. Die Strukturerhebung des Berichtsjahres 2021 be-
ginnt anschließend auf Basis des vorliegenden Gesetzes.

Zu Absatz 3 

In Absatz 3 wird eine entsprechende Übergangsregelung für die Erhebungen nach dem 
Dienstleistungsstatistikgesetz geschaffen. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Gesetzes über Kostenstrukturstatistik) 

Artikel 2 regelt die Anpassung des Kostenstrukturstatistikgesetzes an den neuen Datenbe-
darf der EU. Die Kostenstrukturstatistik im medizinischen Bereich wird damit in die Lage 
versetzt, sowohl den europäischen als auch den besonderen nationalen Bedarf an Daten 
zu erfüllen. Letzterer ergibt sich, da die Ergebnisse der Erhebung eine wesentliche Basis 
für eine objektive Bewertung der Situation in den Wirtschaftsbereichen „Arzt- und Zahnarzt-
praxen“ und „Praxen von psychologischen Psychotherapeutinnen und -therapeuten“ sowie 
für die gesetzlich vorgeschriebene Überprüfung des Einheitlichen Bewertungsmaßstabs 
(EBM) gemäß § 87 Absatz 2 SGB V sind. Dieser nationale Bedarf an Daten geht über den 
europäischen Datenbedarf hinaus. Der Wirtschaftsbereich „Praxen von psychologischen 
Psychotherapeutinnen und -therapeuten“ umfasst heilkundliche Tätigkeiten von Psycholo-
gischen Psychotherapeutinnen und -therapeuten sowie von Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeutinnen und -therapeuten, die nicht in Krankenhäusern ausgeübt werden.

Bis auf die Wirtschaftsbereiche „Arzt- und Zahnarztpraxen“ sowie „Praxen von psychologi-
schen Psychotherapeutinnen und -therapeuten“ werden die bisher in der Kostenstruktur-
statistik erhobenen Dienstleistungsbereiche zukünftig mit den in Artikel 1 geregelten Statis-
tiken im Handel und Dienstleistungsbereich erfasst. Diese Dienstleistungsbereiche werden 
daher aus dem Gesetz über Kostenstrukturstatistik gestrichen. Für die Wirtschaftsbereiche 
„Arzt- und Zahnarztpraxen“ sowie „Praxen von psychologischen Psychotherapeutinnen 
und -therapeuten“, für die es einen nationalen Bedarf an Daten gibt, der über die europäi-
schen Datenanforderungen hinausgeht, soll die Kostenstrukturstatistik daher sowohl den 
nationalen Bedarf als auch gleichzeitig die neuen europäischen Lieferverpflichtungen erfül-
len. Im Vergleich zur Alternative – die Durchführung zweier getrennter Erhebungen – kön-
nen damit nicht nur Doppelerfassungen und damit unnötige Belastungen der Auskunfts-
pflichtigen vermieden werden, sondern es wird auch sichergestellt, dass konsistente Anga-
ben über den Bereich vorliegen.
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Zu Nummer 1 

Der Erhebungsbereich der Kostenstrukturstatistik wird auf die Wirtschaftsbereiche „Arzt- 
und Zahnarztpraxen“ sowie „Praxen von psychologischen Psychotherapeutinnen 
und -therapeuten“ eingegrenzt. Gleichzeitig wird die Periodizität der Statistik von vierjährlich 
auf jährlich geändert, da die europäischen Lieferverpflichtungen für die Strukturstatistiken 
jährliche Datenlieferungen vorsehen. 

Zur Klarstellung werden die Erhebungseinheiten als Unternehmen und Einrichtungen zur 
Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit definiert und der Bezug auf Arbeitsstätten gelöscht, 
da diese örtlichen Einheiten für die Statistik nicht länger relevant sind.

Absatz 4 stellt die Verpflichtung des Statistischen Bundesamtes klar, den statistischen Äm-
tern der Länder Einzeldatensätze für ihr Land für Sonderaufbereitungen auf regionaler 
Ebene zu übermitteln.

Zu Nummer 2 

Da das Gesetz über Kostenstrukturstatistik nur noch die Wirtschaftsbereiche „Arzt- und 
Zahnarztpraxen“ sowie „Praxen von psychologischen Psychotherapeutinnen und -thera-
peuten“ abdeckt und die Statistiken jährlich durchgeführt werden, wird der bisherige § 2 
aufgehoben, der die Anpassung der Reihenfolge der bislang in vierjährlichen Abständen 
erhobenen Dienstleistungsbereiche regelte.

Zu Nummer 3 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa

In § 3 Absatz 1 werden aufgrund des geänderten Erhebungsbereichs nicht mehr benötigte 
Erhebungsmerkmale gestrichen und ein Erhebungsmerkmal zu Investitionen aufgrund der 
europäischen Lieferverpflichtung aufgenommen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Der Wareneingang ist für die Wirtschaftsbereiche „Arzt- und Zahnarztpraxen“ sowie „Pra-
xen von psychologischen Psychotherapeutinnen und –therapeuten“ von untergeordneter 
Bedeutung, so dass aus Entlastungsgründen auf seine Erfassung verzichtet wird.

Zu Doppelbuchstabe cc 

Es handelt sich um eine Folgeänderung, die aus der Aufhebung der Nummer 2 resultiert. 

Zu Buchstabe b 

Auf eine Erhebung von Daten über Anlagen, Außenstände und Schulden bei ausgewählten 
Gruppen von Unternehmen und Einrichtungen zur Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit 
kann aus Entlastungsgründen für die Wirtschaftsbereiche „Arzt- und Zahnarztpraxen“ sowie 
„Praxen von psychologischen Psychotherapeutinnen und -therapeuten“ verzichtet werden.

Zu Buchstabe c 

Da für nationale Zwecke neben Informationen über die Rechtsform und die fachliche Spe-
zialisierung (insbesondere Fachgruppenbezeichnungen sowie Schwerpunktkompetenzen 
gemäß Weiterbildungsordnung) der Praxen Daten zu den Kooperationsformen (z. B. Medi-
zinisches Versorgungszentrum, Berufsausübungsgemeinschaft) der Praxen sowie bei Arzt-
praxen auch Daten zur Durchführung von Operationen, bei Zahnarztpraxen zum Betrieb

- 64 -Drucksache 684/20



eines eigenen Praxislabors benötigt werden, wird der neue Absatz 2 entsprechend ergänzt. 
Im Übrigen handelt es sich um Folgeänderungen, welche aus der neuen Definition der Er-
hebungseinheiten im neuen § 1 Absatz 2 resultieren.

Zu Nummer 4 

Um die Aussagekraft der Kostenstrukturstatistik zu verbessern, wird der Stichprobenum-
fang leicht ausgeweitet (von 5 Prozent auf 7 Prozent). Damit soll die Genauigkeit der fach-
lich tief gegliederten Angaben auf Bundesebene sowie die der Gesamtergebnisse auf Län-
derebene erhöht werden. Im Übrigen handelt es sich um Folgeänderungen, welche aus der 
neuen Definition der Erhebungseinheiten im neuen § 1 Absatz 2 resultieren.

Zu Artikel 3 (Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch) 

Artikel 3 passt das SGB V an, so dass die rechtlichen Voraussetzungen für die Nutzung der 
Daten des Verzeichnisses nach § 293 SGB V durch die amtliche Statistik geschaffen wer-
den. Die Angaben werden benötigt, um die Qualität der Ergebnisse der Kostenstruktursta-
tistik im medizinischen Bereich zu steigern.

Um die Qualität der Kostenstrukturerhebung zu verbessern und um Informationsdefizite bei 
der Vorbereitung und Durchführung der Erhebung zu beheben, übermitteln die Kassenärzt-
liche Bundesvereinigung und die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung dem Statisti-
schen Bundesamt jährlich auf Anforderung für die Wirtschaftsbereiche „Arzt- und Zahnarzt-
praxen“ sowie „Praxen von psychologischen Psychotherapeutinnen und -therapeuten“ die 
genannten Angaben aus dem Verzeichnis nach § 293 Absatz 4 SGB V. Praxen von Psy-
chotherapeuten sind gleichzusetzen mit dem Wirtschaftszweig „Praxen von psychologi-
schen Psychotherapeutinnen und –therapeuten“ und umfassen heilkundliche Tätigkeiten 
von Psychologischen Psychotherapeutinnen und -therapeuten sowie von Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeutinnen und -therapeuten, die nicht in Krankenhäusern ausgeübt 
werden. Die Arzt- und Zahnarztnummer wird als eindeutiger Identifikator zur Qualitätsver-
besserung und Belastungsbeschränkung benötigt, um Neuzugänge, Abgänge oder nicht zu 
den genannten Wirtschaftsbereichen gehörende Unternehmen zweifelsfrei identifizieren zu 
können und möglichst nur Praxen für die aktuelle Erhebung zu berücksichtigen, die für die 
vorangegangene Erhebung nicht herangezogen wurden. Bei der Übermittlung ist ein dem 
Stand der Technik entsprechendes Verschlüsselungsverfahren zu verwenden.

Als Auswahlgrundlage für die Stichprobenziehung sowie für die Heranziehung der Aus-
kunftspflichtigen dient das bei den statistischen Ämtern des Bundes und der Länder ge-
führte Statistikregister. Dieses weist jedoch bezüglich der Vollzähligkeit und Qualität der für 
die Kostenstrukturerhebung benötigten Angaben Lücken auf. Durch die teilweise Speiche-
rung der von der Kassenärztlichen Bundesvereinigung und Kassenzahnärztlichen Bundes-
vereinigung übermittelten Daten im Statistikregister werden somit sowohl dessen Qualität 
als auch die Ergebnisse der Kostenstrukturstatistik wesentlich verbessert. Die Daten des 
Verzeichnisses nach § 293 SGB V dienen der Vervollständigung, Aktualisierung und Berei-
nigung des Namens- und Adressbestandes des Statistikregisters sowie zur Bestimmung 
des Wirtschaftszweiges. Zu beachten ist hierbei, dass die Hausarzt- und Facharztkennung 
selbst nicht im Statistikregister abgespeichert wird, sondern lediglich der daraus abgeleitete 
Wirtschaftszweig nach der Klassifikation der Wirtschaftszweige (Arztpraxen für Allgemein-
medizin, Facharztpraxen, Zahnarztpraxen oder Praxen von psychologischen Psychothera-
peutinnen und -therapeuten).

Zu Artikel 4 (Änderung des Informationsgesellschaftsstatistikgesetzes) 

Artikel 4 regelt die Anpassung des Gesetzes über die Statistik zur Informationsgesellschaft, 
das die Statistik zur Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien in Unter-
nehmen anordnet.
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Zu Nummer 1 

Der neue § 4a Absatz 1 ordnet die Durchführung und Aufbereitung der Erhebung durch das 
Statistische Bundesamt an. Hintergrund dafür sind EU-Vorgaben, die die Statistik zur Nut-
zung von Informations- und Kommunikationstechnologien in Unternehmen als dynamische 
Unternehmensstatistik definieren und nur Ergebnisse auf Bundesebene fordern.

Für dynamische Unternehmensstatistiken wird durch die EU-Vorgaben ein hohes Maß an 
Flexibilität bei der Methodik mit sehr kurzen Vorlaufzeiten gefordert, die nur an zentraler 
Stelle wirtschaftlich geleistet werden kann. Neben der Anwendung des EU-Unternehmens-
begriffs, die erstmalig für die Statistik erfolgen muss, umfasst die methodische Flexibilität 
insbesondere die jährliche Neuanpassung des Erhebungsprogramms an die technische 
Entwicklung, die in diesem Gebiet sehr dynamisch erfolgt. Dies erfordert sehr kurze Vor-
laufzeiten bei der Entwicklung unter anderem der Erhebungsunterlagen. In kürzester Frist 
muss ein sehr spezielles fachliches Know-how aufgebaut werden (in der Vergangenheit 
zum Beispiel zu den Themen Cloud-Computing und 3-D-Druck), das bei der Recherche 
nach potentiell vorhandenen Datenquellen sowie bei Rückfragen der Auskunftgebenden für 
deren kompetente Beantwortung unerlässlich ist. Die Qualität der Daten ist entscheidend 
vom Vorliegen dieses Know-hows abhängig. Der Aufbau des Know-hows in der Kürze der 
zur Verfügung stehenden Zeit setzt eine zentrale Bearbeitung der Erhebung voraus.

Da die EU-Vorgaben Ergebnisse zur Nutzung von Informations- und Kommunikationstech-
nologien in Unternehmen nur auf Ebene der Mitgliedstaaten und keine tiefere regionale 
Gliederung fordern, sieht das bestehende Informationsgesellschaftsstatistikgesetz auch nur 
eine freiwillige Erhebung bei maximal 20.000 Unternehmen vor. Diese Basis ist in der Regel 
nicht ausreichend, um auf Länderebene verlässliche Angaben veröffentlichen zu können.

Absatz 2 stellt die Verpflichtung des Statistischen Bundesamtes klar, den statistischen Äm-
tern der Länder Einzeldatensätze für ihr Land für Sonderaufbereitungen auf regionaler 
Ebene zu übermitteln.

Zu Nummer 2 

Hier handelt es sich um eine Folgeänderung aufgrund der Einfügung neuen § 4a: Die Sta-
tistischen Landesämter werden als Übermittler von Tabellen gestrichen, da die Statistik 
künftig zentral vom Statistischen Bundesamt durchgeführt wird. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Statistikregistergesetzes) 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

Die Ergänzung regelt die Speichererlaubnis der Kennzeichnung der bestimmenden rechtli-
chen Einheit zu Unternehmen sowie der Kennzeichnung der deutschen Entscheidungsein-
heit zu Unternehmensgruppen. 

Unter der bestimmenden rechtlichen Einheit eines Unternehmens versteht man die rechtli-
che Einheit, die als zentraler Ansprechpartner im Unternehmen im Sinne der Verordnung 
(EWG) Nr. 696/93 betrachtet werden kann. Diese rechtliche Einheit übt die Hauptkoordinie-
rungsfunktion für alle rechtlichen Einheiten innerhalb des statistischen Unternehmens aus. 
Diese statistischen Unternehmen sind z. B. Basis für die Darstellung von Erhebungsergeb-
nissen in der strukturellen Unternehmensstatistik. 
Die deutsche Entscheidungseinheit einer Unternehmensgruppe ist die rechtliche Einheit, 
die über Entscheidungsgewalt für das Geschäft der Unternehmensgruppe in Deutschland 
verfügt und als deren Repräsentant weitestgehend Auskunft über die Unternehmensgruppe 
geben kann. Für die Registerpflege soll die deutsche Entscheidungseinheit als zentraler 
Ansprechpartner geführt werden. 
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Die Durchführung von Erhebungen bei diesen Einheiten zum Zwecke der Registerpflege 
erfolgt nur ergänzend und ersetzt nicht die Nutzung von Verwaltungsdaten sowie durch 
andere statistische Erhebungen erlangte Angaben.

Zu Buchstabe b 

Die neue Nummerierung ist aus Gründen der Rechtsförmlichkeit erforderlich. 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. Durch die Einführung von Absätzen wird 
zudem klargestellt, dass die Erhebung von Angaben unabhängig von den Übermittlungen 
nach den §§ 2 bis 6 durchgeführt werden darf, wenn Angaben nicht eindeutig festgestellt 
werden können.

Zu Buchstabe b 

Mit der Neufassung des Satzes 2 als Absatz 2 wird die Möglichkeit ausgeweitet, Angaben 
nach § 1 Absatz 1, welche im Unternehmensregister für statistische Verwendungszwecke 
gespeichert sind, zu verifizieren. Nur so können eine effektive Qualitätssicherung und die 
Erfüllung der Anforderungen aus der Verordnung (EG) Nr. 177/2008 gewährleistet werden. 
Bislang können gewisse Merkmale nur auf Basis von Verwaltungsdaten und mittels statis-
tischer Verfahren geschätzt werden. Nach § 7 ist bisher zulässig, dass die Statistischen 
Ämter der Länder und das Statistische Bundesamt zum Aufbau und zur Führung des Un-
ternehmensregisters für statistische Verwendungszwecke Angaben nach § 1 Absatz 1 er-
heben, soweit die von den in den §§ 2 bis 6 genannten Stellen übermittelten Angaben einer 
Einheit nicht eindeutig zugeordnet werden können. Dies betrifft jedoch nur die strukturellen 
Zusammenhänge von rechtlichen Einheiten und den Wirtschaftszweig. Mit der Anwendung 
der Definition des Unternehmens nach der Verordnung (EWG) Nr. 696/93 gewinnen aber 
auch Merkmale wie die Zahl der Beschäftigten oder die Umsätze an Relevanz für die Re-
gisterführung. 
Bereits heute werden soweit möglich auf Basis der im Unternehmensregister für statistische 
Verwendungszwecke vorhandenen Angaben die Unternehmensmerkmale ermittelt. So 
werden beispielsweise die Unternehmensgruppen durch Mehrheitsbeteiligungen von Mut-
terunternehmen an Tochterunternehmen gemäß gesellschaftsrechtlichen Voraussetzun-
gen abgegrenzt und daraus die Unternehmen als Einheit im Sinne der Verordnung (EWG) 
Nr. 696/93 identifiziert. 
Die zu den Unternehmen gehörigen Angaben lassen sich zu weiten Teilen über die bishe-
rige Verarbeitung ermitteln. Für einen kleinen Teil der Fälle ist allerdings eine Verifizierung 
unklarer Sachverhalte durch eine direkte Befragung bei den Unternehmensgruppen erfor-
derlich, um eine korrekte Registerführung zu ermöglichen. Die hierfür erforderlichen recht-
lichen Voraussetzungen sollen mit der Neufassung geschaffen werden. 
Müssen unklare Sachverhalte nach der Verarbeitung der im Unternehmensregister für sta-
tistische Verwendungszwecke vorhandenen Angaben erfolgen, werden bei den betroffenen 
Einheiten Befragungen nach § 7 durchgeführt. Den befragten Einheiten werden hierbei die 
vorhandenen Informationen aus dem Unternehmensregister für statistische Verwendungs-
zwecke zur Verifizierung und Ergänzung vorgelegt. So wird die Belastung der Befragung 
minimiert und die Ergebnisqualität deutlich optimiert. Hierbei ist ein gestuftes Vorgehen vor-
gesehen: Zunächst werden die Beteiligungsverhältnisse verifiziert. Erst im Anschluss wer-
den – sofern sich aus einem Mehrheitsverhältnis eine entsprechende gesellschaftsrechtli-
che Berechtigung ableitet – die übrigen zu verifizierenden Angaben vorgelegt sowie feh-
lende Angaben erhoben. 

Zu Buchstabe c 

Die neue Nummerierung ist aus Gründen der Rechtsförmlichkeit erforderlich. 
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Die Bezugnahme auf die in § 1 Absatz 1 genannten Einheiten dient wie die Änderung Num-
mer 2 Buchstabe a der Klarstellung, dass unabhängig von den Übermittlungen nach den 
§§ 2 bis 6 Angaben erhoben werden dürfen. Auskunftspflichtig sind wie bisher die Inhabe-
rinnen oder Inhaber oder Leiterinnen oder Leiter der gesellschaftsrechtlich definierten Ein-
heiten. Dies gilt unabhängig davon, ob die Einheit im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 
696/93 mit einer rechtlichen Einheit identisch ist. Die Auskunftspflicht obliegt in beiden Fäl-
len der Leiterin oder dem Leiter der jeweils übergeordneten gesellschaftsrechtlich definier-
ten Einheit. Ob die rechtliche Einheit einer Einheit im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 
696/93 entspricht, ist insoweit irrelevant, da letzteres eine rein statistik-interne Zuordnung 
ist.

Zu Artikel 6 (Änderung des Bundesstatistikgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa

Durch die Ergänzung wird der Anwendungsbereich der Vorschrift über die Verwaltungsstel-
len des Bundes und den nach Landesrecht für die Wahrnehmung der Aufgaben der öffent-
lichen Verwaltung zuständigen Stellen hinaus auf diejenigen nichtöffentlichen Stellen aus-
geweitet, welche Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnehmen. Dies betrifft beispiels-
weise die technischen Überwachungsvereine (TÜV), öffentlich bestellte Vermessungsinge-
nieure oder Öko-Kontrollstellen. Da die wahrgenommenen Aufgaben solche der öffentli-
chen Verwaltung darstellen, sind die in Erfüllung dieser Aufgaben anfallenden Daten als 
Verwaltungsdaten zu qualifizieren, welche im Rahmen umfassender Eignungsuntersuchun-
gen zur Nutzung von Verwaltungsdaten durch die Statistik ebenfalls zu erfassen sind.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Ergänzung dient der Klarstellung, dass die Eignungsprüfung von Verwaltungsdaten 
auch Zwecke der Qualitätssicherung einer Bundesstatistik umfasst. Dadurch wird eine 
wichtige Voraussetzung dafür geschaffen, dass das Statistische Bundesamt seiner Auf-
gabe nach § 3 Absatz 1 Nummer 2 nachkommen kann, die Qualität der Ergebnisse der 
Bundesstatistiken zu sichern. Verwaltungsdaten erlauben neben der Ergänzung oder dem 
Ersatz von Befragungen insbesondere auch die Qualitätssicherung laufender Erhebungen. 
Verwaltungsdaten sind in der Regel für ihren Erfassungsbereich vollständig und ermögli-
chen es daher, amtliche Stichproben zu optimieren und Hochrechnungen zu verbessern.

Zu Buchstabe b 

Durch die Ergänzung des Absatz 2 wird eine systematische Eignungsprüfung von Verwal-
tungsdaten zur Nutzung in der amtlichen Statistik erleichtert und nachhaltig gestärkt. Die 
Errichtung einer Verwaltungsdaten-Informationsplattform (VIP) für die Statistik schafft die 
notwendige Grundlage für die Erkennung vorhandener Daten, den Austausch über deren 
Nutzbarkeit und das Nachhalten von Entwicklungen und Änderungen bei relevanten Quel-
len.

Die Informationsplattform enthält ein Verzeichnis über alle Datenbestände, die die öffentli-
che Hand selbst unterhält bzw. die durch öffentlichen Auftrag auch bei anderen Stellen vor-
handen sind. Der Bestand an Verwaltungsdaten soll einheitlich über alle Verwaltungsebe-
nen und fachlichen Themenbereiche hinweg systematisiert und dokumentiert werden. Die-
ser Datenkatalog soll nur Metainformationen über vorhandene Verwaltungsdatenbestände, 
aber keine Einzelangaben zu Bürgerinnen und Bürgern oder Unternehmen enthalten und 
damit auch keine personenbezogenen oder –beziehbaren Daten. Das Statistische Bundes-
amt nutzt die Informationsplattform für seine systematische Eignungsprüfungen. Da im fö-
deralen System sowohl die Durchführung vieler Statistiken als auch die Führung von
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Registern dezentral erfolgen, kann die breite Basis an Informationen nur im gemeinsamen 
Austausch im statistischen Verbund geschaffen und genutzt werden 

Durch den systematischen Überblick über vorhandene Verwaltungsdatenbestände wird de-
ren qualifizierte Prüfung auf Eignung für statistische Zwecke ermöglicht und sichergestellt, 
dass Nutzungspotentiale für Zwecke der Bundestatistik ausgeschöpft werden können. 
Durch den damit möglicherweise verbundenen Verzicht auf die Erhebung einzelner Merk-
male oder sogar vollständige Befragungen könnten Auskunftspflichtige weitestgehend ent-
lastet werden. Neben der Entlastung der Befragten werden zudem neue Analysemöglich-
keiten, die Qualitätssicherung der Daten selbst sowie die Definition bzw. Pflege des Be-
richtskreises geschaffen. Darüber hinaus kann der Aufwand der statistischen Ämter des 
Bundes und der Länder reduziert werden.

Der Aufbau einer neuen Datenbank ist notwendig, um systematisch Wissenslücken zu 
schließen. Derzeit gibt es keinen vollständigen Überblick darüber, an welcher Stelle welche 
Daten in welcher Form durch öffentliche Institutionen vorgehalten werden. Redundanzen, 
Ähnlichkeiten und Inkonsistenzen können daher nicht oder nur sehr schwer erkannt wer-
den. Öffentliche Datenbestände etwa auch im Rahmen einer Registermodernisierung bes-
ser nutzbar zu machen, setzt eine umfassende Kenntnis der Bestandsdaten voraus. Für 
die amtliche Statistik gilt dies im Besonderen, da nur durch einen vollständigen Überblick 
über die vorhandenen Daten die Feststellung möglicher Entlastungspotentiale durch die 
Nutzung von Verwaltungsdaten anstelle einer Erhebung bei Unternehmen und Betrieben 
bzw. Bürgerinnen und Bürgern realisiert werden kann.

Für eine nachhaltige und verbesserte Nutzung muss die Informationsplattform stets aktuell 
sein. Die Mitwirkung der datenhaltenden Stellen ist dafür unerlässlich. Die Stellen, bei wel-
chen Daten nach Satz 2 angefordert wurden, melden jede gesetzliche, organisatorische 
oder technische Änderung der Datenstruktur der koordinierenden Stelle im Statistischen 
Bundesamt (Bringschuld), da ansonsten die Plattform nicht ohne unverhältnismäßigen Auf-
wand zu führen wäre.

Da die Informationsplattform keine personenbeziehbaren Daten, sondern ausschließlich In-
formationen über den Datenbestand enthält, wird die Plattform öffentlich im Internet zur 
Verfügung gestellt. Sie steht damit grundsätzlich anderen Stellen zur Verwendung zur Ver-
fügung und gibt Bürgerinnen und Bürgern sowie Unternehmen Transparenz über die Art 
der in öffentlicher Hand über sie gespeicherten Daten.

Zu Nummer 2 

Der neue Absatz 5 erlaubt ein Absehen von der Erhebung einzelner Angaben, wenn statt-
dessen Angaben aus vorherigen Erhebungen verwendet werden können. Entsprechendes 
gilt für Wirtschafts- und Umweltstatistiken bei Unternehmen, Betrieben und Arbeitsstätten 
hinsichtlich der Verwendung von Daten aus dem Statistikregister, allgemein zugänglichen 
Quellen oder anderen Wirtschafts- und Umweltstatistiken. Zu den angesprochenen Wirt-
schaftsstatistiken gehören auch Agrarstatistiken. Die Nutzung der Daten aus vorangegan-
genen Erhebungen ermöglicht eine für die Befragten entlastend wirkende Änderung der 
Befragungsmethodik und -praxis. Bei Merkmalen, die ihrer Natur nach unveränderlich sind, 
kann bei Folgebefragungen fachlich entschieden werden, ob die Erhebung der Merkmale 
durch Neubefragung oder Verknüpfung der bereits vorhandenen Erhebungsmerkmale er-
folgen soll. Zu diesem Zweck ist die vorübergehende Zusammenführung der Angaben zu 
den Erhebungs- und Hilfsmerkmalen zulässig, um die Angaben zu den Erhebungsmerkma-
len den jeweiligen Erhebungseinheiten zuordnen zu können. Der Gesetzestext macht deut-
lich, dass die Angaben zu den Erhebungsmerkmalen mit den Angaben zu den Hilfsmerk-
malen ausschließlich zu dem genannten Zweck und nur so lange ("vorübergehend") zu-
sammengeführt werden, wie es für die Erfüllung dieses Zweckes erforderlich ist. Danach 
sind sie zu trennen. Eine Speicherung der Angaben zu den Hilfsmerkmalen über den in § 
12 Absatz 1 BStatG geregelten Zeitraum hinaus erfolgt nicht. Die Erhebungsmerkmale der
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vorangegangenen Erhebungen können hierzu für die Auswertung der Folgebefragungser-
gebnisse verwendet werden. Zudem können bei Wirtschafts- und Umweltstatistiken Entlas-
tungseffekte erzielt werden, indem Angaben aus anderen Wirtschafts- und Umweltstatisti-
ken oder allgemein zugänglichen Quellen verwendet werden. Insoweit wird die Regelung 
in § 8 Absatz 1 Statistikregistergesetz, wonach von der Erhebung von Angaben abgesehen 
werden darf, wenn Angaben aus dem Statistikregister übernommen werden, auf weitere in 
§ 13a Satz 1 genannten Daten ausgedehnt. So können zum Beispiel die nach § 7b Absatz 
3 PreisStatG angeforderten Scannerdaten dazu beitragen, Unternehmen der Einzelhan-
delsstatistik zu entlasten, indem der monatliche Unternehmensumsatz anhand der Scan-
nerdaten errechnet wird. Darüber hinaus könnten Scannerdaten dazu genutzt werden, die 
sog. „Sortimentserhebung im Handel der Strukturstatistik“ zu ersetzen, die Wirtschafts-
zweignummern für rechtliche Einheiten und Geschäftsfelder genauer zu bestimmen, regio-
nal tief gegliederte Ergebnisse zu stützen sowie Konjunkturfrühindikatoren zu berechnen.

Zu Artikel 7 (Änderung des Gesetzes über die Statistik im Produzierenden Gewerbe) 

Durch Artikel 7 werden Regelungen zur Entlastung der Wirtschaft für die Strukturstatistiken 
im Produzierenden Gewerbe getroffen. 

Wie in der Begründung zum § 9 Erhebungsmerkmale für strukturstatistische Erhebungen 
des Artikels 1 ausgeführt, orientiert sich der Merkmalskranz der neuen Strukturstatistiken 
in den Bereichen Handel und Dienstleistungen an den Anforderungen der EU-Verordnung 
zur Unternehmensstatistik und den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Einzelne der 
bislang erhobenen Merkmale, die weder für Datenlieferungen an die EU noch für Zwecke 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen benötigt werden, werden daher nicht mehr 
vorgesehen, um die Wirtschaft zu entlasten. Dies betrifft u. a. die nach Geschlecht differen-
zierte Angabe der Beschäftigtenzahlen.

Bei den Strukturstatistiken im Produzierenden Gewerbe ist diese Angabe gegenwärtig noch 
Erhebungsmerkmal, für die es allerdings keine Lieferverpflichtung seitens der EU und kei-
nen Datenbedarf der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen gibt. Daher wird zur Entlas-
tung der Wirtschaft auf die Erhebung dieses Merkmals im Produzierenden Gewerbe eben-
falls verzichtet. Damit entfällt für bis zu 81 000 Einheiten im Produzierenden Gewerbe die 
Aufteilung ihrer Beschäftigtenzahlen auf die Kategorien männlich, weiblich und divers.

Zu Artikel 8 (Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen) 

Die Markttransparenzstelle für den Großhandel mit Strom und Gas (MTS Strom/Gas) beo-
bachtet die Vermarktung und den Handel mit Strom und Gas auf der Großhandelsebene, 
um die wettbewerbskonforme Bildung der Großhandelspreise von Strom und Gas sicher-
zustellen und damit den Marktteilnehmern eine verlässliche Grundlage für ihre Entschei-
dungen zur Verfügung zu stellen.

Die MTS Strom/Gas ermittelt sowohl die Handelsdaten des Strom- und Gasgroßhandels 
als auch Fundamentaldaten der Strom- und Gaswirtschaft. Die Erhebung der Daten erfolgt 
zum großen Teil über die europäische Agentur für die Zusammenarbeit der Energieregulie-
rungsbehörden (ACER) auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 über die 
Integrität und Transparenz des Energiegroßmarktes (sog. „REMIT-Verordnung“) sowie der 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1348/2014 über die Datenmeldung gemäß Artikel 8 Ab-
sätze 2 und 6 der REMIT-Verordnung. Die für den deutschen Markt relevanten Daten wer-
den an die MTS Strom/Gas weitergeleitet. Zu einem geringeren Teil führt die MTS 
Strom/Gas auch eigene Datenerhebungen durch. Eine Weitergabe der von ACER übermit-
telten Daten steht unter dem Vorbehalt der Vereinbarkeit mit Art. 17 REMIT-Verordnung. In 
dem Zusammenhang kann die weitergebende Stelle die Zustimmung von ACER einholen 
und dies als Grundlage für die Vereinbarkeitsprüfung nutzen. Außerdem werden in diesem 
Zusammenhang die von ACER erhaltenen Rohdaten zur Verfügung gestellt. Eine weitere 
Aufbereitung der Rohdaten, um sie entsprechend der Zwecke des Statistischen
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Bundesamtes verwenden zu können, liegt im Verantwortungsbereich des Statistischen 
Bundesamtes. 

Mithilfe der tagesaktuellen Daten der MTS Strom/Gas sollen für die im Erzeugerpreisindex 
gewerblicher Produkte sowie im Einfuhr- und Ausfuhrpreisindex nachgewiesenen Indizes 
für diesen Bereich echte Monatsdurchschnitte berechnet werden. Auf Grundlage des neu 
gefassten § 47c Absatz 3 soll zunächst geprüft werden, ob die Qualität der Indizes durch 
diese Daten erheblich verbessert werden kann und die auskunftspflichtigen Energieversor-
gungsunternehmen infolgedessen dauerhaft von Statistikpflichten entlastet werden könn-
ten.

Zu Artikel 9 (Änderung des Gesetzes über die Preisstatistik) 

Die Regelung bezieht sich auf § 7b Absatz 2 und Absatz 3, welche bei der letzten Überar-
beitung des PreisStatG aufgenommen wurden, insbesondere um elektronische Erhebungs-
verfahren wie das Web Scraping (automatisierte Preiserhebung im Internet) und die Nut-
zung von Transaktionsdaten wie Scannerdaten zu ermöglichen und rechtlich abzusichern. 
Der neue § 7c erlaubt die Verwendung der auf diesen Wegen für Zwecke der Preisstatistik 
erhobenen Daten auch für andere Statistikbereiche.

Mittels Web Scraping automatisiert abgerufene Daten sowie von Unternehmen übermittelte 
Transaktionsdaten zur Erstellung von Preisstatistiken können Informationen enthalten, die 
einerseits für die Erstellung von Preisstatistiken notwendig sind und zugleich für andere 
Fragestellungen verwendet werden können. So werden bei der Übermittlung von Transak-
tionsdaten nach § 7b Absatz 3 regelmäßig tiefgegliederte Umsatz- und Absatzinformatio-
nen zur Verfügung gestellt, aus denen sich detailliert ablesen lässt, inwiefern sich das 
Marktgeschehen in den verschiedenen Wirtschaftsbereichen im Zeitablauf ändert. Auf-
grund der monatlichen Periodizität der meisten Preisstatistiken stehen diese Daten sehr 
zeitnah zur Verfügung. 

Zudem ist es anhand der in den Transaktionsdaten enthaltenen Absatzinformationen mög-
lich, kurz- und mittelfristige Änderungen im Handelsgeschehen und im Kaufverhalten zu 
ermitteln.

Häufig werden von Nutzer*innen und der Presse aktuelle Umsatzstatistiken zu bestimmten 
Warengruppen im Einzelhandel nachgefragt. Solche Informationen werden von der monat-
lichen Einzelhandelsstatistik bisher nicht erhoben und auch nicht verbreitet. Umsatzanteile 
nach Warengruppen werden zwar im Rahmen der Strukturerhebung im Einzelhandel ermit-
telt, sie liegen damit aber erst 18 Monate nach einem Berichtsjahr in grober Gliederung und 
nur als Jahreswerte vor. Scannerdaten bieten hier die Möglichkeit, monatliche Auswertun-
gen vorzunehmen und mit detaillierten Produktangaben zeitnah zu den Berichtszeiträumen 
zu verbreiten, ohne dass Unternehmen zusätzlich belastet werden müssten. Derartige 
neue, fachlich tief gegliederte Daten und aktuelle Ergebnisse können die Qualität von Teilen 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen verbessern, die derzeit die Angaben der 
Strukturerhebung verwenden müssen.

Für die Bereitstellung des BIP zeitnah nach dem Quartalsende wird eine Schätzung der 
Umsatzentwicklung im Einzelhandel für den dritten Monat eines Quartals („Nowcast“) be-
nötigt. Zu diesem Zweck werden Schätzmodelle eingesetzt, die Informationen wie z. B. die 
Zahl der Arbeitslosen oder die Lohnentwicklung als Prädiktoren verwerten. Scannerdaten 
aus dem Einzelhandel liegen zeitnah nach einem Berichtsmonat vor und können als Prä-
diktor die Treffergenauigkeit der Schätzung des Einzelhandelsumsatzes für den dritten Mo-
nat eines Quartals verbessern.
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Zu Artikel 10 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)
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Zu Absatz 1

Die neuen Regelungen über die Statistiken im Handels- und Dienstleistungsbereich, über 
die Kostenstrukturstatistik sowie die Nutzung des Verzeichnisses nach § 293 SGB V für 
Zwecke der amtlichen Statistik sowie die Vorschriften in Artikel 5, Artikel 6 Nummer 2 sowie 
in Artikel 9 treten am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig treten die nicht mehr 
benötigten Rechtsgrundlagen außer Kraft. Die Vorschriften in Artikel 1 bis 3 dienen der 
Umsetzung der Verordnung (EU) 2019/2152 des Europäischen Parlaments und des Rates 
über europäische Unternehmensstatistiken, zur Aufhebung von zehn Rechtsakten im Be-
reich Unternehmensstatistiken, welche ab dem 1. Januar 2021 von den Mitgliedstaaten an-
zuwenden ist, und sind daher besonders dringlich. Die Regelungen in Artikel 5, Artikel 6 
Nummer 2 sowie in Artikel 9 dienen unter anderem der Umsetzung der Unternehmensdefi-
nition der Verordnung (EWG) Nr. 696/93. Sie sind daher besonders dringlich und sollen 
deshalb ebenfalls bereits am Tag nach der Verkündung in Kraft treten.

Zu Absatz 2

Gleichzeitig treten die nicht mehr benötigten gesetzlichen Regelungen außer Kraft. Als 
Folgeänderung tritt zur Rechtsbereinigung auch die Verordnung zur Abänderung der Rei-
henfolge der Kostenstrukturerhebungen außer Kraft.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt, dass die Neuregelungen nach Artikel 4 und 7 am 1. Januar 2022 in Kraft 
treten. Dies ist Artikel 4 betreffend darauf zurückzuführen, dass aufgrund des verbindlichen 
Liefertermins an die EU die Erhebung im ersten Halbjahr eines Jahres durchgeführt werden 
muss. Damit kann erstmals für das Berichtsjahr 2022 die Erhebung nach den neuen Rege-
lungen durchgeführt werden, da zum Zeitpunkt, zu dem dieses Gesetz verkündet wird, die 
Erhebung für das Berichtsjahr 2021 bereits läuft. Artikel 7 tritt ebenfalls erst am 1. Januar 
2022 in Kraft, da der Verzicht auf die Differenzierung nach Geschlecht bei der Erhebung 
der tätigen Personen im Produzierenden Gewerbe erstmals für das Berichtsjahr 2021 erfol-
gen soll, zu welchem die Angaben erst im Jahre 2022 erhoben werden. 

Zu Absatz 4

Die Regelungen sollen entsprechend dem Kabinettbeschluss vom 12. Dezember 2018 zum 
Arbeitsprogramm „Bessere Rechtssetzung und Bürokratieabbau 2018“ zum auf die Verkün-
dung folgenden Quartalsbeginn in Kraft treten.
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Anlage

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Absatz 1 NKRG

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Verordnung des Europäischen Parlaments 
und des Rates über europäische Unternehmensstatistiken, zur Aufhebung von zehn 
Rechtsakten im Bereich Unternehmensstatistiken und zur Änderung anderer Statistik-
gesetze (NKR-Nr. 5430, BMWi)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Regelungsvorha-

bens geprüft.

I. Zusammenfassung

Bürgerinnen und Bürger Keine Auswirkungen

Wirtschaft

Jährlicher Erfüllungsaufwand: -695.000 Euro 

davon aus Informationspflichten:

Einmaliger Erfüllungsaufwand:

-695.000 Euro

112.000 Euro

Verwaltung

Bund 

Jährlicher Erfüllungsaufwand:

Einmaliger Erfüllungsaufwand:

2,7 Mio. Euro

5,7 Mio. Euro

Länder 

Jährlicher Erfüllungsaufwand:

Einmaliger Erfüllungsaufwand:

2,7 Mio. Euro

743.000 Euro

Umsetzung von EU-Recht Dem NKR liegen keine Anhaltspunkte 
dafür vor, dass mit dem Vorhaben über 
eine 1:1 Umsetzung hinausgegangen 
wird.

‘One in one out’-Regel Im Sinne der ‚One in one out‘-Regel der 
Bundesregierung stellt der jährliche Erfül-
lungsaufwand der Wirtschaft in diesem 
Regelungsvorhaben ein „Out“ von rund 
139.000 Euro dar.
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Evaluierung Das Gesetz wird spätestens fünf Jahre 
nach dem Inkrafttreten evaluiert. 

Ziele: Vereinheitlichung, Flexibilisierung und 
Konsolidierung der Unternehmensstatis-
tiken, Qualitätsverbesserung der Kosten-
strukturstatistik im medizinischen Be-
reich, Entlastung der auskunftspflichtigen 
Unternehmen. 

Kriterien/Indikatoren: Revisionsanfälligkeit; Anzahl von Ände-
rungen des Erhebungsprogramms; Erfül-
lungsaufwand für auskunftspflichtige 
Unternehmen. 

Datengrundlage: Datenbestände des Statistischen Bundes-
amtes, Nachmessungen durch das Statisti-
sche Bundesamt und die Statistischen 
Ämter der Länder.

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags kei-
ne Einwände gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem vorliegenden Rege-
lungsentwurf.

Durch die Errichtung einer Verwaltungsdaten-Informationsplattform beim Statisti-
schen Bundesamt wird eine weitere Behörde mit der Erstellung einer Übersicht 
über Verwaltungs- bzw. Registerdaten betraut. Im Sinne einer Rechts- und Verwal-
tungsvereinfachung sollte erwogen werden, eine solche Übersicht nur an einer Stel-
le zu führen und allen Bedarfsträgern zugänglich zu machen.

II. Im Einzelnen

Mit dem Regelungsvorhaben soll das nationale Recht an die Vorgaben der Verordnung 

(EU) 2019/2152 des Europäischen Parlaments und des Rates über europäische Unterneh-

mensstatistiken vom 27. November 2019 (sog. EBS-Verordnung) angepasst werden:

 Die bisher auf der Grundlage von drei Gesetzen geregelten Erhebungen für die 

Konjunktur- und die Strukturstatistiken in den Bereichen Handel und Dienst-

leistungen werden in einem Gesetz konsolidiert und harmonisiert. 

 Lieferverpflichtungen werden um folgende Bereiche erweitert: 

o Bei den Konjunkturstatistiken: „Grundstücks- und Wohnungswesen“, 

„Vermietung von beweglichen Sachen“, „Hausmeisterdienste“ und „Gar-

ten- und Landschaftsbau sowie Erbringung von sonstigen gärtnerischen 

Dienstleistungen“. 

o Bei den strukturellen Unternehmensstatistiken: „Erziehung und Unter-

richt“, „Gesundheits- und Sozialwesen“, „Kunst, Unterhaltung und Erho-
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lung“, „Erbringung von sonstigen überwiegend persönlichen Dienstleis-

tungen“ und teilweise „Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienst-

leistungen“. 

 Für den Bereich der Praxen von Ärzten, Zahnärzten und psychologischen Psycho-

therapeuten wird die Kostenstrukturstatistik angepasst. Durch Anpassung der 

Periodizität von vierjährlich auf jährlich und Ausweitung des Stichprobenumfangs 

soll die Kostenstrukturstatistik sowohl den nationalen Bedarf abdecken, als auch 

die neuen europäischen Lieferverpflichtungen erfüllen. 

 Um die Qualität der Kostenstrukturstatistik im medizinischen Bereich zu steigern, 

werden rechtliche Voraussetzungen für die Nutzung der Daten des Bundesarzt-

registers und des Bundeszahnarztregisters geschaffen. 

 Die Statistik zur Informationsgesellschaft wird auf ein jährlich wechselndes Er-

hebungsprogramm umgestellt sowie an weitere kurzfristige Änderungen der Lie-

fervorgaben der EU angepasst. 

 Das Statistikregistergesetz wird an die Definition des Unternehmens aus der EU-

Einheitenverordnung angepasst. Darüber hinaus wird die Möglichkeit ausgewei-

tet, Angaben die im Unternehmensregister für statistische Verwendungszwecke 

gespeichert sind, zu verifizieren. 

 Als Grundlage für die Identifizierung von in der Verwaltung vorhandenen Daten, 

den Austausch über deren Nutzbarkeit und das Nachhalten von Entwicklungen 

und Änderungen wird eine elektronische Verwaltungsdaten-

Informationsplattform (VIP) errichtet. 

 Um auskunftspflichtige Energieversorgungsunternehmen zu entlasten, wird das 

Statistische Bundesamt in den Kreis der Empfänger von Daten der Markttrans-

parenz-stelle über die Großhandelspreise für Strom und Gas aufgenommen.

II.1. Erfüllungsaufwand 

Den Bürgerinnen und Bürgern entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 

Wirtschaft 

Aus den folgenden Vorgaben entsteht der Wirtschaft im Saldo eine jährliche Entlastung 

von rund 695.000 Euro sowie einmaliger Erfüllungsaufwand von 112.000 Euro:

 Im Bereich der Strukturstatistik werden die im Handelsstatistikgesetz und Dienst-

leistungsstatistikgesetzes separat geregelten Erhebungen durch eine Erhebung 
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nach dem neuen Handels- und Dienstleistungsstatistikgesetzes ersetzt. Im Saldo 

erhöht sich dabei die Anzahl der verpflichteten Melder. Bei einem Zeitaufwand 

von 45 bis 115 Minuten pro Fall und einem Lohnsatz von 32,1 Euro bis 56,4 Euro 

pro Stunde ergibt sich im Saldo zusätzlicher laufender Erfüllungsaufwand von 

rund 35.000 Euro. 

 Im Bereich der konjunkturstatistischen Erhebungen reduziert sich im Saldo die 

Anzahl der verpflichteten Melder sowie die Anzahl der erfragten Merkmale. Dar-

aus entsteht eine jährliche Entlastung von rund 768.000 Euro. Aus der Einführung 

oder Anpassung digitaler Prozessabläufe sowie der Anpassung von Organisati-

onsstrukturen für geschätzt 1.230 Unternehmen entsteht bei einem Zeitsaufwand 

von zwei Stunden pro Fall und einem Lohnsatz von 45,7 Euro pro Stunde einma-

liger Erfüllungsaufwand von rund 112.000 Euro. 

 Durch die neue Konzeption der Kostenstrukturstatistik im medizinischen Bereich 

entsteht im Saldo zusätzlicher jährlicher Erfüllungsaufwand von 168.000 Euro. 

Diese zusätzliche Belastung ergibt sich aus der Erhöhung der Anzahl der ver-

pflichteten Melder auf insgesamt 11.600, sowie der Erhöhung der erfragten Merk-

male und der Periodizität. 

 Da Unternehmen in sechs Bereichen des Produzierenden Gewerbes keine Auftei-

lung nach Geschlecht mehr vornehmen müssen, reduziert sich der jährliche Er-

füllungsaufwand um rund 133 000 Euro. Diese Entlastung entsteht aus einem Er-

sparnis von drei Minuten pro Fall für rund 53.000 Unternehmen. 

 Aus den zusätzlichen Befragungen von 30 Unternehmensgruppen im Rahmen des 

Statistikregisters entsteht bei einem Zeitaufwand von fünf Stunden pro Fall und 

einem Lohnsatz von 56,4 Euro pro Stunde laufender Erfüllungsaufwand von 

rund 8.000 Euro. 

 Durch die Übermittlung der Daten über die Großhandelspreise für Strom und 

Gas durch die Markttransparenzstelle an das Statistische Bundesamt reduziert 

sich der Er-füllungsaufwand für Unternehmen, die aktuell zum Versand von An-

gaben zum Verkauf von Strom und Gas an Weiterverteiler/Wiederverkäufer ver-

pflichtet sind. Da künftig sekundäre Daten verwendet werden können, entfallen 

jährlich rund 800 Meldungen. Bei einem Zeitaufwand von etwa 11 Minuten pro 

Preismeldung und einem Lohnsatz von 38,5 Euro pro Stunde reduziert sich der 

Erfüllungsaufwand um rund 6.000 Euro.
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Verwaltung (Bund)

Für das Statistische Bundesamt entsteht zusätzlicher laufender Erfüllungsaufwand von 

insgesamt 2,7 Mio. Euro. Der Erfüllungsaufwand entsteht vor allem aus der Einrichtung 

der Verwaltungsdaten-Informationsplattform. Für die konzeptionelle Weiterentwick-

lung, Koordinierung, Beratung, Öffentlichkeitsarbeit und die inhaltliche Pflege der Meta-

daten der Personalaufwand nachvollziehbar auf rund 434 000 Euro geschätzt. Darüber 

hinaus entstehen laufende Sachkosten von 850.000 Euro für die externe Vergabe von 

Programmieraufträgen sowie die Umsetzung der VIP durch das Informationstechnikzent-

rum Bund (ITZBund).

Weiterer laufender Erfüllungsaufwand entsteht aus den folgenden Vorgaben:

 Für die Konjunkturerhebung im Bereich des Großhandels entsteht im Saldo zu-

sätzlicher laufender Zeitaufwand von 732 Arbeitstagen bei einem Lohnsatz von 

43,40 Euro bzw. 65,40 Euro pro Stunde oder insgesamt 272.000 Euro. 

 Für die strukturstatistische Erhebung entstehen zusätzlicher laufender Zeitauf-

wand von 1.230 Arbeitstagen sowie jährliche Sachkosten von 34.000 Euro. Daraus 

ergibt sich laufender Erfüllungsaufwand von 476.000 Euro. 

 Im Bereich der Kostenstrukturstatistik entsteht zusätzlicher laufender Erfül-

lungsaufwand von im Saldo 192.000 Euro. Dieser Erfüllungsaufwand ergibt sich 

im Wesentlichen aus der zusätzlichen 741 Arbeitstagen bei dem Statistischen Bun-

desamt in Verbindung mit dem Bereich der Praxen von Ärzten, Zahnärzten und 

psychologischen Psychotherapeuten. 

 Durch die rechtlichen Voraussetzungen für die Nutzung des Bundesarzt- und 

Bundeszahnarztregisters durch die amtliche Statistik entfällt ein Personalaufwand 

von 55 Arbeitstagen und damit ein jährlicher Erfüllungsaufwand von rund 

21.000 Euro. 

 Da Erhebungen im Rahmen der Statistik zur Informationsgesellschaft nicht mehr 

bei den Statistischen Landesämtern, sondern bei dem Statistischen Bundesamt 

durchgeführt werden, entsteht dem Statistischen Bundesamt zusätzlicher Perso-

nalaufwand von 415 Arbeitstagen oder rund 131.000 Euro sowie jährlicher Sach-

aufwand von 60.000 Euro. 

 Aus der Übermittlung der Daten an das Statistische Bundesamt durch die Markt-

transparenzstelle entsteht dem Statistischen Bundesamt jährlicher Erfüllungs-

aufwand für Qualitätssicherung von rund 66.000 Euro.
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 Durch die Möglichkeit, Scannerdaten auch außerhalb der Preisstatistik zu nut-

zen wird für die laufende Aufbereitung der Daten und die Datenanalyse durch 

das Statistische Bundesamt Erfüllungsaufwand von 218.000 Euro pro Jahr erwar-

tet.

Für weitere Bundesbehörden entsteht laufender Erfüllungsaufwand von insgesamt 

32.000 Euro in Verbindung mit dem Betrieb der VIP. Diese Schätzung basiert auf der An-

nahme, dass etwa die Hälfte der Register auf Bundesebene geführt wird, so dass die Hälf-

te der geschätzten Kosten für die Bereitstellung der Metadaten und den Informationsaus-

tausch mit dem Statistischen Bundesamt (acht Stunden pro Stelle bei einem Lohnsatz von 

39,6 Euro pro Stunde und 200 Verwaltungsstellen oder insgesamt rund 63.000 Euro) bei 

den Bundesbehörden entstehen.

Für die Lieferung der Daten an das Statistische Bundesamt entsteht für die Kassenärztli-

che Bundesvereinigung und die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung zusätzlicher 

Erfüllungsaufwand von 10.000 Euro.

Einmaliger Erfüllungsaufwand von insgesamt 5,4 Mio. Euro entsteht bei dem Statisti-

schen Bundesamt hauptsächlich aus der Einrichtung der Verwaltungsdaten-

Informationsplattform. Für die Programmierung der Website, die technische Ausgestal-

tung und Umsetzung durch einen externen Dienstleister und ITZBund werden Kosten 

von 3,3 Mio. Euro angenommen. Diese Schätzung basiert auf den bisherigen Erfahrungs-

werten für den Aufbau von Registern. Für die erstmalige Befüllung der VIP mit relevan-

ten Informationen über Verwaltungsdaten werden zusätzliche einmalige Personalkosten 

von 300.000 Euro erwartet. 

Weiterer einmaliger Erfüllungsaufwand entsteht aus den folgenden Maßnahmen:

 Für die Neukonzeptionierung der Statistiken im Rahmen der konjunkturstatis-

tischen Erhebungen und strukturstatistischen Erhebungen wird einmaliger Per-

sonalaufwand von 1,56 Mio. Euro erwartet. 

 Aus der Nutzung der Daten der Markttransparenzstelle durch das Statistische 

Bundesamt entsteht einmaliger Personalaufwand von 153.000 Euro für die Ana-

lyse der Daten sowie einmalige Sachkosten von 66.000 Euro für die Anschaffung 

eines Dateneingangsservers. 

 Aus kleineren Umstellungen und Anpassungen bei Erhebungen im Bereich der 

Dienstleistungen, Informationsgesellschaft und Produzierenden Gewerbe so-

wie aus der Nutzung von Daten aus den Bundesarzt- und Bundeszahnarztregis-

ter entsteht einmaliger Erfüllungsaufwand von insgesamt 19.000 Euro.



-7- Drucksache 684/20

Darüber hinaus entstehen einmalige Kosten für die datenführenden Stellen auf Bun-

desebene für die Erstausstattung der VIP mit Metadaten. Das Ressort geht davon aus, 

dass die VIP nach vollständigem Aufbau etwa 400 Datenbestände umfasst und der erwar-

tete Aufwand für verschiedene Registerklassen von einem Personentag bis zwei Perso-

nenwochen beträgt. Daraus ergibt sich einmaliger Erfüllungsaufwand von rund 

665.000 Euro. Unter der Annahme, dass etwa die Hälfte der Register auf Bundesebene 

geführt wird und deshalb die Hälfte der Kosten auf Bundesebene entstehen, ergibt sich 

einmaliger Erfüllungsaufwand von rund 333.000 Euro.

Verwaltung (Länder)

Für die Landesverwaltungen entsteht jährlicher Erfüllungsaufwand von rund 

2,7 Mio. Euro.

Aus der Erweiterung der Lieferverpflichtungen und des Erfassungsbereichs sowie aus 

der methodischen Anpassung der konjunkturstatistischen und strukturstatistischen 

Erhebungen entsteht zusätzlicher jährlicher Erfüllungsaufwand von etwa 2,8 Millionen 

Euro. Für die Festlegungen der Stichprobenerhebung nach mathematisch-statistischen 

Verfahren entsteht weiterer jährlicher Erfüllungsaufwand von 95.000 Euro.  

Aus der Übermittlung der Daten durch die Kassenärztliche Bundesvereinigung und 

die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung entsteht jährlicher Erfüllungsaufwand 

von 30.000 Euro für die Statistischen Landesämter. Durch die geänderte Zuständigkeit für 

die Statistik zu Informationsgesellschaft werden Statistische Landesämter dagegen um 

286.000 Euro entlastet.

Aus weiteren Vorgaben im Rahmen der Handels- und Dienstleistungsstatistik, Erhe-

bungen im Produzierenden Gewerbe sowie Statistikregister entsteht jährlicher Erfül-

lungsaufwand von rund 13.000 Euro.

Für den Dauerbetrieb der VIP entsteht bei den datenführenden Stellen auf Landesebe-

ne ebenfalls laufender Erfüllungsaufwand in Verbindung mit der Bereitstellung und Pfle-

ge von Metadaten. Unter der Annahme, dass die Hälfte der Kosten dem Bund und die 

Hälfte den Ländern entstehen ergeben sich jährliche Kosten von 32.000 Euro.

Einmaliger Erfüllungsaufwand für die Landesverwaltungen beträgt insgesamt 

743.000 Euro.

Durch die Umstellung auf die zukünftigen Anforderungen entsteht den Statistischen 

Ämtern der Länder einmaliger Erfüllungsaufwand von 334.000 Euro. Weitere 
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63.000 Euro entstehen in Verbindung mit der Übermittlung der Daten durch die Kassen-

ärztliche Bundesvereinigung und die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung.

Weitere Anpassungen im Bereich der Handels- und Dienstleistungsstatistik, der Erhe-

bungen im Produzierenden Gewerbe und des  Statistikregister führen zu einem einmali-

gen Erfüllungsaufwand von 13.000 Euro.

Analog zu der Bundesebene entstehen für registerführenden Verwaltungsstellen auf Lan-

desebene einmalige Kosten von insgesamt etwa 333.000 Euro in Verbindung mit der 

Erstausstattung der VIP mit Metadaten.

II.2. Umsetzung von EU-Recht

Dem NKR liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass mit dem Vorhaben über eine 1:1 

Umsetzung hinausgegangen wird.

II.3. ‚One in one out‘-Regel

Aus nationalen Vorgaben entstehen Entlastungen bei Erhebungen im Bereich des Produ-

zierenden Gewerbes sowie in Verbindung mit der Übermittlung der Daten über die 

Großhandelspreise für Strom und Gas durch die Markttransparenzstelle. Im Sinne der 

‚One in one out‘-Regel der Bundesregierung stellt der jährliche Erfüllungs-aufwand der 

Wirtschaft in diesem Regelungsvorhaben damit ein „Out“ von rund 139.000 Euro dar.

II.4. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Im Rahmen des Registermodernisierungsgesetzes soll das Bundesverwaltungsamt als 

Registermodernisierungsbehörde eine Übersicht über bestehende Register erstellen. 

Durch die Errichtung einer Verwaltungsdaten-Informationsplattform beim Statistischen 

Bundesamt wird eine weitere Behörde mit der Erstellung einer Übersicht über Verwal-

tungs- bzw. Registerdaten betraut. Diese parallelen Strukturen sind mit zusätzlichen Auf-

bau- und Abstimmungskosten verbunden und führen perspektivisch auch zu einer Dopp-

lung bei der Übermittlung der Metadaten durch die datenführenden Stellen. Im Sinne 

einer Rechts- und Verwaltungsvereinfachung sollte erwogen werden, eine solche Über-

sicht nur an einer Stelle zu führen und allen Bedarfsträgern zugänglich zu machen.

II.5 Evaluierung

Dieses Regelungsvorhaben wird spätestens fünf Jahre nach dem Inkrafttreten evaluiert. 

Dabei wird die Bundesregierung prüfen, ob durch die neu geschaffenen Erhebungsin-
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strumenten und -frequenzen die Ziele der EBS-Verordnung, Unternehmensstatistiken zu 

vereinheitlichen, zu flexibilisieren und zu konsolidieren erreicht wurden. Untersucht wird 

auch die Qualitätsverbesserung der Kostenstrukturstatistik im medizinischen Bereich. Als 

Kriterien werden dafür Revisionsanfälligkeit sowie Anzahl von Änderungen des Erhe-

bungsprogramms herangezogen und als Datengrundlage die Datenbestände des Statisti-

schen Bundesamtes verwendet. Die Bundesregierung wird auf der Grundlage von Nach-

messungen ebenfalls ermitteln, in wie fern sich der Erfüllungsaufwand für auskunfts-

pflichtige Unternehmen reduziert hat.

III. Ergebnis

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine 

Einwände gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem vorliegenden Regelungsent-

wurf.

Durch die Errichtung einer Verwaltungsdaten-Informationsplattform beim Statisti-

schen Bundesamt wird eine weitere Behörde mit der Erstellung einer Übersicht über 

Verwaltungs- bzw. Registerdaten betraut. Im Sinne einer Rechts- und Verwaltungsver-

einfachung sollte erwogen werden, eine solche Übersicht nur an einer Stelle zu führen 

und allen Bedarfsträgern zugänglich zu machen.

Dr. Ludewig Prof. Dr. Mayer-Bonde 

Vorsitzender Berichterstatterin
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